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0 Zusammenfassung

Untersuchungsdesign

Die Aktualisierung der Zwischenbewertung des AFP wurde zentral fir alle deutschen Fla-
chenlédnder nach einem einheitlichen Verfahren durchgefuhrt. Hauptinformationsquelle
war zum einen eine Betriebsleiterbefragung, die aufgrund der knappen Zeitvorgabe auf
die Schwerpunkte Grol3e Investitionen in der Milchviehhaltung und auf Kleine Investi-
tionen ohne Eingrenzung des Produktionsbereichs fokussiert war. Die andere wichtige
Informationsquelle waren die Beraterworkshops, in denen auch andere Investitionsberei-
che ergénzend thematisiert wurden.

Da in der Praxis beinahe alle gréReren baulichen Investitionen 6ffentlich geférdert wer-
den, ist es schwierig, nicht-geférderte Referenzbetriebe zu finden. Der in der Untersu-
chung gewahlte Ansatz, mindestens zehn Jahre nicht mehr gefdrderte Betriebe zu Ver-
gleichszwecken heranzuziehen, hat lediglich explorative Erkenntnisse uber diese Betriebs-
gruppe, die sehr heterogen ist und systematische Unterschiede zu den geférderten Betrie-
ben aufweist, erbracht. Die Ermittlung von Nettowirkungen der Foérderung war anhand
dieser Referenzgruppe nicht moglich.

Geforderte Investitionen

Im Zeitraum 2000 bis 2004 wurden in Niedersachsen insgesamt 1.880 groRRe und 2.540
kleine Forderféalle nach den AFP-Richtlinien bewilligt; das damit verbundene forderfahige
Investitionsvolumen betrug 398 bzw. 125 Mio. €. Der Schwerpunkt der AFP-Foérderung
lag im Gebéudebereich, ein Grofteil davon waren Rindviehstalle, in 2001 vor allem
Schweinestélle. Auch sonstige Idw. Gebaude, vor allem Maschinenhallen und andere La-
ger, werden mit ca. 20 % der Fordergelder in nicht unwesentlichem Umfang gefordert. Im
Jahr 2003 und 2004 floss mit jeweils etwa 13 % der Fordergelder ein erheblicher Anteil in
die Maschinenférderung.

Ergebnisse

Die Betriebserhebung in Niedersachsen hat ergeben, dass die wesentlichen positiven Wir-
kungen der geforderten Investitionen in den Bereichen Arbeitsbedingungen und Erweite-
rung der Produktionskapazitaten eintreten. Bei den GrofRen Investitionen im Milchbereich
handelt es sich bei 46 % der Félle um eine Umstellung von Anbinde- auf Laufstallhaltung
mit den damit verbundenen positiven Wirkungen fiir die Arbeitswirtschaft, die Arbeitsbe-
dingungen, den Tierschutz und die Tiergesundheit sowie fiir die Produktqualitat. Der
durchschnittlich starke Anstieg der Arbeitsproduktivitat ist hervorzuheben; allerdings
gibt es auch Betriebe, die in dieser Hinsicht trotz erheblicher Investitionen stagnieren.
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Eine positive Einkommensentwicklung wird dagegen nur von etwa einem Drittel der Be-
triebe der Investition zugeschrieben. Dies steht im Widerspruch zu der trotz widriger Um-
stande oftmals positiven Gewinnentwicklung. Angesichts der teilweise erheblichen Kennt-
nislicken der Betriebsleiter im Bereich Buchfiihrung und Controlling (v.a. BZA) sind
Aussagen zur Erfolgswirtschaft und Kostenstruktur der Betriebe jedoch nur begrenzt be-
lastbar. Dieser Bereich wird in der Ex-post-Bewertung anhand der Auswertung der Aufla-
genbuchflhrung néher beleuchtet.

Von den Kleinen Investitionen gehen kaum Initialwirkungen aus. Uberwiegend handelt es
sich bei diesen Investitionen um solche, die auch ohne Férderung durchgefiihrt wirden
und damit erhebliche Mitnahmeeffekte beinhalten. Im Gegenteil dazu wirden Grol3e In-
vestitionen in vielen Féllen ohne Férderung nicht stattfinden, da der aus der Fremdkapital-
aufnahme resultierende Kapitaldienst dann aus Sicht der Betriebsleiter nicht tragbar oder
die Rentabilitat der Investition zu gering wére. Es zeigt sich allerdings, dass sich diese
~forderabhangigen* Unternehmen strukturell und wirtschaftlich trotz héherer Investiti-
onsvolumina deutlich weniger dynamisch entwickeln als jene ,,forderunabhdngigen®, die
auch ohne Forderung investiert hatten. Die Forderung greift hier in unterschiedlichen be-
trieblichen Entwicklungsphasen ein und erzielt entsprechend unterschiedliche Wirkungen.

Entgegen den Erwartungen ist der Zugang zum Kapitalmarkt aus Sicht der Betriebsleiter
bislang kaum ein Problem. Aufgrund groRer werdender Wachstumsschritte und steigender
Bedeutung von Sicherheiten bei erh6htem Pachtanteil wird es jedoch flr zahlreiche Be-
triebe, zumindest nach Ansicht der Berater in Niedersachsen, kinftig schwieriger, Kredite
zu tragbaren Bedingungen zu erhalten. Eine Blrgschaftsregelung wird aber gegenwartig
noch nicht als notwendig erachtet. Skeptisch beurteilen die Berater die an guten Standor-
ten entstehenden Biogasanlagen, die insbesondere fiir Milchvieh- und Veredlungsbetriebe
ein ernstes Entwicklungshemmnis durch Verknappung der Flachenverfligbarkeit darstellt.

Empfehlungen

Aufbauend auf den Untersuchungsergebnissen und vor dem Hintergrund der kinftigen
Rahmenbedingungen (v.a. Agrarreform, Mittelknappheit) empfehlen die Bewerter, bereits
kurzfristig das AFP kinftig starker auf groRere Investitionen mit deutlichen Struktureffek-
ten zu konzentrieren, dabei die bestehenden Kapazitatsbeschrankungen im Rahmen des
Maoglichen zu lockern, und die Férderung grundsétzlich auf einen Zuschuss ohne Kredit-
bindung in Hohe von 15 bis 20 % des Investitionsvolumens umzustellen. Die Untergrenze
fir das forderfahige Investitionsvolumen sollte auf mindestens 50.000 Euro angehoben
werden. Auf eine FOrderung von mobilen Maschinen und Geréten sowie von Anlagen zur
Energieerzeugung sollte zukinftig verzichtet werden. Ein Bedarf fiir eine Junglandwirte-
forderung oder eine besondere Existenzgriindungsférderung wird ebenfalls nicht gesehen.
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Mittel- und langfristig sollten auf der Grundlage einer konsequenten Interventionslogik
nur dann Investitionen im Agrarbereich geférdert werden, wenn der Markt — z. B. auf-
grund von Strukturbriichen —zu keiner effizienten Faktorallokation fihrt. Darlber hin-
aus werden Innovationen und unter gewissen Bedingungen auch die Bereitstellung 6ffent-
licher Guter als forderwurdig angesehen. Grundsatzlich ist eine zeitliche und gegebenen-
falls regionale Begrenzung der Intervention festzulegen.

Vorbemerkung

Die Aktualisierung der Zwischenbewertung des AFP in Niedersachsen wird im Rahmen
einer zentralen Evaluierung durch die Bundesforschungsanstalt fir Landwirtschaft (FAL)’
durchgefiihrt. Dies bedeutet, dass die FAL das AFP einzeln in samtlichen Landern und
zusammenfassend fur den Bund bewertet. Diese Organisationsform der Bewertung, die
vom Planungsausschuss fur Agrarstruktur und Kustenschutz (PLANAK) in Kontinuitét zur
Zwischenbewertung gewéhlt wurde, beinhaltet sowohl Vor- als auch Nachteile (Forstner
und Koch, 2005, S. 119-127). Die mdglichen Vorteile liegen vor allem in GroéRen- und
Synergieeffekten durch ein weitgehend einheitliches Untersuchungskonzept und durch die
Nutzung von landerspezifischen Erkenntnissen fur andere Regionen. Probleme kdnnen aus
Doppelarbeiten durch unzureichende Absprachen mit den Programmbewertern und aus der
etwas distanzierteren Sichtweise des nationalen Bewerters resultieren. In der vorliegenden
Untersuchung wurde versucht, diese moglichen Nachteile der zentralen Bewertung mdg-
lichst durch einen angemessenen Gedankenaustausch mit dem Auftraggeber, dem Pro-
grammbewerter und Experten des Landes Niedersachsen zu vermeiden.

Institut fur Betriebswirtschaft.
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1 Ausgestaltung der Agrarinvestitionsforderung

Im Folgenden wird das AFP hinsichtlich seiner Ziele, dem Forderkontext, der MalRnah-
mengestaltung und Interventionslogik nur soweit dargestellt, wie es fir die weitere Unter-
suchung und insbesondere fiir die Ableitung von Empfehlungen notwendig ist.

1.1  Ziele der Agrarinvestitionsférderung

VO (EG) Nr. 1257/1999

Die Verordnung uber die Forderung der Entwicklung des landlichen Raums stellt den kon-
zeptionellen und rechtlichen Rahmen fur die Agrarinvestitionsforderung dar. In der Be-
grundung fir die Investitionsforderung wird auf die mangelhaften strukturellen Bedingun-
gen vieler landwirtschaftlicher Betriebe hingewiesen, die eine Realisierung angemessener
Einkommen und Lebensbedingungen der betroffenen Familien verhindern (Européischer
Rat, 1999, Grund (17)). Die Investitionshilfen sollen zur Modernisierung und grof3eren
Wirtschaftlichkeit der Betriebe beitragen. Die FérdermalRnahme selbst wird dort unter Ka-
pitel I naher beschrieben, wobei die Zielvielfalt aufféallt. Der Begriff Wachstum wird nicht
verwendet, allenfalls kann er implizit dem Ziel ,,Senkung der Produktionskosten®“ zuge-
ordnet werden. Die fir Kostensenkungen notwendigen Wachstumsschritte werden in den
Bereichen Milchproduktion und Schweinemast erschwert bzw. unterbunden. Produktions-
steigernde Investitionen diirfen nicht gefordert werden’, wenn fiir die betroffenen Produkte
»keine normalen Absatzmdglichkeiten auf den Markten gefunden werden kénnen* (Euro-
paischer Rat, 1999, Art. 6). Auch im EPLR Niedersachsens ,,Proland® (s.u.) wird in Bezug
auf die entsprechenden Beschrankungen des vorangegangenen Planungszeitraums ge-
schrieben, diese beeintrachtigten damit ,,die Zielkonformitat der investiven Forderung in
Hinblick auf die Verbesserung oder Stabilisierung des landwirtschaftlichen Einkommens*
(S. 283).

Zwar wurde eine besondere Foérderung von Junglandwirten in den Forderkatalog aufge-
nommen, eine Begriindung der Intervention wird jedoch nicht gegeben.

AFP-bezogene Ziele im Rahmenplan

Die nationale Agrarinvestitionsforderung bewegt sich im Rahmen der EU-Verordnung Nr.
1257/1999. Erwéhnenswert im Hinblick auf das AFP ist der Richtungswechsel, der nach
der BSE-Krise im Jahr 2000/01 vollzogen wurde. Wé&hrend im Rahmenplan 2001-2004

Bei Milch kann nur im Rahmen der betrieblich vorhandenen Referenzmenge geférdert werden, bei
Schweinen nur innerhalb eines vorhandenen Marktpotentials, das auf Landerebene nachgewiesen wer-
den muss (Européische Kommission, 2000).
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(Deutscher Bundestag, 2001) unter der Uberschrift ,,Verbesserung der Wettbewerbsfahig-
keit durch Rationalisierung und Kostensenkung* 6konomische und strukturelle Ziele noch
im Mittelpunkt standen, wird seit dem Rahmenplan 2002-2005 die ,,Unterstiitzung einer
wettbewerbsfahigen, nachhaltigen, umweltschonenden, tiergerechten und multifunktiona-
len Landwirtschaft” als Zuwendungszweck ausgegeben. Mithin sind verschiedene Aspekte
der Erfullung nicht-6konomischer gesellschaftlicher Anforderungen an die Landwirtschaft
starker in den Vordergrund geruickt (z.B. Deutscher Bundestag, 2004b, S. 85 ff.). Aller-
dings wird eine Hierarchisierung der Ziele nicht vorgenommen.

AFP-Richtlinien

Die Léander kdnnen in ihren AFP-Richtlinien nicht Gber den Rahmenplan hinausgehen,
sofern sie eine Mitfinanzierung des Bundes wiinschen. Sogar die Bundesregierung weist
darauf hin, dass die finanziellen Rahmenbedingungen dazu zwingen ,,die Férdermoglich-
keiten in der GAK stérker auf die von der EU finanzierten MalRnahmen auszurichten*
(Deutscher Bundestag 2004a, S. 3). Dieses vor allem in Zeiten knapper Kassen aus Sicht
der einzelnen Mitgliedsstaaten und Bundesléander verstdndliche Ziel der Mittelmaximie-
rung muss im Folgenden bedacht werden, um die Ausgestaltung der AFP-Richtlinien mit
ihren Zielen im Einzelfall verstehen und nachvollziehen zu kénnen. Hinzu kommt, dass
die Rahmenpléne immer einen Kompromiss zwischen den Landern darstellen, und ein be-
stehender Fordertatbestand in einem Bundesland aufgrund der Notwendigkeit des Erhalts
landerubergreifend gleicher Chancen im Wettbewerb einen gewissen (politischen) Zwang
zur Forderung auch in anderen Landern nach sich ziehen (Auskunft im Landesgesprach,
Dezember 2004).

Die Bundeslander kdnnten aber dennoch Einschrankungen gegeniiber dem Rahmenplan
vornehmen, ohne die Kofinanzierung durch den Bund zu gefahrden. Dies geschieht im
Hinblick auf die Ziele nicht. So findet sich der Zuwendungszweck des Rahmenplans in
Niedersachsens AFP-Richtlinie 2005 (Entwurf) wie in den vorhergehenden Jahren im ge-
nauen Wortlaut wieder. Auch die oben angefiihrte Verdnderung in den Prioritaten der For-
derung wurde in den Richtlinien von 2001 auf 2002 in Niedersachsen simultan vollzogen.

Es wird an keiner Stelle — nicht in der relevanten EU-Verordnung, nicht im GAK-
Rahmenplan und auch nicht in den Forderrichtlinien — begrindet, warum sich wettbe-
werbsfahige Strukturen und bessere Einkommen nicht im Marktprozess einstellen sollten
und welche speziellen Produktionsbedingungen zu Umwelt- und Naturschutzproblemen
fihren. Ebenfalls wird nicht darauf eingegangen, ob nicht moglicherweise gerade staatli-
che Reglementierungen und die besondere Ausgestaltung der Interventionen zu den struk-
turellen Problemen beigetragen haben, deren Lésung man nun mit der Agrarinvestitions-
und Junglandwirteférderung herbeifiihren will. Diese Unterlassung verhindert, dass eine
Verénderung der Interventionsnotwendigkeit im Zeitablauf festgestellt werden kann und
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fahrt letztlich zu der bestehenden Dauersubventionierung, trotz sich teilweise drastisch
wandelnder Rahmenbedingungen.

1.2 Einordnung der MalBnahme in den Forderkontext

Der Entwicklungsplan fir den landlichen Raum (EPLR) dient u.a. dazu, die Férdermal-
nahmen in einen gréfReren Zusammenhang mit anderen MaBnahmen zur Forderung des
landlichen Raumes zu stellen, sie zu begrinden und eine Zielhierarchie zu erstellen. Im
Entwicklungsplan L&ndlicher Raum ,,Proland“ des Landes Niedersachsen werden die ein-
zelnen MaRnahmen kurz beschrieben; das AFP ist dem Fdrderschwerpunkt | ,,Verbesse-
rung der Produktionsstruktur® zugeordnet.

Anders als in den Richtlinien wird hier eine Zielhierarchisierung vorgenommen, indem
geschrieben wird, es solle ,,in erster Linie die Leistungsfahigkeit der Betriebe [...] gestei-
gert [und] ihre strukturelle Weiterentwicklung gewéhrleistet* werden (S.285). Um zu grei-
fen, musste eine solche Hierarchie aber in den Richtlinien operationalisiert werden, um
ihren Niederschlag in der Bewilligungspraxis zu finden. Als Begrindung fir die Notwen-
digkeit staatlichen Eingreifens wird angegeben, dass im Vergleich zu européischen Wett-
bewerbern strukturelle Defizite und Wettbewerbsnachteile durch hoéhere Auflagen und
hohere Investitionskosten® bestehen. Des Weiteren wird der bevorstehende Subventions-
abbau (zum Zeitpunkt der Erstellung des Programms noch Agenda 2000) als Begriindung
fur die Notwendigkeit eines Eingriffs angefuhrt (S. 283).

Weiter wird betont, es handele sich um eine ,,Hilfe zur Selbsthilfe*. Diese Formulierung
weckt die Erwartung, dass Betriebe nach einer einmaligen Unterstiitzung auf weitere staat-
liche Gelder nicht mehr angewiesen sein werden. Die 30jahrige Forderpraxis mit realer
Dauerférderung vieler Betriebe widerspricht dem.

Wahrend das EPLR den Eindruck erweckt, es gehe hier um eine Planung unter Einbezie-
hung aller méglichen Wechselbeziehungen zwischen den verschiedenen Malknahmen, wird
dieser Anspruch nicht eingelést. Die Diskussion der Kohédrenz der Malinahmen beschrénkt
sich im Wesentlichen auf eine Darstellung theoretischer Zielzusammenhénge und der den
jeweiligen Forderschwerpunkten zugeteilten Mittelvolumina. Eine Operationalisierung der
Uberlegungen durch tibergeordnete Planung der MaRnahmenbewilligung, sei es in regio-
naler, sei es in anderer struktureller Hinsicht, existiert jedenfalls im Hinblick auf das AFP
kaum, obwohl im EPLR darauf hingewiesen wird, ,,dass es den landlichen Raum in Nie-

Angesichts einer seit Jahrzenten bestehenden strukturkonservierenden Dauersubventionierung von
Investitionen stellt sich hier allerdings die Frage nach der Henne und dem Ei.
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dersachsen nicht gibt“ und dass ,,unterschiedliche (regionale) Problemlagen [...] ein ent-
sprechend differenziertes Instrumentarium [erfordern]“ (S.225). Der Versuch einer regio-
nalen Differenzierung in der AFP-Forderung in Niedersachsen wurde zeitweise durch den
Ausschluss der Forderung im Bereich von Schweine- und Gefligelhaltung in Gebieten mit
einer hohen Nutzviehdichte (betroffen waren die Kreise Vechta und Cloppenburg) unter-
nommen. Dies geschah durch einen Erlass des niedersachsischen Ministeriums vom
4.9.2001, der am 18.8.2003 wieder aufgehoben wurde, nachdem sich gezeigt hatte, dass
die 2GV/ha-Grenze ohnehin einschrankend wirkte.

1.3 MalRnahmengestaltung

Die Fordermodalitdten in den Landern werden im Einzelnen durch die Richtlinien gere-
gelt. Eine genaue Darstellung dessen, wer wie unter welchen Umstanden gefordert werden
kann, entféllt hier mit Verweis auf die Forderrichtlinien und den Bericht der Zwischeneva-
luierung (FAL, 2003). Eine Wesentliche Abweichung vom Rahmenplan besteht darin, dass
es in Niedersachsen schon seit 1991 keine Junglandwirteférderung mehr gibt.

Umsetzungsspielrdume

In der MaRnahmenumsetzung bleibt den Ministerien besonders in der Zusammenarbeit mit
den Bewilligungsbehorden weiterer Spielraum, der durch interne Dienstanweisungen und
Durchfiihrungsverordnungen ausgeftllt werden kann. In Niedersachsen wird von diesen
Maoglichkeiten durchaus Gebrauch gemacht. So wurde die Regelung, dass nur Betriebe mit
einer ,,angemessenen Eigenkapitalbildung“ geférdert werden dirfen, in einem Erlass vom
28.1.2003 dahingehend konkretisiert, dass eine Bewilligung davon abh&ngig gemacht
wird, dass ,,bisher eine bereinigte Eigenkapitalbildung erreicht wurde, die grundsétzlich in
Hohe der Tilgungsleistungen liegt*. Daruber hinaus darf die langfristige Kapitaldienst-
grenze durch die Betriebe nicht Giberschritten werden.

Nach Auskunft der Bewilligungsstelle ist vor einigen Jahren auch schon einmal der Ver-
such unternommen worden, die Bewilligungen nach Reihenfolge der Hohe der Eigenkapi-
talbildung in den vorausgegangenen Jahren auszusprechen (Anhang 4). Seit 2005 besteht
die Anweisung des Ministeriums, Bewilligungen zuerst fir Milchviehbetriebe und erst im
Anschluss bei weiteren verfugbaren Mitteln fir andere Betriebe auszusprechen (Einfuh-
rungserlass 2005).

Im Anschluss an das Inkrafttreten des zweiten Energieeinspeisegesetzes Ende 2003 wurde
die Férderung von Photovoltaikanlagen auf einen zehnprozentigen Zuschuss begrenzt und
der gesamte Mittelrahmen gedeckelt. Dies fiihrte in 2004 zum Inkrafttreten eines Antrags-
annahmestopps zum August, die Férderung wurde in 2005 nicht wieder aufgenommen.
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Anderungen seit 2003

2003 wurde die Regelung eingefuhrt, wonach auch dann Investitionen zur regenerativen
Energieerzeugung gefordert werden kdnnen, wenn der erzeugte Strom ins 6ffentliche Netz
eingespeist wird. Dies in Verbindung mit dem Inkrafttreten des Energieeinspeisungsgeset-
zes (EEG) zum 1.7.2004 hatte trotz der eingeschrénkten Fordermdglichkeiten in Nieder-
sachsen (s.0.) eine starke Zunahme der Inanspruchnahme dieser Forderung zur Folge. Die
Forderung von Biogasanlagen ist durch die De-minimis-Regelung allerdings begrenzt.

Seit 2003 ist es auBerdem prinzipiell méglich, Kleine Investitionen ber einen verlorenen
Zuschuss zu fordern; gleichzeitig wurde es moglich, bestimmte Maschinen, von denen
man sich einen 6kologischen Zusatznutzen versprach, Gber den Zuschuss in Héhe von bis
zu 35 % des forderfahigen Investitionsvolumens fir die Erfullung besonderer Anforderun-
gen an die Landwirtschaft zu fordern. In 2004 ist aulerdem die Prosperitatsgrenze, die
festlegte, dass Personen, die mehr als 90.000 € verdienen, keine Foérderung erhalten, auf
120.000 € fiir Verheiratete angehoben worden”.

Zwar wurde in der Diskussion des Rahmenplans 2004 festgestellt, ,,dass schon die derzeitige Prosperi-
tatsgrenze von 90.000 € nur fur wenige Betriebe ein Ausschlusskriterium ist“ (Deutscher Bundestag
2004, S. 4), doch musste die Prosperitatsgrenze fur Verheiratete aufgrund eines Urteils des Bundes-
verwaltungsgerichtes angehoben werden.
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2 Untersuchungsdesign und Daten

2.1 Untersuchungsdesign

Im Folgenden wird die Gesamtkonzeption der Untersuchung uber die L&nder hinweg dar-
gestellt, damit die Vorgehensweise im Zusammenhang mit der AFP-Bewertung in Nieder-
sachsen deutlich wird.

Zielsetzung der Bewertung

Die wesentlichen Ziele der Untersuchung bestehen darin, die Wirkungen des AFP zu ana-
lysieren und darauf aufbauend Optimierungspotenziale im Hinblick auf die Kernziele der
MaRnahme abzuleiten. Diese Kernziele sollten in Zusammenarbeit mit Beratern, Vertre-
tern des Berufsstandes und dem zustdndigen Fachministerium identifiziert werden, wobei
die kinftigen Herausforderungen durch die aktuelle Agrarreform und WTO-
Verhandlungen Berlcksichtigung finden sollten. Aufbauend auf der Bewertung des AFP
sollten konkrete Handlungsoptionen sowohl kurzfristig fur die verbleibende Férderperiode
bis Ende 2006 als auch fur die nachste Periode ab 2007 erarbeitet werden.

Untersuchungskonzept

Bei der Untersuchung waren die Vorgaben der EU-Kommission fur die Bewertung der
Kapitel 1 (Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben) und Il (Niederlassung von
Junglandwirten) der EU-Verordnung 1257 (s.0.) zu beachten. Diese VVorgaben haben das
Untersuchungskonzept und die Struktur des Berichtes deutlich mitbestimmt.

Die Untersuchung besteht aus fiinf Elementen (vgl. Abbildung 2.1). Am Beginn stand ein
Gesprach mit dem Auftraggeber (zustdndiges Fachministerium), in dem eine Prazisie-
rung des vom Evaluator vorgesehenen Untersuchungskonzeptes erreicht werden sollte.
Das Ergebnis tragt sowohl der knappen Zeitvorgabe® als auch den inhaltlichen Wiinschen
des Auftraggebers Rechnung. Das Konzept sieht vor, die Analyse auf einige inhaltliche
Schwerpunkte zu konzentrieren. Die Datenerhebung sollte zudem auf bestimmte Regionen
begrenzt werden, die im Hinblick auf die inhaltlichen Schwerpunkte typisch und somit
aussagekraftig sind.

Lediglich vier Monate standen effektiv flir die Datenerhebung/-analyse und Durchfiihrung von Work-
shops/Expertengesprachen sowie deren Auswertung zur Verfugung.
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Wichtigster Teil der Daten- und Informationsgewinnung war eine Betriebsleiterbefra-
gung. Dabei wurde ein Schwerpunkt bei GroRen Investitionen® in der Milchviehhaltung
gesetzt, weil in diesen Produktionsbereich ein groRer Anteil der Fordermittel flieRt. Ein
weiterer Schwerpunkt waren Kleine Investitionen ohne Einschrankung der Investitionsart,
weil diese Forderfalle, die durch geringere Forderauflagen und eine geringere Forderinten-
sitat gekennzeichnet sind, in allen anderen Bundeslandern auBer Schleswig-Holstein aktu-
ell den GroRteil der bewilligten Férderungen ausmachen. Hauptintention dieses Analyse-
schwerpunktes war, zu kl&ren, ob von Kleinen Investitionen nennenswerte Initialwirkun-
gen ausgehen. Zusétzlich wurde als ein Schwerpunkt Gewé&chshausinvestitionen im Zier-
pflanzenbau gewahlt, weil diese regional eine grofle Bedeutung bei der Férderung haben
(Sachsen, Nordrhein-Westfalen, Hamburg) und als Vergleichsgruppe (nicht reglementierte
Markte) zu landwirtschaftlichen Betrieben zusatzliche Erkenntnisse versprachen. Da sich
herausgestellt hat, dass eine Vergleichbarkeit so nicht besteht, wird im vorliegenden Be-
richt auf die Ergebnisse fir den Gartenbau aufgrund der geringen Relevanz fiir Nieder-
sachsen nicht weiter eingegangen.

AuBerdem wurden im Bereich Milchviehhaltung auch Betriebe erhoben, die mindestens
zehn Jahre keine Investitionsforderung in Anspruch genommen haben. Diese Betriebe soll-
ten im Idealfall als Vergleichsgruppe dienen oder im explorativen Sinn Zusatzinformatio-
nen zur investiven FOrderung aus Sicht einer nicht teilnehmenden Gruppe liefern.

Die Unterscheidung nach ,,GroRen Investitionen“ und nach ,,Kleinen Investitionen“ orientiert sich an
der Diktion der Férdergrundsétze fiir das AFP im GAK-Rahmenplan seit 2002. Die korrespondieren-
den Bezeichnungen vor 2002 sind ,,Kombinierte Investitionsforderung” und ,,Agrarkredit*.
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Abbildung 2.1:  Vorgehensweise der Untersuchung

Bearbeitungsschritte A B C D

A. Konzeptprézisierung mit dem Auftraggeber

B. Unternehmerbefragung

Fokus 1: GroBe Investitionen
in der Milchviehhaltung

Fokus 2: Kleine Investitionen

Fokus 3: GrolRe Investitionen
im Zierpflanzenbau

C. Beraterworkshop

D. Sekundéardatenanalyse

E. Validierungsgesprach mit dem Auftraggeber

Quelle: eigene Darstellung

Um die aus der Schwerpunktsetzung der Betriebsleiterbefragung resultierenden Informati-
onsliicken weitgehend zu schlieBen und um eine Absicherung der aus der Befragung ge-
wonnenen Informationen zu erhalten, wurde in jedem Land ein Beraterworkshop durch-
gefuhrt. Daran nahmen AFP-Berater und Betreuer aus Landwirtschaftskammer und priva-
ten Beratungsfirmen teil. Die Teilnehmer sollten die Befragungsergebnisse im Hinblick
auf die Ubertragbarkeit auf nicht erhobene Regionen und Investitionsbereiche priifen und
ergénzen. Dariiber hinaus sollten sie an Vorschlégen fur die kinftige Ausrichtung der Ag-
rarinvestitionsforderung mitwirken. Im Nachgang zum Beraterworkshop sollten die Teil-
nehmer noch einen kurzen schriftlichen Fragebogen zu ergédnzenden Aspekten (z. B. Ver-
waltungsverfahren) ausfillen.

Zusatzlich wurden Expertengesprache mit Vertretern der Bewilligungsstellen und des
Bauernverbandes in den Befragungsregionen gefiihrt sowie mit einer im Agrargeschaft
engagierten GroRbank. So sollte gewéhrleistet werden, dass gerechtfertigte Interessen und
spezielle Kenntnisse aller Beteiligten in der abschlieende Beurteilung angemessene Be-
ricksichtigung finden wirden (vgl. Anhang 5, 6 und 7).

Die Analyse der nicht selbst erhobenen sekundarstatistischen Daten wurde in der Aktua-
lisierung auf das zur Beschreibung der Grundgesamtheit notwendige Mindestmal’ (Forder-
fallstatistik) reduziert. Die anfanglich erwogene Auswertung der Investitionskonzepte und
der Auflagenbuchfiihrung muss auf die Ex-Post-Bewertung verschoben werden, da diese
Auswertungen sehr zeitaufwandig sind und die verfiigharen Bewertungsressourcen in der
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Aktualisierungsphase tberfordert hatten. Mogliche Effizienzgewinne einer Zentralevaluie-
rung kommen hier nicht zum Tragen, weil die Investitionskonzepte in unterschiedlicher
Form vorliegen.

Am Schluss der Aktualisierungsbewertung wurde ein Validierungsgesprach mit dem
Auftraggeber durchgefihrt, in dem die Ergebnisse der Bewertung und die entsprechenden
Grundlagen vorgestellt sowie auf Konsistenz und Richtigkeit gepruft wurden.

2.2 Daten

Primardaten (d. h. aus eigenen Erhebungen)

Die wesentliche Datengrundlage der Aktualisierung der Halbzeitbewertung entstammt der
Betriebsleiterbefragung. In ihrem Rahmen wurden insgesamt 156 Betriebe erhoben (Ab-
bildung 2.2). Davon entfielen auf GroRe Investitionen in der Milchviehhaltung (GI) 62,
auf Kleine Investitionen (KI) 44 und auf nicht-geforderte Betriebe (ng) 28. Die regionalen
Schwerpunkte lagen im Norden, Suden und Osten Deutschlands, um die unterschiedlichen
agrarstrukturellen Verhaltnisse in die Erhebung einzubeziehen. Zudem wurden 22 Be-
triebsleiter von Zierpflanzenbetrieben am Niederrhein befragt, die GrofRe Investitionen
durchgefihrt haben.
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Abbildung 2.2: Betriebsleiterbefragung - Erhebungsstandorte
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Quelle: Eigene Darstellung

Die Erhebung erhebt keinen Anspruch auf statistische Reprasentativitat fur alle geforder-
ten Betriebe Deutschlands. Aufgrund ihrer gezielten Auswahl ermdglichen die Ergebnisse
fir die untersuchten Regionen und Betriebstypen aber durchaus belastbare Aussagen. So
machen flr die Kreise Leer und Aurich in Ostfriesland die befragten Betriebe tber 50 %
der geforderten Grof3en Investitionen in Milchviehbetrieben in den Jahren 2000 und 2001
aus, bei den Kleinen Investitionen wurde immerhin knapp ein Drittel aller so geforderten
Betriebe des gleichen Zeitraums erfasst. Die Ergebnisse sind auf andere Regionen mit va-
riilerendem Anpassungsbedarf Gbertragbar. Zur Auswahl der Betriebe wurden die zustan-
digen Landesstellen gebeten, Adressen von Betrieben bereitzustellen, die mindestens tber
zwei Jahre Erfahrung mit der geftrderten Investition verfiigen. Demzufolge resultieren die
Forderfélle Uberwiegend aus Bewilligungen der Jahre 2000 bis 2001. Die Betriebsleiter
wurden vom Evaluator selbst (iber die Befragung informiert. Die Teilnahmebereitschaft
der Betriebsleiter war sehr grof3. Die Vermittlung der nicht geférderten Betriebe erfolgte
in Niedersachsen tber Beratungsringe der Region.
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Die Befragung wurde im Februar 2004 mittels einer persdnlichen Befragung durchgefiihrt.
Der dabei verwendete Befragungsbogen hatte eine gemeinsame Plattform fir alle Be-
triebsgruppen und spezielle Teile fir Grof3e Investitionen Milchviehhaltung/Gartenbau,
Kleine Investitionen und nicht geforderte Betriebe (vgl. Anhang 1). Die Einzelinterviews
dauerten im Durchschnitt eineinhalb bis zwei Stunden. Der gewahlte Befragungsmodus
gewabhrleistete eine weitgehend vollstdndige Beantwortung der Fragebdgen.

Die wesentlichen Inhalte der Befragungen waren
— die Betriebsstruktur und dessen Entwicklung in den vergangenen 15 Jahren,

— die wesentliche Investitionstatigkeit im selben Zeitraum (Objekte, Finanzvolumen,
Forderung),

— Wirkungen der gefdrderten Investitionen,

— kuinftige Betriebsstrategien und Investitionsplane,

— Erfolgsentwicklung (vor und nach der geférderten Investition),

— hypothetische Entwicklung ohne Férderung,

— Investitionshemmnisse,

— Reaktion auf die Anforderungen der Agrarreform (Cross Compliance),

— Kooperationserfahrungen und —pléne.

Die im Nachgang zum Beraterworkshop durchgefiihrte schriftliche Beraterbefragung
(vgl. Anhang 2) ergab in Niedersachsen lediglich einen Rucklauf von sechs Fragebdgen,
von denen drei von einer Institution stammen und einheitlich ausgefullt wurden. Daher
erscheint hier hochstens eine Auswertung Uber alle Lander hinweg bzw. im explorativen
Sinne sinnvoll. Der Fragebogen beinhaltete Fragen zu Synergieeffekten zwischen dem
AFP und anderen Fordermalinahmen, zur Verbesserung der Marktposition der Betriebe
durch das AFP, zu regionalwirtschaftlichen Impulsen des AFP und zu Verbesserungsmog-
lichkeiten des Verwaltungsverfahrens.

Sekundéardaten

Als Sekundardatenmaterial zur deskriptiven Darstellung der Forderdynamik im zeitlichen
Ablauf, der Forderschwerpunkte nach GroRen und Kleinen Investitionen sowie der Investi-
tionsarten wurde im Wesentlichen die GAK-Berichterstattung der Jahre 2000 bis 2004
sowie die Monitoringdaten flr die EU genutzt, die in aggregierter Form vorliegen.

Aussagekraft der Priméardaten

Wesentliche Griinde fiir die doch recht aufwéandige eigene Datenerhebung mittels person-
licher Betriebsleiterbefragung waren die hohere Aktualitat der Informationen, die maogli-
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che Gesamtbetrachtung des gefdrderten Unternehmens einschlieBlich gewerblicher Ne-
benbetriebe und anderer auflerbetrieblicher Beschéaftigungen, sowie die Mdglichkeit zur
Einordnung der Investitionen in eine Unternehmensstrategie.

Die gewdhlte Informationsquelle beinhaltet aber auch mégliche Nachteile: So ist damit zu
rechnen, dass ein Teil der Antworten interessengeleitet erfolgt, wenn der Landwirt in Zu-
kunft wieder eine Forderung in Anspruch nehmen will oder wenn der Landwirt trotz klarer
Auskunft durch den Befragenden uber das Ziel der Befragung unsicher tiber die Verwen-
dung seiner Informationen ist. Letzteres kann beispielsweise dazu fiihren, dass forder-
rechtlich problematische Aspekte nicht genannt werden, da der Betriebsleiter den Befra-
genden in Verbindung mit Kontrollbehorden sieht. Letztlich ist die Befragung aber das
einzige Mittel, das uberhaupt Erkenntnisse in diesen Bereichen verspricht.

Anders bei der Beurteilung der Erfolgsentwicklung (GuV, EKB), wo prinzipiell die Mdg-
lichkeit besteht, auf Buchfiihrungsabschliisse zuriickzugreifen. Doch auch hierbei handelt
es sich um Daten, die letztlich unter anderen Gesichtspunkten (z.B. steuerlichen) als dem
der Evaluierung erstellt wurden. Eine Hinterfragung dieser Daten im Interview scheiterte
letztlich daran, dass die Betriebsleiter hdufig nicht in der Lage waren, die Fragen zu be-
antworten. Vielfach orientieren sich die Betriebsleiter in der Praxis lediglich an Liquidi-
tatsbetrachtungen (Kontostande).

Bei der Erhebung von nicht geforderten Vergleichsbetrieben im Milchbereich zeigte sich,
dass der Grofiteil dieser sehr inhomogenen Betriebsgruppe nicht oder nur sehr einge-
schrankt mit den geforderten Betrieben vergleichbar ist, da die mindestens zehn Jahre lang
nicht mehr geforderten Betriebe entweder kurz- oder mittelfristig auslaufen werden, in
Kirze eine Investitionsforderung in Anspruch nehmen werden oder aus bestimmten Griin-
den die Fordervoraussetzungen nicht erfiillen. Betriebe, die aus grundsatzlichen Erwagun-
gen heraus eine AFP-Forderung nicht in Anspruch nehmen, sind die Ausnahme; gerade
diese  Gruppe wdére jedoch als  Vergleichsgruppe  fir  einen Mit-/
Ohne-Vergleich notwendig.
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3 Finanzielle Ausgestaltung

Durch die Neubewilligungen der AFP-F6rderfalle in den Jahren 2000 bis 2004 entstanden
in Niedersachsen oOffentliche Zuwendungsverpflichtungen in Ho6he von insgesamt
199 Mio. Euro (Tab. 3.1). Bezogen auf den einzelnen Forderfall ergibt das einen Betrag
von durchschnittlich rund 46.000 Euro. Besonders hoch lagen die 6ffentlichen Ausgaben
pro Forderfall bei Investitionen in Gefllgelstalle (94.000 Euro). Der Kofinanzierungsan-
teil der EU an den Gesamtzuwendungen liegt bei 25 %.

Tabelle 3.1: Hohe der bewilligten 6ffentlichen Zuwendung durch das AFP und deren
Kofinanzierung durch den EAGFL im Programmzeitraum 2000-2004 in
Niedersachsen

Hohe der bewilligten 6ffentlichen Zuwendungen

. ) Summe Durchschnitt je Forderfall davon EAGFL
Bewilligungsjahr ) )
Mio. Euro Euro in %

2000 43,9 49.000 25

2001 43,3 62.000 25

2002 42,6 58.000 25

2003 41,8 35.000 25

2004 27,2 33.000 25
Insgesamt 198,7 46.000 25

Quelle: MUNL, Monitoringdaten (eigene Auswertung)

Mittelplanung und realisierten Mitteleinsatz laut Monitoringdaten zeigt die folgende Ab-
bildung 3.1. Der urspriinglich geplante Mitteleinsatz wird fast immer, vor allem aber im
Jahr 2004, unterschritten, ein Hinweis auf eine unerwartet starke Investitionszuriickhal-
tung der Betriebe. Die geplante Anzahl der zu férdernden Betriebe wird dagegen vor allem
in 2003 durch die Realitat stark tbertroffen, was vermutlich auf die gednderten Férdermo-
dalitdten im Bereich der Kleinen Investitionen (verlorener Zuschuss und Maschinenférde-
rung, vgl. Kap. 1) zuriickzufihren ist. Trotz dieser Abweichungen kann aufgrund der im
Vergleich zu anderen Bundeslandern geringen Divergenzen zur Realitét von einer fundier-
ten und an realistischen Prognosen orientierten Mittelplanung ausgegangen werden.
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Abbildung 3.1: Plan und Realitat in Niedersachsen nach Forderféallen und Mittelvolu-
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Quelle: Monitoringdaten MUNL (eigene Auswertung)

Der hohe Anreiz, auch aus Landessicht suboptimale Malinahmenelemente aus EU- und
GAK-Vorgaben zu tbernehmen, um die Mittel auszuschopfen, wird in Tabelle 3.2 deut-
lich. Danach trégt das Land nur 30 % der direkten Forderkosten, zu denen allerdings noch
die Kosten der administrativen Umsetzung hinzukommen. Der Bund tragt in der GAK
60 % der ausgezahlten Mittel, die EU zahlt 40 % der Gesamtsumme.

Die durch die Bewilligungen entstandenen realen Auszahlungen sind zum Teil deutlich
geringer als das bewilligte Mittelvolumen (Tabelle 3.2). Dies liegt daran, dass der Groliteil
der Forderung erst einige Zeit nach der Bewilligung, namlich bei Vorlage der Rechnungen
durch den Empféanger, ausgezahlt wird. Dass fiir 2000 nur sehr geringe Zahlungsverpflich-
tungen bestehen, liegt daran, dass die Altverpflichtungen der EFP/AFP-Bewilligungen vor
dem Jahr 2000 nicht berticksichtigt sind.
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Tabelle 3.2: Hohe und Finanzierungsquellen der 6ffentlichen Ausgaben fur das AFP

in Programmzeitraum 2000-2004 in Niedersachsen

GAK
EU Land
. . Insgesamt Bund (60%) Land (40%)
Bewilligungsjahr

Euro %
2000 3.857.060 964.265 1.735.677 1.157.118 30
2001 18.210.184 3.163.344 9.028.104 6.018.736 33
2002 34.477.251 8.566.870 15.546.229 10.364.153 30
2003 37.490.442 9.261.598 16.937.306 11.291.537 30
2004 32.648.983 7.848.604 14.880.227 9.920.152 30
Insgesamt 126.683.920 29.804.682  58.127.543 38.751.695 31

Quelle: MUNL, GAK-Daten (eigene Auswertung)
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4  Qutput

Im Zeitraum 2000 bis 2004 wurden in Niedersachsen insgesamt 4.460 Forderfalle mit ei-
nem forderungsfahigen Investitionsvolumen von 665 Mio. Euro bewilligt. Die Zahl der
Falle weicht in 2003 mit ca. 1.200 erheblich von den sonstigen Jahren mit jeweils etwa
800 Bewilligungen ab (Abbildung 4.1). Dieser Anstieg ist im Wesentlichen auf die neu
ermdglichte Maschinenforderung und die Forderung von Photovoltaik-Anlagen in 2003
zurtickzufihren. In 2004 wurden diese Fordermdglichkeiten reduziert, Maschinen waren
nur noch uber einen 20 %igen Zuschuss forderfahig.

Gleichzeitig gingen die Antrage fur GroRe Investitionen zuriick, nach Berateraussagen
findet auch eine gewisse Ausweichreaktion auf die Kleine Férderung statt, wenn die Min-
destanforderungen fir die grofRe Forderung nicht erfullt werden kénnen (Anlage 3). Inzwi-
schen werden jedoch, ebenfalls nach Berateraussagen, wieder in erster Linie Milchvieh-
stalle gefordert.

Abbildung 4.1:  AFP-Forderfalle in Niedersachsen von 2000 bis 2004 — differenziert
nach Grofien und Kleinen Investitionen
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B Kleine Investitionen & GroRe Investitionen‘
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Quelle: BMVEL, GAK-Berichterstattung, eigene Auswertung

Anhand der Monitoringdaten lasst sich erkennen, dass das durchschnittliche Investitions-
volumen pro Forderfall zwischen 110.000 Euro im Jahr 2003 und 200.000 Euro im Jahr
2001 schwankt. Diese Werte spiegeln den grofRen Anteil Kleiner Investitionen an der For-
derung in 2003 wider.
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Abbildung 4.2:  Forderfahige Investitionsvolumina in Niedersachsen von 2000 bis
2004 — differenziert nach GrofRen und Kleinen Investitionen

160

‘lGroBe Investitionen O Kleine Investitionen‘

140 7

120 T

100 T

80 T

Mio. Euro

60 1

40

20

2000 2001 2002 2003 2004

Quelle: BMVEL, GAK-Berichterstattung (2000-2004), eigene Auswertung

Eine regionale Fokussierung der Fordermittel wére zwar prinzipiell mdglich, erfolgt aber
in der Regel nicht. Eine Ausnahme stellte der Forderausschluss fur Stallbauten in den Re-
gionen Vechta und Cloppenburg in 2001/02 dar (vgl. Kap. 1.2). Die regionale Verteilung
ergibt sich vielmehr aus den Betriebszweigen der Betriebe, die die Forderung am starksten
in Anspruch nehmen. Da dies in der Regel Milchviehbetriebe sind, konzentriert sich ein
groRer Teil der Fordermittel auf die Grinlandregionen, wie Abbildung 4.3 fur das Forder-
jahr 2004 zeigt. In Ostfriesland werden fast ausschlieBlich Milchviehstdlle geférdert. An
die Ackerbaustandorten der Hildesheimer Region flieRen wenig Gelder und wenn, dann
vor allem fiir Gerate und Maschinenhallen (sonstige Idw. Geb&ude); das Ostliche Nieder-
sachsen, darunter auch der Mittelgebirgsraum des Harzes als klassisches benachteiligtes
Gebiet, erhdlt insgesamt deutlich weniger Mittel. Nach Cloppenburg und Vechta flieRen
auch in 2004 nicht viele Mittel, Schweinestalle werden eher in den Kreisen Diepholz und
Nienburg geférdert. Im Bereich des ,,Sonstigen* worunter auch Diversifizierung féallt, er-
gibt sich eine gewisse Konzentration auf das Ballungsgebiet des Groliraums Hannover.

Die Schétzung, dass 70 % der Fordermittel an benachteiligte Standorte flie3t, wie sie im
EPLR Proland abgegeben worden ist, wird also grob bestétigt, ergibt sich aber nicht aus
einer gezielten Mittellenkung, sondern aus dem Forderschwerpunkt Milch und damit der
Forderung reiner Grunlandregionen.
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Abbildung 4.3: Regionale Verteilung der forderfahigen AFP-Investitionsvolumina in
Niedersachsen in 2004

Summe der Fordermittel < Rinderstille
2004 (Euro) <) Schweinestalle
<) Sonstige Stalle und

\ 460.448 landwirtschaftliche Gebaude
einschl. Gewachshauser
@Q/ 150.000 <27 Sonstiges

) 20.000 (einschl. Maschinen und Geréte,
Energie- und Wérmetechnik)

Quelle: MELF, Auszahlungsdaten (eigene Auswertungen)

Die gefdrderten Investitionen entfallen mit 83 % Uber die Jahre 2000 bis 2004 zum Uber-
wiegenden Teil auf Gebdude (Tabelle 4.1). Der GroRteil davon sind Stallbauten, der iber-
wiegende Teil davon sind Rinderstalle, allerdings wurden vor allem in 2001 und 2002
auch in grolRem Umfang Schweinestélle gefordert. Das sonstige Investitionsvolumen ent-
fallt vor allem auf sonstige landwirtschaftliche Geb&ude (hierzu zédhlen Mehrzweckhallen,
Lagerhallen/-raume sowie sonstige bauliche Anlagen) und in 2003 und 2004 auf Geréte
und Maschinen (s.0.). Diversifizierungsinvestitionen spielen in Niedersachsen gemessen
am Mittelaufkommen, und mit 2 % auch an der Zahl der Forderfalle, insgesamt eine unter-
geordnete Rolle

Die Forderung von Kapazitatsausweitungen im Schweinebereich ist abhangig von regional
nachzuweisendem Marktpotenzial. Nachdem sie in 2000 ermdglicht worden war, wurde im
Juni 2001 die Schweineaufstockungsférderung im Rahmen eines 247.000- Schweineplat-
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ze-Kontingents beendet, da das Kontingent ausgeschopft war. Die erhdhten Auszahlungs-
summen im Schweinebereich der Jahre 2001 und 2002 spiegeln diese Bewilligungen in
2000 und 2001 wider. Im Jahr 2003 wurde die Forderung von 40.000 zusétzlichen Sau-
enplatzen ermoglicht.

Tabelle 4.1: Geforderte Investitionsarten in Niedersachsen in Prozent vom Mittelvo-
lumen

Investitionsbereiche 2000 2001 2002 2003 2004 2000-2004

Gebaude Insgesamt 97,6 98,7 94,6 78,1 81,9 90,8
- Rinderstalle 52,8 20,9 44,9 44,2 33,0 39,6
- Schweinestalle 12,4 56,6 25,4 7,6 12,2 23,5
- sonst. Stallbauten 3,8 2,8 2,0 7,7 3,3 3,9
- Gewachshauser 6,5 9,1 3,4 2,0 3,8 51
- sonst. landw. Geb&ude 22,1 94 19,0 16,6 29,5 18,7
Gerate & mobile Technik 0,0 0,1 1,2 14,7 12,9 5,2
landw. Pflanz. 0,0 0,0 0,1 0,5 0,4 0,2
Diversifizierung 2,4 1,3 1,9 2,1 2,6 2,0
Sonstiges 0,0 0,0 2,2 45 2,2 17
Insgesamt 100 100 100 100 100 100

Quelle: BMVEL, GAK-Berichterstattung (2000-2004), eigene Auswertung

Der Investitionswert und der Subventionswert schwanken zwischen den Investitionsarten
(Abbildung 4.5). Am Hochsten sind die Kosten fur die privaten Investoren und den 6ffent-
lichen Kostentrager bei den in der Abbildung aufgrund der geringen Fallzahl nicht aufge-
flhrten sonstigen Stallbauten, zu denen vor allem Gefllgelstalle zéhlen. Hoch sind die
Kosten auch bei Schweinestallbauten, darauf folgen Rinderstalle, am geringsten sind sie,
wenig Uberraschend, bei der Geréateforderung. Die Subventionsintensitat liegt Uberall bei
etwa 31 %.

Eine Junglandwirteférderung existiert in Niedersachsen seit 1991 nicht mehr. Die Griinde,
die fur diese Aussetzung angefuhrt worden sind, werden durch die Ergebnisse der Evalua-
tion in anderen Bundeslandern sowie durch Berateraussagen und Umfeldanalysen im We-
sentlichen unterstitzt. Die Forderung, wie sie sonst praktiziert wird, erzeugt ein hohes
MaR an Mitnahmeeffekten und entfaltet keine strukturelle Wirksamkeit. Zudem kann vor
dem Hintergrund des diagnostizierten strukturellen Defizits der landwirtschaftlichen Be-
triebe kein Nachfolgeproblem erkannt werden.
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Abbildung 4.5:  Offentliche und private Kosten der geforderten Investitionen im
Durchschnitt der Jahre 2000-2004 nach Investitionsart
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Quelle: MUNL, Monitoring (2000-2004), eigene Auswertung Agrarerzeugnissen
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5 Administrative Umsetzung

In Niedersachsen hat sich in den letzten zwei Jahren an der administrativen Umsetzung der
Forderung kaum etwas gedndert. Hier wird deshalb auf die Ergebnisse des Zwischenbe-
richtes (Kapitel 3.5.1 und 3.5.2) verwiesen.

Anderungen haben sich vor allem durch die Fusion der zwei Kammern (Hannover und
Weser-Ems) und die damit zusammenhangende Konzentration der Bewilligung auf die
LWK Oldenburg ergeben. In drei von vier Fragebdgen der Berater in Niedersachsen wurde
angegeben, es herrsche Personalmangel bei der Bewilligungsstelle. In wie fern diese Eng-
passe der Aufgabenumstrukturierung geschuldet sind oder aber ein dauerhaftes Problem
darstellen, kann hier nicht beurteilt werden. Die Berater empfehlen eine Entlastung der
Behorde durch eine Verringerung der Regelungsintensitat und damit der Prif- und Kon-
trollanforderungen, der Beraterworkshop bestétigte diese Einschatzungen. Zeitweise konn-
ten aufgrund der zusétzlichen Arbeitsbelastung durch die Umsetzung der Agrarreform in
2004/2005 keine weiteren AFP-Bewilligungen ausgesprochen werden (Anhang 3).

Auch das Gespréch in der Bewilligungsstelle untermauerte den Eindruck einer sehr hohen
Regelungsintensitat, die einen groRen Prif- und Kontrollaufwand verursacht (Anhang 4).
In Oldenburg sind 10 Arbeitskrafte mit der Abwicklung der Bewilligungen befasst.



30

Kapitel 5

Administrative Umsetzung




Kapitel 6 Kapitelspezifische Fragen 31

6 Kapitelspezifische Fragen

Im Folgenden wird die Wirksamkeit des AFP anhand der zentralen kapitelspezifischen
Fragen (Kapitel 6.1 bis 6.9) der EU-Kommission beantwortet. Aufgrund der gewéhlten
Untersuchungsschwerpunkte und -methodik weichen die Antworten teilweise von den im
Bewertungsraster der Kommission vorgeschlagenen Kriterien und Indikatoren ab. In der
Regel werden hier Bruttowirkungen dargestellt. Eine Gesamtbetrachtung unter Einbezie-
hung der Frage nach der Nettowirksamkeit des AFP folgt in Kapitel 7.

Da die Wirkungsbeschreibungen zu den einzelnen Zielen der Férderung zum groften Teil
auf den Ergebnissen der Betriebsleiterbefragungen basieren, werden im folgenden Kapitel
6.0 zunachst die Betriebsstruktur der befragten Betriebe in Niedersachsen und die durch-
gefuhrten Investitionen dargestellt.

6.0 Beschreibung der Befragungsstichprobe

Betriebsstruktur

Bei den befragten Betrieben in Niedersachsen handelt es sich im Hinblick auf die Faktor-
ausstattung trotz der &hnlichen Durchschnittswerte der einzelnen Gruppen um recht unter-
schiedliche Einzelbetriebe (Tabelle 6.1). Die durchschnittliche Milchquotenausstattung
liegt bei rund 530t je Betrieb. Die Einzelwerte schwanken zwischen 175 und 1.100t je
Betrieb.

Tabelle 6.1: Faktorausstattung der Erhebungsbetriebe in Niedersachsen

ha LF Kuhzahl Arbeitskréafte
n @ Min Max &g  Min Max &g  Min Max
GroRe Investition 2 72 3H 135 72 30 140 17 1 3
Kleine Investition 14 73 1 145 69 26 120 27 12 8
Nicht gefordert 9 91 40 135 74 45 130 19 14 25

Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung ( 2005)

Die Tatsache, dass die nicht-geforderten Betriebe in der durchschnittlichen Flachenaus-
stattung etwas groRer sind als die anderen, sollte nicht zu hoch bewertet werden, da diese
Gruppe mit neun Betrieben sehr Kklein ist. Darlber hinaus relativiert sich der GréRenunter-
schied, wenn man die Kuhzahl betrachtet: Die nicht-geforderten Betriebe wirtschaften
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etwas extensiver. Im Blick auf die Minimumwerte bei der Flachenausstattung und die Ma-
ximumwerte bei den Arbeitskréften fallen die Betriebe mit Kleiner Investition auf. Dies ist
dadurch zu erkléren, dass sich in dieser Gruppe drei Gartenbaubetriebe befinden.

Vergleicht man die Durchschnittswerte der Milchviehbetriebe mit Grof3er Forderung in der
Befragung mit denen der Haupterwerbsbetriebe der Produktionsrichtung Milch in den
Testbetrieben Niedersachsens fiir das vorausgegangene Wirtschaftsjahr 2003/04, fallt die
grolRe Diskrepanz in den BetriebsgrofRen auf. Die Testbetriebe haben im Durchschnitt nur
eine Grole von 56 ha und 47 Kuhen. Der Arbeitskréaftebesatz ist dagegen mit 1,6 AK fast
identisch mit dem der Betriebe in der Befragung, was auf eine geringere Arbeitsprodukti-
vitat der Testbetriebe hindeutet.

Es ist letztlich eine entscheidende Frage, ob der Unterschied zwischen den gefdrderten
Betrieben in der Stichprobe und den Testnetzbetrieben

a. auf die Stichprobenauswahl,
b. auf die Selektionswirkung der FOrderung oder
c. auf die positiven strukturellen Wirkungen der geforderten Investition

zurtickzufihren ist. Da es sich bei der Stichprobe der geférderten Betriebe in Niedersach-
sen um eine zufallige Auswahl aus der Liste aller geférderten Betriebe handelt’, bleiben
die anderen zwei Moglichkeiten.

Die Selektionswirkung der Forderung im Vorfeld im Hinblick auf die strukturellen Eigen-
schaften der geférderten Betriebe spielt sehr wahrscheinlich eine Rolle: Die Berater sagten
im Workshop in Niedersachsen, dass schatzungsweise 30 % der Betriebe aufgrund unzu-
reichender Eigenkapitalbildung und zu hohen Viehbesatzes von der Férderung ausge-
schlossen werden (Anhang 3). Bei den nicht-geforderten Betrieben ist es umgekehrt mog-
lich, dass diese z.T. gerade aufgrund ihrer guten wirtschaftlichen Lage von der Forderung
ausgeschlossen waren. In Niedersachsen gingen die Berater davon aus, dass mindestens
10 % der Betriebe aufgrund der Prosperitatsschwelle keine Forderung erhalten, allerdings
meist aufgrund zusatzlicher auf3erlandwirtschaftlicher Einkinfte.

Wie im Detail in Abschnitt 6.2 noch zu zeigen sein wird, haben die Betriebe im Zuge der
geforderten Investitionen z.T. massive Wachstumsspriinge realisiert, so dass vermutlich
auch Punkt c einen Einfluss auf die Unterschiede der befragten Betriebe zu den Testbe-
triebsdaten hat.

Die nicht-geforderten Betriebe wurden allerdings auf Bitten der Evaluatoren durch Beratungsringe
ausgewadhlt, so dass hier, schon aufgrund der Mitgliedschaft der Betriebe, ein Bias in der Stichprobe
nicht auszuschlief3en ist.
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Struktur der geférderten Investitionen

Die Art der geforderten Investitionsobjekte der erhobenen Betriebe hangt mit der Fokus-
sierung der Erhebung auf Milchviehbetriebe bei Grofien Investitionen zusammen. Folglich
handelt es sich bei den GroBen Investitionen ausschlieBlich um Milchviehstélle (Abbil-
dung 6.1). Zu diesen Investitionen gehdort in aller Regel auch die Innentechnik.

Auch die gefdrderten Kleinen Investitionen der erhobenen Betriebe bestehen in Nieder-
sachsen vornehmlich in baulichen MaBnahmen. Da die zu erhebenden Unternehmen in den
Jahren 2000 bis 2002 gefdrdert worden sein sollten, finden sich keine Forderfalle fir Ma-
schinen des AulRenbereiches oder fur die der Erzeugung regenerativer Energien zur Strom-
produktion in der Stichprobe. Dies ist insoweit wesentlich, als die Maschinenférderung in
Niedersachsen in 2003 eine erhebliche Bedeutung erlangt hat (vgl. Tabelle 4.1). Diese
Fordertatbestdnde kénnen aber vor dem Hintergrund der durchgefiihrten Expertengespra-
che und des Beraterworkshops zumindest ansatzweise beurteilt werden.

Abbildung 6.1:  Geforderte Investitionen der befragten Betriebe in Niedersachsen
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Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung, 2005

Finanzierung der geforderten Investitionen

Die Investitionsvolumina der GrofRen Investitionen liegen bei den Befragungsbetrieben
in Niedersachsen durchschnittlich bei 264.000 Euro mit einer Spannweite von 115.000
Euro bis zu 470.000 Euro (Tabelle 6.2). Bei den Kleinen Investitionen erreichen die
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durchschnittlichen Volumina 110.000 Euro, wobei die niedrigste Investition lediglich
40.000 Euro und die héchste 250.000 Euro betragt.

Die geforderten Investitionen werden zum grof3en Teil mit Fremdkapital und der in Nie-
dersachsen zur Sondertilgung vorgesehenen Foérdersumme finanziert. Der Eigenkapital-
anteil an der Finanzierung macht weniger als ein Drittel aus. Die Streuung der Einzel-
werte ist relativ grol3, so dass beispielsweise einzelne Betriebe bis zu 74 % Eigenkapital-
anteil aufweisen.

Tabelle 6.2: Investitionsvolumen und Eigenkapitalanteil der geforderten Investitionen
in Niedersachsen

Investitionsvolumen (T€) Eigenkapitalanteil, bar (%0)

Mean Min Max Mean Min Max N
Grol3e Investition 264 115 470 26.7 111 50.0 17
Kleine Investition 110 40 250 32.4 5.0 74.0 9

Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung (2005)

Zwar haben 50 % der Betriebsleiter mit GroRen Investitionen in Niedersachsen gesagt, sie
h&tten ohne Forderung Schwierigkeiten mit der Finanzierung gekriegt, aber nur zwei die-
ser Betriebsleiter haben angegeben, dass Sicherheiten ein Problem gewesen wéren (Abbil-
dung 6.2).
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Abbildung 6.2:  Zusammenhang zwischen Finanzierungsproblemen und Sicherheiten
der Betriebe in Niedersachsen
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Es ist also davon auszugehen, dass das Problem in der Regel nicht im fehlenden Zugang
zum Kapitalmarkt bestand, sondern vielmehr in der in den Augen der Bank fehlenden Ren-
tabilitat der Investition oder aber in einem zu geringen Eigenkapitalanteil an der Finanzie-
rung. Das wirde bedeuten, dass der Betrieb bisher nicht ausreichend Kapital fiir anstehen-
de Neuinvestitionen erwirtschafte hat.

Charakterisierung der nicht-geforderten Betriebe

In Kapitel 2 wurde bereits angedeutet, dass die Gruppe der nicht-geférderten Betriebe
(gemal Erhebungsdesign die, die in den vergangenen 10 Jahren keine Forderung erhalten
haben) sich aus mehreren Untergruppen zusammensetzt. Die Auswertung dieser Betriebe
verspricht vor allem Erkenntnisse im explorativen Sinne, also fiur die weitere Hypothesen-
bildung.

Von den neun befragten Betrieben in Niedersachsen haben acht angegeben, in den ver-
gangenen 15 Jahren umfangreiche Investitionen getétigt zu haben; zwei dieser Betriebe
haben vor mehr als zehn Jahren eine Forderung fur eine dieser Investitionen in An-
spruch genommen. Lediglich ein Betriebsleiter hat in den vergangenen 15 Jahren keine
umfangreicheren Investitionen durchgefihrt, plant dies aber fir die Zukunft; als Grund
flr die bisherige Investitionszurlickhaltung gibt der Betriebsleiter ungeklarte Zukunftsaus-
sichten aufgrund ungeklarter Eigentumsverhaltnisse an. Alle drei Betriebe mit geringen



36 Kapitel 6 Kapitelspezifische Fragen

Investitionen in den letzten 15 Jahren planen, in naher Zukunft in groRerem Umfang zu
investieren. Ein typischer auslaufender Betrieb befindet sich somit nicht in der Stichprobe.

Als Grinde fir die Nicht-Forderung wurden genannt (Mehrfachnennungen moglich):
— eswar genligend Eigenkapital vorhanden;

— es wurde viel Eigenleistung erbracht;

— essollte schnell gehen;

— die Kapazitatsheschrankung wurde nicht akzeptiert, und auch der Berater hat deshalb
von der Férderung abgeraten;

— die Halle sollte auch fur Kalber genutzt werden;

— aufgrund einer strategischen Betriebsteilung (Vater/Sohn) bestand keine Buchfih-
rungspflicht;

— die GV-Grenze der Forderung war Uberschritten;

— die Forderung fir den Melkstand lohnte nicht (Beratungskosten gespart).

Relevante legale Restriktionen, die die Teilnahme an der Forderung verhinderten, waren
also die GV-Grenze und die Buchfuhrungspflicht. Daneben flihrte eine hohe Bewertung
der unternehmerischen Flexibilitat zum Verzicht auf die Forderung. Die starke struktu-
relle Entwicklung der nicht-geforderten Betriebe in Niedersachsen in der Auswertung (Ta-
belle 6.3 und folgende Kapitel) provoziert Fragen, die zu diesem Zeitpunkt noch nicht be-
antwortet werden kénnen, da insbesondere Kapitalstruktur und —quellen der Betriebe nicht
bekannt sind. Zu denken gibt in diesem Zusammenhang die vergleichsweise geringe Ein-
kommenszufriedenheit der nicht geforderten Betriebe (Tab. 6.4). Um weitere Aussagen zu
den Bedingungen eigenstandiger Entwicklung ableiten zu kdnnen, sind tiefergehende Ana-
lysen von starker differenzierten Betriebsgruppen notwendig.

Tabelle 6.3: Strukturverdnderung der erhobenen geforderten und nicht-geforderten
Betriebe seit 1990 in Niedersachsen

Flachenénderung (%o) Quotenanderung (%o)
n %) Min Max %) Min Max

GroRe Investition 22 77 11 640 149 8 900
Kleine Investition 14 69 14 140 81 0 179
Nicht gefordert 9 116 35 232 164 45 317

Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung ( 2005)
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6.1 Einkommenswirksamkeit der Investitionsférderung

6.1.1 Konzeptionelle und methodische Voruberlegungen

Bei der Ermittlung der Einkommenswirksamkeit der Forderung gibt es drei zentrale me-
thodische Herausforderungen:

1. Das Einkommen speist sich aus verschiedenen Quellen,

2. die Ermittlung eines betriebswirtschaftlich aussagefahigen Gewinns ist nicht unprob-
lematisch und

3. die sich laufend &ndernden wirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben einen grol3en
Einfluss auf die betriebliche Entwicklung und kénnen den Effekt der Férderung tber-
lagern.

Zu 1.: Diskussion des Einkommensbegriffs

Fir die Beurteilung der Entwicklung landwirtschaftlicher Einkommen mussen aufgrund
der vielfaltigen Interdependenzen zwischen Betrieb und Haushalt eigentlich andere mogli-
che Einkommensquellen mit in die Betrachtung einbezogen werden. Bei den Betrieben in
der Betriebsleiterbefragung handelt es sich aber ganz Uberwiegend um klassische Haupt-
erwerbsbetriebe; 90 % der befragten Betriebe in Niedersachsen gaben an, kein Einkommen
aus nicht-landwirtschaftlicher Tatigkeit zu beziehen. Auch bei den Antworten zu Fragen
nach der betrieblichen Strategie und bei Antworten auf die Frage nach den wichtigsten
Wirkungen der geforderten Investitionen spielte die Freisetzung von Arbeitskraften mit
dem Ziel, die Arbeit aul3erbetrieblich einzusetzen, keine signifikante Rolle. Nach Kapital-
einkunften wurde aufgrund der bestehenden Abgrenzungsschwierigkeiten und zu erwar-
tender geringer Antwortbereitschaft nicht systematisch gefragt. Folglich erscheint es sinn-
voll — unter Beriicksichtigung der damit verbundenen Unscharfen — die Veranderung des
Gewinns als MaRstab fiir die Bewertung des betrieblichen Erfolgs der geférderten Investi-
tionen heranzuziehen.

Zu 2.: Diskussion der Kennziffer ,,Gewinn*

Die Gewinnentwicklung wird ausschliellich auf Basis der Befragungsdaten ermittelt. Ei-
ner der Grinde liegt in der mangelnden Verfiigbarkeit der Sekundardaten (vgl. Kapitel 2).
AuBerdem war es ein Ziel der Betriebsleiterbefragung, Angaben zum Gewinn zu erhalten,
die um Sondereinfliisse und steuerliche Abschreibungen korrigiert sind. Diese Erwartung
hat sich aber nicht erflllt, da die Betriebsleiter in vielen Féllen die eigenen Buchflhrungs-
ergebnisse nicht interpretieren oder erldutern konnten. Es entstand im Laufe der Befragung
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der Eindruck, der auch durch Aussagen im Beraterworkshop in Niedersachsen® besttigt
wurde (Anhang 3), dass ein grof3er Teil der Betriebsleiter sich in der Beurteilung der eige-
nen Situation fast ausschlieRlich an der Liquiditat orientiert.

Auch das Ziel der Identifikation der durch die Investition ausgeltsten relevanten Kosten-
veranderung im Zuge der persdnlichen Befragung der Unternehmer liel3 sich leider nicht
verwirklichen. Leider gab es kaum Betriebe, die eine Betriebszweigsauswertung vorlegen
konnten. Auch die Frage nach mdglichen durch die Investition entstandenen Kostener-
sparnissen brachte keine auswertbaren Antworten.

Eine weitere Schwierigkeit in der Orientierung am Gewinn liegt darin, dass eine Gewinn-
anderung nicht unbedingt der einen geforderten und in die Untersuchung einbezogenen
Investition zuzuschreiben ist, sondern durch Umwelteinfliisse (vgl. folgenden Punkt) oder
andere betriebliche Aktivitaten hervorgerufen worden sein kann. Ein Indiz fir die reale
Bedeutung dieses Aspekts ist die Tatsache, dass auch in Betrieben mit positiver Gewinn-
entwicklung diese von etwa der Halfte der Betriebe nicht der getatigten GroRRen Investition
zugeschrieben wird oder aber gar nicht als Einkommensverbesserung realisiert wird (Ab-
bildung 6.3).

Dieses Ergebnis wurde auch in den tbrigen Erhebungsregionen und Beraterworkshops ermittelt.
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Abbildung 6.3:  Gewinnanderung und Einkommenswirksamkeit der Investitionen in
Niedersachsen
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Dieses Problem wiegt schwerer in groRen Betrieben mit hoher Investitionstatigkeit oder in
Betrieben mit mehreren Betriebszweigen. Die geflhlte positive Einkommenswirkung der
geforderten GrofRen Investition in Betrieben mit gesunkenen ausgewiesenen Gewinnen
kann durch fehlerhafte Angaben oder das Problem der Buchflihrung unter steuerlichen
Gesichtspunkten erkléart werden oder aber auch damit, dass die Verluste einer anderen In-
vestition bzw. einem anderen Betriebszweig oder den Umwelteinfliissen zugeschrieben
werden.

Zu 3.: Diskussion der Umwelteinfliisse

In der obigen Abbildung 6.3 wird deutlich, dass zwar acht von 29 gefdrderten Betrieben
sinkende Gewinne realisiert haben, aber keiner dieser Betriebe diesen Effekt der geforder-
ten Investition zugeschrieben hat. Das durfte daran liegen, dass die Gewinne stark durch
die grofRen Preisschwankungen auf dem Milchmarkt im Betrachtungszeitraum, ndmlich in
den drei Jahren vor der Investition (1998-2000) bis zum Befragungszeitpunkt 2005, beein-
flusst sind. Die Gewinnentwicklung bei den befragten Betrieben musste also eigentlich mit
der Gewinnentwicklung anderer, nicht-geforderter Betriebe verglichen werden.

Da eine solche Vergleichsgruppe nicht existiert (vgl. Kapitel 2), wird ein grober Vergleich
mit dem allgemeinen Trend, wie er aus den Daten des Testbetriebsnetzes ersichtlich wird,
durchgefihrt (Abbildung 6.4).
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In den Daten des Testbetriebsnetzes zeigt sich, dass die Betriebe des Futterbaus, die fast
ausschlieBlich aus Milchviehbetrieben bestehen, im Wirtschaftsjahr 1998/99 ein Gewinn-
hoch hatten, 2002/03 und 2003/04 dagegen eine Periode niedriger durchschnittlicher Ge-
winne. Die Betriebe des Emslandes (Befragungsregion) haben laut Buchflihrungsstatistik
der Landwirtschaftskammern Hannover und Weser-Ems in den Jahren 2003/04 und
2002/03 im Schnitt nur noch ein ordentliches Ergebnis von 11.000 bzw. 20.000 Euro er-
reicht im Vergleich zu 43.500 bzw. 28.500 Euro im Referenzzeitraum der Jahre 00/01 und
99/00 (Landwirtschaftskammer Weser-Ems, 2005). Die Trockenheit des Jahres 2003 hat
hier sicher eine Rolle gespielt, denn die schlechte Grundfutterqualitat hat dazu gefihrt,
dass viel Kraftfutter gefittert werden musste und zwar zu stark gestiegenen Preisen
(Meinecke, 2005, S. 75). Gleichzeitig weist die Milchpreisentwicklung einen negativen
Trend auf (vgl. Kap. 8).

Abbildung 6.4:  Gewinnentwicklung identischer Haupterwerbsbetriebe in Niedersach-
sen im Testbetriebsnetz
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Quelle: FAL, Testbetriebsdaten (eigene Auswertung)

6.1.2  Zufriedenheit mit Gewinnen und struktureller Entwicklung

Angesichts dieser Komplexitat der Ermittlung der Einkommenswirksamkeit einerseits und
der Beschrédnkungen des Datenzugangs andererseits wird als Einstieg in die Beurteilung
der Einkommenswirksamkeit der Férderung die generelle Zufriedenheit der Unternehmer
mit der strukturellen Entwicklung ihrer Betriebe sowie der Gewinne dokumentiert.
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Generell zeigen sich die meisten der befragten Betriebsleiter zufrieden mit der strukturel-
len Entwicklung ihrer Betriebe. VVon den Betrieben mit einer GroRen Investition geben
80 % und bei denen mit einer Kleinen Investition 70 % an, dass sie mit ihrer betrieblichen
Entwicklung zufrieden sind. Dagegen sagen lediglich 2 Betriebe (5 % aller Betriebe), al-
lerdings solche mit einer Grol3en Investition, sie seien unzufrieden mit der betrieblichen
Entwicklung. Die durchgangige Zufriedenheit der nicht geférderten Betriebe in Nieder-
sachsen ist verglichen mit den anderen Befragungsregionen eine Besonderheit. Aufgrund
der in den Kapiteln 2 und 6.0 dargestellten Eigenschaften dieser Befragungsgruppe und
der singuldren Stellung der niedersachsischen nicht geforderten Betriebe im Vergleich zu
anderen Regionen lassen sich hier keine verallgemeinernden Schlisse ziehen. Unter wel-
chen Bedingungen sich Betriebe auch ohne Férderung dynamisch entwickeln, bleibt noch
zu untersuchen.

Da die allgemeine betriebliche Entwicklung nicht zwangslaufig auch ein befriedigendes
Einkommensniveau mit sich bringt, konnten die Betriebsleiter in ihren Antworten diffe-
renzieren. Dabei zeigt sich, dass die befragten Betriebsleiter ihre jeweilige betriebliche
Einkommenssituation deutlich ungunstiger beurteilen (Tabelle 6.4) als die allgemeine be-
triebliche Entwicklung, die vor allem Bezug auf die strukturelle Situation des Betriebes
nimmt.

Tabelle 6.4: Einkommenszufriedenheit der befragten Betriebsleiter in Niedersachsen

Zufriedenheit mit dem Einkommen

"zufrieden” "geht so" "unzufrieden” Alle
n n n n
GroRe Investition 9 1 4 14
Kleine Investition 5 . 2 7
Nicht gefordert 2 1 2 5
Insgesamt 16 2 8 26

Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung (2005)

Um einen quantitativen Eindruck von den aus der Sicht der Unternehmer erforderlichen
Gewinnen zu bekommen, wurden diese gefragt, wie hoch ihr Gewinn aktuell liegt und wie
hoch der Gewinn sein musste, damit eine angemessene Entlohnung aller eingesetzten Fak-
toren sowie eine entsprechende Eigenkapitalbildung moglich ist. Die Fragestellung macht
deutlich, dass die Antworten mit groRer Vorsicht zu interpretieren sind, weil sie zu politi-
schen Botschaften und strategischem Antworten einladen. Gleichwohl werden die Anga-
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ben im Folgenden als grober Indikator fir quantitative Uberlegungen im Zusammenhang
mit der Beurteilung der betrieblichen Entwicklung herangezogen.

Trotz der Uberwiegend positiven Einschatzung der betrieblichen und einkommensbezoge-
nen Entwicklung durch die befragten Betriebsleiter erwirtschaften viele der geforderten
Betriebe aus Sicht der Betriebsleiter keinen so definierten ,ausreichenden® Gewinn. Im
Durchschnitt aller Betriebe liegt der aktuelle Gewinn in Niedersachsen nur bei 68 % des
Soll-Wertes (Tabelle 6.5). An der geringen Fallzahl (n=20) dieser Darstellung kann man
ablesen, dass diese Daten sehr vorsichtig interpretiert werden massen.

Tabelle 6.5: Zusammenhang zwischen Einkommenszufriedenheit und tatsachlicher
Gewinneinschétzung der befragten Betriebsleiter in Niedersachsen

Einkommens- Deckungsgrad Soll-Gewinn in %
zufriedenheit n 7 Min Max
zufrieden 13 86 33 120
geht so 2 42 33 50
unzufrieden 5 31 0 73
Insgesamt 20 68 0 120

Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung (2005)

Die Einkommenszufriedenheit, nach der neben der strukturellen Zufriedenheit auch ge-
fragt wurde, wird in Tabelle 6.5 genutzt, um die Angaben zur Diskrepanz zwischen realem
und benétigtem Gewinn zu validieren’. In der Durchschnittsbetrachtung ergibt sich tat-
sachlich der erwartete Zusammenhang: Mit abnehmender Einkommenszufriedenheit
nimmt die Gewinnlicke zu. AufRerdem sind mit 13 Betrieben 65 % der Betriebe mit ihrer
Einkommenssituation zufrieden, was bei einem aktuell realisierten Soll-Gewinn von 86 %
in dieser Gruppe auch plausibel erscheint.

Es gibt allerdings auch Befunde, die Fragen aufwerfen: Wieso ist ein Betrieb zufrieden,
der nur 33 % von dem erwirtschaftet, was er nach eigener Auskunft ben6tigt? Und warum
ist eine Gruppe von Betrieben, die im Maximum 50 % dessen, was sie benotigt erwirt-
schaftet, noch einigermaRen zufrieden? Hier zeigt sich, dass weitergehende, i.d.R. eher als
Fallstudien angelegte Untersuchungen erforderlich sind, um zu einem besseren Verstand-
nis der Investitionstatigkeit landwirtschaftlicher Unternehmer und Haushalte zu kommen.

Dies ist deshalb sinnvoll, weil nach beiden Aspekten in ganzlich unterschiedlichem Zusammenhang
gefragt wurde.
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Gerade diese Verknupfung zwischen Unternehmung und Haushalt ist aufgrund der Mog-
lichkeit von Konsum auf Kosten von Investitionen eine der moglichen Ursachen fir die —
zumindest auf den ersten Blick — wenig plausiblen Befunde.

6.1.3  Gewinnentwicklung der Betriebe mit Grof3er Investition

Es ist davon auszugehen, dass die Kleinen Investitionen vielfach keinen messbaren Ein-
fluss auf den Gewinn haben. Aus diesem Grund beschrankt sich die nachstehende Analyse
auf die Entwicklungen in Betrieben, die eine Grof3e Investition vorgenommen haben.

Die durchschnittlichen Gewinne der in die Betriebsleiterbefragung in Niedersachsen ein-
bezogenen Betriebe, von denen verwertbare Angaben vorlagen, sind im Betrachtungszeit-
raum, also der Periode 1998-2000 vor der Investition bis 2003/04 nach der Investition,
leicht von 32.500 Euro auf 33.100 Euro gestiegen. Im Vergleich zu den Betrieben des
Testbetriebsnetzes haben sie sich damit nach der Investition gegen den Trend sinkender
Gewinne entwickelt.

Bei einer etwas differenzierteren Betrachtung fallt auf, dass innerhalb der Investitionsperi-
ode die Heterogenitat der betrieblichen Gewinne der befragten Betriebe gewachsen ist
(Abbildung 6.5). Wahrend der durchschnittliche Gewinn gestiegen ist, ist der Median, der
die Grenze markiert, unter- und oberhalb derer genau jeweils die Halfte der Betriebe wirt-
schaftet, gesunken. Gleichzeitig war in Niedersachsen bei 28 % der Betriebe der Gewinn
ricklaufig. In der Gruppe der unteren 50 % der Betriebe muss also der Gewinn der Betrie-
be, die einen negativen Trend aufweisen, starker gesunken sein als der Gewinn der ande-
ren gestiegen ist.

Auch die Diskrepanz zwischen den Extremwerten ist groRer geworden. All dies scheint die
bekannte These zu bestétigen, dass die Management-Fé&higkeiten einen erheblichen Ein-
fluss auf den Betriebserfolg haben. Andererseits kann die wachsende Diskrepanz auch so
interpretiert werden, dass Betriebe, die strukturell bereits gunstig positioniert waren, die
Investition am ehesten direkt in eine Gewinnsteigerung umsetzen kdnnen, wéhrend die
Betriebe, die bereits zuvor niedrigere Gewinne realisiert hatten, sich zunachst auf Kosten
der Gewinne strukturell verbessern™.

® Welcher Interpretation man folgt hat Implikationen flr die Schlussfolgerungen in Bezug auf die For-

derung. Die erste (Managementfahigkeiten) legt nahe, in erster Linie sowieso schon gut positionierte
Betriebe zu fordern. Die zweite lasst diese Entscheidung offen: es hangt ab vom Fdérderziel, ob man
noch Betrieben Uber die strukturelle (Wachstums-)schwelle helfen will oder vielmehr in erster Linie
bereits wettbewerbsfahige Betriebe fordert (vgl. Kap. 7).
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Abbildung 6.5:  Gewinne der befragten Betriebe vor und nach der Grofien Investition
in Niedersachsen
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Auch wenn die letzten Uberlegungen dies nahe legen wiirden, besteht zwischen der Ge-
winnentwicklung und der Investitionstatigkeit in den letzten 15 Jahren der befragten Be-
triebe kein klarer Zusammenhang. In der Befragung wurde aber auch nach der qualitativen
Einschéatzung der Einkommensentwicklung durch die Investition gefragt (verbessert, ver-
schlechtert oder gleich). Zwischen dieser ,,gefuhlten Einkommensentwicklung®, die der
Investitionswirkung zugeschrieben wird und sich tatsachlich vermutlich an der Liquiditat
orientiert, und der Intensitat der Investitionstatigkeit in den letzten 15 Jahren besteht tber
alle Befragungsregionen hinweg eine klare Korrelation (Abbildung 6.6)". Betriebe, die in
der Vergangenheit kontinuierlich investiert haben, gaben fast immer die Einschétzung ab,
mit der letzten geforderten Investition sei ihr Einkommen gestiegen. Es ist zu vermuten,
dass die Diskrepanz zwischen ,,gefiihlter Einkommensentwicklung® und ausgewiesenen
Gewinnen auch steuerliche Grunde hat.

Den Eindruck, ihr Einkommen sei gesunken, haben auf der anderen Seite ausschliellich
Betriebe, die in der Vergangenheit kaum investiert haben. Es ist plausibel anzunehmen,
dass diese Betriebe vor der Investition in Stdllen gewirtschaftet haben, die bereits abge-

Es wurde eine Darstellung Uber alle Regionen hinweg gewéhlt, weil die Fallzahl fur diese Auswertung
aufgrund der Vielzahl der Klassen sonst zu gering gewesen waére.
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schrieben waren. Aus der Stallnutzung ergaben sich also vor der Investition keine Kosten.
Da in Niedersachsen fir die geforderte Grof3e Investition im Durchschnitt nur 26 % Ei-
genkapital eingesetzt wurde, ergeben sich nach der Investition durch den zu leistenden
Kapitaldienst im Vergleich zu friher h6here Ausgaben; das Einkommen sinkt folglich ce-
teris paribus™.

Diese Zusammenhénge sind auch in den Beraterworkshops bestétigt worden. Derartige
Betriebe kdnnen also vor der Investition eine positive Gewinnentwicklung und eine positi-
ve Eigenkapitalbildung gehabt haben. Ihre langfristige Entwicklungsfahigkeit kann aber
gleichwonhl fraglich sein, wenn sie nach der geférderten Investition mittel- und langfristig
einen geringeren Gewinn und folglich eine ricklaufige Eigenkapitalbildung aufweisen.
Folglich muss bei der Bewertung der Eigenkapitalbildung zusatzlich die Investitionstatig-
keit in den letzten Jahren berlcksichtigt werden.

¥ Aus betriebswirtschaftlicher Sicht bedeutet diese Situation, dass die Stallbauten zu schnell abgeschrie-

ben worden sind, die Kosten der Nutzung wurden also nicht angemessen uber die Zeit verteilt. Wird
diese Praxis so fortgefiihrt, so werden die Nutzungskosten in einem wiederkehrenden Zyklus nach je-
der Investition irgendwann auf null fallen, was ceteris paribus bedeutet, dass die Gewinne in der letz-
ten Stallnutzungsphase anwachsen.
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Abbildung 6.6: Investitionstatigkeit seit 1990 und ,,gefuhlte* Einkommenswirkung der
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Quelle: Betriebsleiterbefragung, 2005

Insgesamt ist also festzuhalten, dass die gefdrderten niederséchsischen Unternehmen in
ihrer Mehrzahl eine positive Gewinnentwicklung (Abb. 6.7) und eine Verbesserung ihrer
Wettbewerbsféahigkeit erzielt haben und die geférderten Investitionen iberwiegend erfolg-
reich sind. Ob und in wie weit dieser Erfolg der Forderung zuzuschreiben ist, kann damit
noch nicht beurteilt werden. Diese Bewertung kann erst anhand einer Diskussion der Net-
toeffekte, wie sie in Kapitel 7 erfolgt, vorgenommen werden.
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Abbildung 6.7:  Gewinne vor und nach der Investition in Niedersachsen
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Zusammenfassung

Die geforderten GroRRen Investitionen hatten in der Mehrzahl der Falle einen positiven
oder — zu Zeiten sinkender Milchpreise — zumindest stabilisierenden Einfluss auf die Ge-
winnentwicklung. Falsche Abschreibungsfristen und damit ein vor der Foérderung als zu
hoch ausgewiesener Gewinn, begrinden zumindest bei einem Teil der Betriebe die sin-
kenden Gewinne nach der Investition. Auf der anderen Seite bestatigen gerade die Betrie-
be eine gute Einkommenswirksamkeit der Investition, die in der VVergangenheit viel inves-
tiert haben. Weder ist also ein relativ hoher Gewinn und damit auch eine positive Eigen-
kapitalbildung in jedem Fall ein Zeichen fir Entwicklungsfahigkeit, noch beweist ein sin-
kender Gewinn nach der Investition allein deren Misserfolg. Diese Uberlegungen und die
Im Zuge der Forderung wachsende Gewinndiskrepanz zwischen den Betrieben zeigt, dass
die Selektion der forderwirdigen Betriebe sehr schwierig ist und auch die Beurteilung des
Fordererfolges (insbesondere des Nettoeffektes) einer genaueren Untersuchung bedarf.
Dies bestétigt eine frihere Untersuchung von FORSTNER und CLEMENS (1998) und
FORSTNER (2000), in der in einer lberschaubaren Zahl von gefdrderten Unternehmen die
Einkommens- und Eigenkapitalentwicklung anhand vielfaltiger Korrekturrechnungen auf
der Basis von detaillierten einzelbetrieblichen Beraterinformationen analysiert wurde; im
Ergebnis dieser Untersuchung kamen die Autoren zu dem Ergebnis, dass die erforderli-
chen Korrekturkalkulationen das Bewertungsergebnis entscheidend beeinflussen (k6nnen).
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6.2 Rationeller Einsatz von Produktionsfaktoren

Als Instrument zur Steigerung des Einkommens dient vorrangig die Verbesserung der Pro-
duktivitat. Die dafur eigentlich relevante betriebswirtschaftliche Erfolgskennzahl ist die
Relation zwischen Produktionskosten und Erlésen im entsprechenden Betriebszweig. Da
diese Kennzahlen im Rahmen der vorliegenden Untersuchung nicht verftigbar waren (vgl.
Kap. 6.1.1. zur Nutzung Controlling-Instrumente), wird im Folgenden auf die Entwicklung
der physischen Produktivitat, namentlich die Milchproduktion pro AK Bezug genom-
men”. Bei der Berechnung dieser Produktivitat wird in Ermangelung von spezifischeren
Daten die abgelieferte Milch durch alle AK geteilt, also auch jene, die gar nicht in der
Milchproduktion tatig sind. Dieser Vorbehalt ist aber fur die in der Regel stark speziali-
sierten niedersachsischen Milchviehbetriebe nicht von groRer Bedeutung.

Insgesamt ist der Anstieg der Produktivitat im Zuge der Grol3en Investitionen in den unter-
suchten geforderten Unternehmen beachtlich: Im Durchschnitt aller Betriebe der Befra-
gungsregion betragt der Anstieg 71 % oder 136 t Milch je AK; das absolute Niveau betragt
gegenwartig 366t je AK. Der Gesamteffekt der Produktivitatssteigerung setzt sich
grundsatzlich aus folgenden Teileffekten zusammen:

1. In der Mehrzahl der analysierten Unternehmen steigt die Milchleistung in Folge der
Investition an. Ursache dafir sind die besseren Haltungs- und Ftterungsbedingungen
der Kihe (Stichwort: TMR-Futterung und Stallklima/Stallplatze). Die Milchleistung
nach der Investition betragt durchschnittlich 8.098 kg/Kuh/Jahr, dies ist gegenuber der
Situation vorher ein Anstieg um 6 %.

Betrachtet man die Tabelle 6.6, in der die vier Betriebe mit der starksten Produktivi-
tatssteigerung denen mit der geringsten Produktivitatssteigerung gegentibergestellt
wird, so zeigt sich, dass diese letzte Gruppe keine Milchleistungssteigerung realisie-
ren konnte.

2. In den investierenden Unternehmen erfolgte aulRerdem eine Ausweitung der Kapazi-
taten. Die Zahl der Kuhplatze stieg im Schnitt um 47 %", es gab kaum Investitionen
ohne Kapazitatserweiterung. Die Tabelle 6.6 zeigt, dass die Betriebe mit der hdchsten

® Die Steigerung der Arbeitsproduktivitat kann natiirlich nur solange als Erfolgsindikator verwendet

werden, wie der Betrieb hier noch nicht im langfristigen Optimum wirtschaftet, die Grenzkosten der
Arbeit also héher sind als die Grenzkosten anderer knapper Faktoren, namentlich des Kapitals. Von
dieser Situation wird hier ausgegangen, es wird also in der physischen Produktivitétsbetrachtung vorab
unterstellt, dass durch Technisierung sowie Wachstum und Realisierung positiver Skaleneffekte eine
hohere 6konomische Produktivitét erreicht werden kann.

* Dieser hohe Anstieg ist nur moglich, wenn bereits vor der Investition Quote fur die zukinftige Nut-

zung hinzuerworben wird und/oder die Uberbelegung des Stalls vor der Investition in die Kapazitats-
erweiterung mit eingerechnet wird. In jedem Fall ist eine so starke Kapazitatserweiterung mit der For-
derung nur unter Hinnahme betriebswirtschaftlicher Zusatzkosten mdéglich.
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Produktivitatssteigerung gemessen an der Kuhzahl auch absolut die gré3eren Betriebe
sind.

3. Milchleistungssteigerung und Kapazitatssteigerungen fuihren zu einer durchschnittlich
um 59 % oder 214 t erhéhten Milchproduktion pro Unternehmen. Das AusmaR der
Produktivitatssteigerung ist aber zwischen den Betrieben sehr unterschiedlich: die drei
Betriebe mit der hochsten Steigerung erreichen im Gruppenschnitt einen Anstieg von
180 % oder 313 t Milch/AK, die drei Betriebe mit der niedrigsten Produktivitatsstei-
gerung nur einen Anstieg von 17 % bzw. 23 t Milch/AK (Tabelle 6.6).

4. In Niedersachsen resultiert die steigende Milchproduktion zu etwa 15 % aus einer
steigenden Milchleistung pro Kuh, d. h. die Betriebe in Niedersachsen sind vor allem
Uber eine Ausweitung der Kapazitdten gewachsen. Da die Kapazitatsentwicklung
planbar ist, ist es nahe liegend, dass andere Investitionsziele, wie zum Beispiel die
Verbesserung der arbeitswirtschaftlichen Situation, die geringeren Produktivitétsstei-
gerungen der entsprechenden Gruppe in Tabelle 6.6 teilweise erklaren.

5. Die Investitionen fihren schlieBlich auch zu einer Einsparung von Arbeitszeit, in-
dem z. B. die Ftterung oder die Entmistung weiter mechanisiert wird oder das Mel-
ken in (groReren) Melkstdnden erfolgt. Im Schnitt aller untersuchten Betriebe in Nie-
dersachsen betragt diese Einsparung nach Betriebsleiteraussage 0,1 AK. Dies ist aber
vor dem Hintergrund der gleichzeitig erfolgten starken Kapazitatserweiterungen zu
sehen. Hinzu kommt das Problem der schwierigen Bemessung der Arbeitszeiten in
klassischen Familienbetrieben. Die Tabelle 6.6 zeigt aulerdem, dass die Betriebe mit
starker Produktivitatssteigerung, im Gegensatz zu den anderen Betrieben, im Zuge der
Investition im Schnitt 0,35 AK einsparte.
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Tabelle 6.6: Vergleich der Betriebsgruppen mit der jeweils starksten und geringsten

Produktivitatsentwicklung im Zuge der Investition

Produktivitatssteigerung (t Milch/AK)

stark Mittelwert gering

Einheit n=4 n=22 n=4
Produktivitatssteigerung t Milch/AK 313 136 23
Produktivitatssteigerung % 180 73 17
Milch pro AK (nach Inv.) t Milch/AK 500 366 283
Zahl der Kuhe (nach Inv.) Kuhzahl 91 72 46
Milchleistung (aktuell) kg/Kuh 8220 8098 7250
Anstieg Milchleistung kg/Kuh 450 402 0
Einsparung AK AK 0,35 0,1 0
Anstieg Milchproduktion t/Jahr 440 214 37
Investitionsvolumen € 145.000 177.583 209.000
Gewinn (aktuell) € 33.625 32.474 14.500
Gewinn-Veranderung € 5.375 583 5.000

Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung (2005)

Zusammenfassung und Fazit

1.

In der norddeutschen Untersuchungsregion sind die Einsparung von Arbeitskréften bei
gleichzeitiger deutlicher Steigerung der Produktion die Ursachen fir hohe Produktivi-
tatssteigerung.

Die Befragung gibt Hinweise darauf, dass die Betriebe, die die starksten Produktivi-
tatssteigerungen realisieren konnen, — zumindest gemessen an produktionstechni-
schen Erfolgsparametern — auch die erfolgreicheren Betriebe insgesamt sind. Sie wei-
sen eine um ca. 100 % hohere Produktivitat (t Milch/AK) auf, sie realisieren im Zuge
der Investition einen starkeren Produktivitatsanstieg und sie erzielen ein deutlich hohe-
res Leistungsniveau je Kuh im Vergleich zu der Gruppe mit den geringsten Produktivi-
tatssteigerungen.

Dies spricht, zusammen mit dem viel héheren Investitionsniveau der zweiten Gruppe,
dafiir, dass hier sehr unterschiedliche Investitionen von Betrieben in verschiedenen
strukturellen Entwicklungsstufen verglichen werden. Wahrend die dynamischere Vie-
rergruppe vermutlich schon auf hohem technischen Niveau gewirtschaftet hat und vor
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allem Erweiterungsinvestitionen durchgeftuihrt hat, hat die weniger dynamische Gruppe
vermutlich komplett neue Stallanlagen gebaut und in erster Linie modernisiert.

4. Eine FoOrderung unter genauer Zieldefinition sollte entscheiden, welche dieser Be-
triebstypen prioritar zu fordern sind. Eine Abgrenzung konnte tber die betriebliche
Gro6le und/oder die absolute Gewinnhohe erfolgen.

5. Die Frage, ob und inwiefern die erzielten Produktivitatssteigerungen betriebswirt-
schaftlich rentabel erreicht wurden, muss zunédchst offen bleiben. Der Zusammenhang
zwischen angegebener Gewinnentwicklung und Produktivitatssteigerung in der Befra-
gung ist recht lose”. Anders als in den anderen beiden Untersuchungsregionen fallen
auch die Gewinnsteigerungen in den beiden verglichenen Vierergruppen in Nieder-
sachsen gleich aus.

6. Jeder Versuch der Politik, das betriebliche Wachstum zu begrenzen, muss angesichts
der zentralen Bedeutung des Wachstums fir die Realisierung von Rationalisierungsre-
serven als absolut kontraproduktiv angesehen werden.

6.3 Diversifizierung und Verlagerung der Produktion

a) Diversifizierung

Die Diversifizierung der Einkommensquellen durch landwirtschaftsverwandte oder
-fremde Tatigkeiten hat bei der AFP-Forderung in Niedersachsen nur eine untergeordnete
Bedeutung. Der Anteil der férderfahigen Investitionsvolumina im AFP schwankt zwischen
1,3 und 2,6 % in den einzelnen Jahren von 2000 bis 2004, wenn man die GAK-Daten
zugrunde legt (vgl. Tab. 4.1 ). Der GroRteil der geforderten Féalle entfallt dabei auf Direkt-
vermarktung (Abbildung 6.8). Uber 70 % der Diversifizierungsinvestitionen findet bei den
Kleinen Investitionen statt. Auch wenn die Berater in Niedersachsen sich prinzipiell fur
eine Forderung der Einkommensdiversifizierung aussprachen, spielte dieser Aspekt in der
sonstigen Diskussion kaum eine Rolle (Anhang 3).

Das Gesprach in der Bewilligungsstelle bestatigte den Eindruck einer geringen Relevanz
der Forderung von Diversifizierungsinvestitionen. Hier wurde angemerkt, dass ein Ab-
grenzungsproblem zu gewerblichen Investoren bestiinde und oftmals Nebenerwerbsland-
wirte gefordert wirden. Darliber hinaus wirde durch die Férderung oftmals eine Konkur-
renz zu gewerblichen Anbietern aufgebaut (Anhang 4).

" Der Korrelationskoeffizient zwischen der absoluten Produktivitatssteigerung und relativer Gewinn-

entwicklung betragt Gber alle befragten Betriebe mit GroRer Investition hinweg nur 0,32. Das heift
vereinfacht gesagt, nur 32 % der Gewinnentwicklung werden durch die Produktivitatssteigerung er-
kl&rt.
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Abbildung 6.8: Diversifizierungsfalle 2000-2004 in Niedersachsen und Verteilung auf
die Untergruppen
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Quelle: BMVEL, GAK-Berichterstattung 2000-2004

Die frihe Absenkung der Fordersétze fur regenerative Energieerzeugung mit der Verab-
schiedung des neuen EEG in 2003 und die Aussetzung der Forderung in diesem Bereich
seit Mitte 2004 flhrt dazu, dass der Bereich ,,andere Einkommenskombinationen* anders
als in anderen Landern sehr klein ausfallt. Diese Aktivitaten werden darlber hinaus zum
Teil unter ,Sonstiges” erfasst, was insbesondere bei PV-Anlagen aufgrund der geringen
Arbeitsintensitat gerechtfertigt erscheint. Biogasanlagen werden mitunter unter ,,sonstigen
Idw. Geb&uden* erfasst.

In der Betriebsleiterbefragung in Niedersachsen kamen keine Investitionen mit Ziel der
Diversifizierung vor. Dies liegt zum Einen an der Wahl der Befragungsregion, die als ins-
gesamt strukturschwach charakterisiert werden kann. Wie auf der Karte in Kapitel 4 er-
sichtlich, finden Diversifizierungsinvestitionen vor allem in dichter besiedelten Regionen
statt. Andererseits spiegelt das Investitionsprofil der befragten Betriebe die insgesamt ge-
ringe Relevanz von Diversifizierungsoptionen fur den Grofdteil der landwirtschaftlichen
Betriebe wider.

Diese zeigt sich auch an den Antworten der niedersachsischen Betriebsleiter auf die Frage
nach den zukiinftigen Planen (Abbildung 6.9).
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Abbildung 6.9: Kunftige Diversifizierungsplédne der befragten Betriebsleiter in Nie-
dersachsen
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Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung (2005)

Nur vier der befragten Betriebsleiter planen demnach, zukinftig vielleicht zu diversifizie-
ren, drei davon in regenerative Energien. Nach einer représentativen Umfrage des Markit-
forschungsinstitutes Produkt + Markt vom Dezember 2004 plant jeder sechste Betrieb in
den kommenden zwei bis drei Jahren eine Verdnderung des Betriebsschwerpunktes, hdufig
im Bereich erneuerbarer Energien (Agra-Europe, 2005).

b) Verlagerung der Produktion

Bereits die Zwischenbewertung des AFP zeigte, dass die Verringerung von Uberschuss-
produkten durch eine Produktionsverlagerung nicht das Ziel der Investitionsférderung ist.
Vielmehr wird insbesondere im Bereich Milchproduktion angestrebt, die Wettbewerbsfa-
higkeit der geforderten Betriebe durch Aufstockung der Produktion zu unterstitzen.

c) Fazit

Bislang spielt die Diversifizierung in der Investitionsforderung eine untergeordnete Rolle;
lediglich regional (z. B. Grofiraum Hannover) haben Investitionen zum Aufbau nicht-
landwirtschaftlicher oder landwirtschaftsnaher Standbeine eine etwas groRere Relevanz.
Kinftig erwégt jedoch ein gewisser Anteil der Betriebe Diversifizierungsinvestitionen, vor
allem im Bereich erneuerbarer Energien.
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6.4 Qualitat

Die Verbesserung der Prozessqualitat wird in den Kapiteln Umweltschutz (6.6), Arbeits-
bedingungen (6.7) und Tierschutz (6.8) differenziert behandelt. Das vorliegende Kapitel
befasst sich daher ausschlielich mit der Verbesserung der Produktqualitdt und deren Be-
deutung fir die geférderten Betriebe.

a) Qualitatseffekte bei den befragten Betrieben

Rund ein Drittel der befragten Betriebsleiter in Niedersachsen, die eine Grof3e Investition
im Milchbereich durchgefiihrt haben (n=22) gibt an, die Investition habe einen positiven
Effekt auf die Produktqualitat gehabt. Von diesen sieben Betrieben haben sich bei einem
die Inhaltsstoffe verbessert. Bei sechs Betrieben konnten die Zell- und Keimzahlen redu-
ziert werden.

Bei Kleinen Investitionen (n=14) betragt der Anteil der Betriebe mit positiven Qualitéts-
effekten ebenfalls rund ein Drittel. Von diesen fiinf Betrieben sind drei Gartenbaubetrie-
be, die mit der Investition ein gezielteres Wasser- und Klimamanagement aufbauen konn-
ten, und zwei Milchviehbetriebe, die die Tiergerechtigkeit der Stalle und dadurch die
Gesundheit der (Zucht-)Tiere optimieren konnten.

Aus den Antworten wird deutlich, dass es in der Milchproduktion in den Jahren 2000/2001
zum Teil noch Potenzial zur Qualitatsverbesserung im Bereich der Keim- und Zellzahlen
und eingeschrénkt im Bereich der Inhaltsstoffe gab. In Niedersachsen haben aber inzwi-
schen praktisch alle entwicklungsfahigen Betriebe auf Laufstallhaltung und moderne
Melktechnik umgestellt. Die Vermutung, dass die Erfullung der relativ hohen Mindest-
standards deshalb inzwischen kein groRes Problem mehr darstellt, zu dessen Losung um-
fangreichere Investitionen noétig sein kénnten, wird durch die Berater bestatigt (Anhang 3).

b) Auswirkungen der Qualitatsverbesserung

Vor allem auch aufgrund der Teilnahme an QM-Programmen steigen die Anforderungen
der Molkereien an die Qualitat der abgelieferten Milch. Bei vier der sieben Betriebe mit
verbesserter Milchqualitat hat dieser Fortschritt daher zu einer Sicherung des Produktab-
satzes gefuhrt.

Allerdings konnen die befragten Betriebe nur im Ausnahmefall ihr Einkommen durch die
Qualitatsverbesserung steigern. Von den Betrieben, die angeben, ihre Produktqualitat ver-
bessert zu haben, erklarte nur einer, er kénne nun deutlich héhere Preise erlésen (im
Zuchttierverkauf). Auch von den insgesamt 15 niederséchsischen Betrieben, die angeben,
sie hatten ihr Einkommen durch die Investition steigern kdnnen, schreibt keiner das der
Qualitatsverbesserung zu. Einer sagt, er habe sein Einkommen u.a. durch die Verbesserung
der Qualitat sichern konnen.
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c¢) Schlussfolgerungen

Investitionen in 6konomisch effiziente Produktionsweisen in der Milchproduktion (Lauf-
stall, Melkstand, Fltterungstechnik) erméglichen den Betrieben die Einhaltung der beste-
henden Qualitdtsmindeststandards. Es handelt sich also um einen positiven externen Effekt
effizienter Produktionsformen. Die Einhaltung der Mindeststandards sichert den Milchab-
satz.

Die Verwirklichung héherer Qualitatsstandards lohnt sich fir die Produzenten nur, wenn
von der abnehmenden Hand entsprechend hoherpreisige Teilmarkte bedient werden kon-
nen. Ob sich also z.B. 6kologische Produktion, die reine Heufltterung fur Késeproduktion
oder die Erfullung der Hygienestandards fiir Rohmilchprodukte lohnt, hdngt von der Nach-
frage nach besonderen Qualitatsprodukten und der sich daraus ergebenden Vermarktungs-
struktur ab.

Wenn die Nachfrage nach Rohstoffen mit héherer Qualitat nicht gegeben ist, stellt die
punktuell wirksame Investitionsforderung nicht das richtige Anreizinstrument dar, weil fir
das Erreichen besonderer Qualitat laufende Managementbemiihungen gefragt sind. Eine
entsprechende Nachfrage und funktionierende Vermarktungsstrukturen fur die betroffenen
Teilmérkte hingegen schaffen Marktanreize fir die Produktion von Produkten hoher Qua-
litdt. Der richtige Ansatzpunkt fir eine Forderung unter dem Qualitatsziel scheint also
eher im Absatzbereich zu liegen.

6.5 Arbeitsplatze

Arbeitsplatze kénnen geschaffen oder gesichert werden durch den Erhalt von Betrieben,
die Neueinstellung von Beschéftigten in etablierten Betrieben oder durch die Erschlieliung
neuer Mérkte und das Entstehen voéllig neuer Beschaftigungsbereiche.

Erhalt landwirtschaftlicher Betriebe

Etwa jeder dritte befragte Betrieb mit einer GrofRen Investition in Niedersachsen hat ange-
geben, dass er ohne die Forderung keine Investition durchgefiihrt hétte
(vgl. Abbildung 7.3). Fir einen Grofteil dieser Betriebe hatte das mittelfristig das Aus-
scheiden aus der Produktion bedeutet. Es existiert also ein positiver Bruttoarbeitsplatzef-
fekt der Forderung. Dieser Effekt wird aber erkauft durch einen Abstrich bei einem ande-
ren Ziel der Forderung, ndmlich der Maximierung der Wettbewerbsfahigkeit der Betriebe
in ihrer Gesamtheit, wie im Folgenden skizziert wird.

Die erhobenen Betriebe in Niedersachsen hatten nach der Investition eine durchschnittli-
che GroRe von etwa 73 Milchkihen. Nach den Buchfiihrungsergebnissen der Buchfiih-
rungsstatistik der Landwirtschaftskammer Weser-Ems fiir 2003/2004 hatten die Betriebe
mit Gber 80 Kihen mit 48.669 Euro im Schnitt ein besseres Ergebnis als die Betriebe der
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kleineren GroRenklassen. Da die Betriebe mit den unvermehrbaren Faktoren Boden und
Quote wirtschaften, bedeutet es, wenn durch die Forderung kleinere Betriebe in der Pro-
duktion gehalten werden, dass anderen das Hineinwachsen in effizientere Strukturen er-
schwert wird. Allerdings gaben auch gut 70 % der befragten Betriebe in Niedersachsen an,
dass sie weiterhin wachsen wollen. Wenn sie dieses Vorhaben verwirklichen, kénnen sie
das aber nur dann, wenn wieder andere Betriebe aus der Produktion ausscheiden. Langfris-
tig ist also ein positiver Nettoarbeitsplatzeffekt in diesem Bereich nur durch staatliche
Dauersubventionierung zu erreichen.

Aus regionaler Sicht ist ein positiver Nettoeffekt nur dann zu erreichen, wenn auch die
Forderung regional fokussiert wird und so die Wettbewerbsposition der Betriebe in den
entsprechenden strukturschwachen Regionen gegenuber der in andern Regionen gestarkt
wird.

Arbeitsverfassung und Neueinstellung von Arbeitskraften

Die Forderung hat in den erhobenen niedersachsischen Betrieben nicht zu einer Einstel-
lung von mehr Fremdarbeitskraften gefihrt; die Betriebsleiter planen auch fir die néchsten
10 Jahre im Schnitt nur eine Ausdehnung von 0,2 AK. Insofern reicht der Bruttoarbeits-
platzeffekt nicht Gber den Erhalt der sowieso schon vorhandenen Arbeitspldtze hinaus.

Hatten einige der befragten Betriebleiter ohne Forderung ihren Betrieb auf der anderen
Seite tatsachlich kurz- oder mittelfristig aufgeben missen, so betriige auch dann der nega-
tive Nettoarbeitsplatzeffekt nicht 100 %, da die um die frei werdenden Faktoren wachsen-
den Betriebe ihre Arbeitskapazitaten erweitern missten. Aufgrund der hoheren Arbeits-
produktivitat der groReren Betriebe wirde aber ein Nettoarbeitsplatzverlust eintreten. Da
wachsende Familienbetriebe immer haufiger zusatzliche Fremdarbeitskréafte einstellen,
veréndert sich tendenziell die Struktur der Arbeitsverfassung. Tatséchlich wéchst in den
alten Bundeslandern eine Gruppe von Arbeitskraften bestandig an, und zwar die der stén-
digen und besonders der nicht-stdndigen familienfremden Arbeitskrafte (Agrarbericht
2005, S. 85).

Fur die Betriebe in der Forderung erwarten die Berater in Niedersachsen jedoch, dass die
Betriebsleiter in den meisten Féllen den Wachstumsschritt hin zu einer Arbeitsverfassung
mit Fremdarbeitskraften noch hinauszogern werden. Die Alternative, zur Bewéltigung der
anfallenden Mehrarbeit in wachsenden Betrieben eine Betriebs- oder Betriebszweigkoope-
ration mit einem &hnlich gelagerten Betrieb in der Nachbarschaft einzugehen, spielt bei
den befragten Betriebsleitern gegenwaértig keine Rolle. Auch die Berater schatzen dies
ahnlich ein (Anhang 3).
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Neue Einkommensstandbeine

Zwar sind die Forderung des Strukturwandels und der Erhalt von Arbeitsplatzen zwei Zie-
le, die in weiten Bereichen in einer Konkurrenzbeziehung zueinander stehen, doch im Be-
reich der Einkommensdiversifizierung und der Nischenproduktion kdnnte theoretisch der
Markt in einigen Bereichen noch ausgeweitet werden und so zum Entstehen neuer Netto-
arbeitsplatze beitragen. Da von den erhobenen Betrieben im Rahmen der Férderung keine
Diversifizierung vorgenommen wurde (vgl. Kapitel 6.3), lasst sich anhand der Erhebungs-
daten zu den Arbeitsplatzeffekten in diesem Bereich nichts sagen. Um hier zu einer Aus-
sage Uber Nettoeffekte zu kommen, wdare zudem eine regionale Betrachtung noétig, um
Verdrangungs- und Multiplikatoreffekte in die Analyse mit einzubeziehen. Insbesondere
in den weitgehend strukturschwachen Griinlandregionen Niedersachsens mit groflen Ar-
beitsmarktproblemen wird allerdings die Diversifizierung von den Beratern nicht als er-
folgsversprechende Strategie fur landwirtschaftliche Betriebe gesehen; Arbeitsplatze wer-
den in diesem Bereich vor allem in Gebieten mit sowieso schon vergleichsweise guter
Wirtschaftsstruktur gesichert.

Fazit

Zusatzliche Arbeitsplatze konnen bei einer Nettobetrachtung nur dann entstehen, wenn das
Produktions-, Verarbeitungs- oder Dienstleistungsvolumen ausgedehnt werden kann und
nicht zu Lasten anderer bereits bestehender Unternehmen geht. Da die Milchproduktion
durch die Quote reglementiert ist und die Betriebe mit dem unvermehrbaren Faktor Boden
wirtschaften, bedeutet die Ausdehnung des einen Betriebs gleichzeitig die Schrumpfung
oder das Ausscheiden anderer Betriebe. Auch in den verschiedenen Diversifizierungsbe-
reichen (v.a. Direktvermarktung, Urlaub auf dem Bauernhof) geht es teilweise um subven-
tionierten Verdrangungswettbewerb. Netto-Arbeitsplatzeffekte kénnen somit nur dann
sachgerecht erfasst werden, wenn auch die Effekte bei direkt oder indirekt betroffenen
nicht-geférderten Betrieben in die Analyse einbezogen werden. Generell kann jedoch ge-
sagt werden, dass die Forderung des Kapitaleinsatzes zu einer Substitution des Arbeitsein-
satzes fuhrt, die zwar einzelwirtschaftlich Arbeitsplatze schaffen oder sichern kann, aber
sektoral unter den gegenwartigen Bedingungen zu einem Abbau von Arbeitsplatzen fihrt.

6.6 Umweltschutz

Die Vermeidung oder Verringerung von Umweltbelastungen in Folge der Agrarproduktion
ist eines der Ziele des AFP. Eine Reihe von umweltpolitischen Parametern wie z.B. der
Nachweis ausreichender Gullelager-Kapazitaten wird durch die Forderbedingungen expli-
zit zur Voraussetzung der Forderung. Im Fall der Maschinenférderung sind umweltpoliti-
sche Verbesserungen ebenfalls eine unmittelbare VVoraussetzung fir die Gewahrung eines
Zuschusses. Da Félle von Maschinenfdrderung nicht in der Betriebsleiterbefragung in
Niedersachsen vorkamen, werden diese nur unter Kapitel 7 (Gesamtbetrachtung) im Un-
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terabschnitt ,,Kleine Investitionen* angesprochen. Angesichts der im Untersuchungskon-
zept gewahlten Fokussierung (vgl. Kapitel 2) stehen die Umweltwirkungen der Agrarin-
vestitionsférderung nicht im Mittelpunkt der Untersuchung; die nachstehend dokumentier-
ten Resultate geben folglich nur einen groben Uberblick Gber die erzielten Wirkungen.

Ergebnisse und Analysen fur Niedersachsen

Etwa 20 % (n=8) der befragten geforderten Betriebsleiter (n=36) geben an, dass mit der
geforderten Investition ein positiver Umwelteffekt verbunden ist.

Die mit den gefdrderten Investitionen erzielten positiven Wirkungen resultieren Uberwie-
gend aus der verlangerten Gillelagerung (5 Betriebe). AuBerdem wird ein geringerer Res-
sourcenverbrauch als positiver Umwelteffekt genannt (3 Betriebe). Es sollte angemerkt
werden, dass es sich bei den Angaben nicht um beobachtete, sondern um vermutete Um-
weltschutzwirkungen handelt. Eine Beurteilung der Netto-Umweltwirkung eines Stallneu-
baus ist auf der Basis der vorhandenen Daten nicht mdglich.

Insbesondere wurde nicht explizit nach negativen Umweltwirkungen gefragt. Diese sind
aber grundsatzlich — zumindest in begrenztem Umfang — zu erwarten, wenn z.B. eine zu-
sdtzliche Versiegelung von Flachen stattfindet. Von daher missen vor einer abschlieRen-
den Bewertung der Umweltwirkungen der Investitionsférderung noch eingehendere, ver-
tiefende Analysen Uber die 6kologisch relevanten Implikationen angestellt werden.

Nur in Einzelféllen haben Betriebsleiter von Zusatzkosten durch die Einhaltung der Um-
weltschutzauflagen berichtet. In Niedersachsen betraf das vor allem den Aspekt der Fla-
chenzupachtung, um die GV-Grenze einzuhalten. Da diese Flachen zum Teil weit ab vom
Betrieb liegen, ist der positive Umwelteffekt in diesen Féllen fraglich.

Allein auf Basis der vorliegenden Befragungsdaten ist die Schlussfolgerung zu ziehen,
dass die positiven Umweltwirkungen der Férderung von Grof3en Investitionen im Milch-
viehsektor gemessen an der Zahl der relevanten Falle eher sehr begrenzt sind.

Zusammenfassung und Fazit

Zu den Netto-Umweltwirkungen von Stallneubauten kann die vorliegende Untersuchung
keine Aussagen treffen. Durch die Definition bestimmter Forderbedingungen, wie der GV-
Grenze und der erhohten Gillelagerkapazitat kann diese Netto-Bilanz unter Umstédnden
verbessert werden. Inwiefern diese Regelungen tatsachlich umweltbezogene Problembe-
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reiche tangieren und ihre Durchsetzung auch reale Auswirkungen zeigt” kann durch die
vorliegende Bewertung ebenfalls nicht beurteilt werden. Die hierzu notwendige fachspezi-
fische Analyse sollte Bestandteil einer fundierten Ex-ante-Analyse sein.

6.7 Arbeitsbedingungen

Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen auf landwirtschaftlichen Betrieben ist traditio-
nell eines der zentralen Ziele der Investitionsforderung. Insbesondere in den ohnehin ar-
beitsintensiven Milchviehbetrieben hat die Erleichterung der Arbeit hdufig einen zentralen
Stellenwert. Da aber von einer engen Korrelation zwischen Rationalisierungs- und Wachs-
tumsinvestitionen einerseits und der Verbesserung der Arbeitsbedingungen andererseits
ausgegangen wurde, hat das Thema Arbeitsbedingungen in der Betriebsleiterbefragung nur
eine relativ geringe Bedeutung erhalten. Die nachstehend skizzierten Wirkungen kénnen
folglich nur eine grobe Ubersicht tiber den Stellenwert von verbesserten Arbeitsbedingun-
gen im Spektrum der Férderungswirkungen vermitteln.

Ergebnisse und Analysen fur Niedersachsen

80 % (n=29) der in Niedersachsen analysierten 36 geforderten Investitionsprojekte hat
nach Einschatzung der befragten Betriebsleiter eine Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen nach sich gezogen (vgl. Abbildung 7.1). Etwa 70 % der Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen entstehen durch eine geringere korperliche Belastung der Arbeit.

Die Verringerung von korperlich schwerer Arbeit geschieht in der Regel durch die Me-
chanisierung dieser Arbeiten wie z.B. dem Ubergang von der Fitterung der Kiihe per
Hand zum Einsatz eines Futtermischwagens auf einem befahrbaren Futtertisch. Analoge
Beispiele sind die Einflihrung der Schubstangen-Entmistung oder von Spaltenbdden sowie
der Ubergang vom Melken in der Anbindehaltung zum Melkstand. An diesen Beispielen
wird deutlich, dass die Verbesserung der Arbeitsbedingung i.d.R. einhergeht mit einer
Rationalisierung, weil die genannten Arbeiten in kirzerer Zeit erledigt werden. Rationa-
lisierung ist aber wiederum ein originér betriebswirtschaftliches Ziel. Diese These wird
auch durch die Betriebsleiterbefragung gestitzt: Von denjenigen, die ihre Kapazitaten
ausgedehnt haben, geben Uber 90 % an, dass sich infolge der Investition auch ihre Ar-
beitsbedingungen verbessert haben.

Es wurde von Beratern und Experten immer wieder berichtet, dass die GV-Grenze als Forderbedin-
gung zur Hinzupacht weit entfernter Flachen fuhrt, die dann aufgrund der groRen Entfernung zur Gil-
leausbringung nicht genutzt werden.
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Zusammenfassung und Fazit

1. Die Arbeitsbedingungen konnten sowohl bei GroRen als auch bei Kleinen Investitio-
nen in 80 % der untersuchten Forderfalle durch die geforderten Investitionen deut-
lich verbessert werden.

2. In erster Linie sind die Verbesserungen positive externe Effekte der Rationalisie-
rung (Stichwort: Mechanisierung) bzw. betriebswirtschaftlich ohnehin erstrebenswer-
te Optimierungen, die kein originares Forderziel darstellen mussten.

6.8 Tierschutz

Die Realisierung von Tierschutzzielen hat spatestens seit 2002 bei der Formulierung und
Umsetzung der Agrarinvestitionsférderung an Bedeutung gewonnen. Deutlichster Aus-
druck dieses Bedeutungszuwachses ist die Einfiihrung der Anlage 2 der Rahmenverord-
nung, in der fur die Einhaltung hoherer als der gesetzlichen Tierschutzstandards eine ho-
here Forderung erméglicht wird. In Niedersachsen ist die Akzeptanz der Anlage 2 bei For-
derung der Schweinehaltung obligatorisch. Die Befragungsergebnisse werfen einzelne
interessante Schlaglichter auf die mit der Férderung verbundenen Effekte in punkto Tier-
schutz.

Ergebnisse und Analysen fur Niedersachsen

Von den 33 gefdrderten Investitionen, bei denen lberhaupt die Tierhaltung betroffen ist
und folglich Verbesserungen im Tierschutz grundsatzlich mdglich sind, geben 26 (ca.
80 %) Betriebsleiter an, dass die Investition einen Fortschritt in Sachen Tierschutz er-
bracht hat. Die Bereiche, in denen diese Fortschritte auftreten, sind

— verbesserter Status von Gelenken und Klauen,
— Verbesserung der Eutergesundheit sowie

— sinkende Remontierungsraten.

Die von den Betriebsleitern dokumentierten Wirkungen zeichnen sich dadurch aus, dass es
sich ausnahmslos um zentrale wirtschaftliche Parameter der effizienten Milchproduktion
handelt”: Abgéange in Folge von Klauen-Krankheiten sowie von Eutererkrankungen sowie
Remontierungsraten sind entscheidende StellgréRen fir die Senkung von Produktionskos-
ten. D.h. diese Fortschritte im Sinne des Tierschutzes sind zugleich auch wirtschaftliche
Fortschritte; bei der betriebswirtschaftlichen Optimierung von Milchviehbetrieben fallt
diese Verbesserung des Tierschutzes als positiver externer Effekt an.

" Zur Kostenwirksamkeit einer sinkenden Remontierungsrate vgl. Hemme et al. (2003), S. 96f.
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Die sehr verbreiteten positiven Tierschutzwirkungen hangen auch damit zusammen, dass
46 % der analysierten Betriebe im Zuge der geférderten Investitionen eine Umstellung von
der Anbindehaltung auf den Laufstall vorgenommen haben. Bekanntlich zeichnet sich der
Laufstall gegenuber dem Anbindestall durch erhebliche arbeitswirtschaftliche Vorziige aus
und erlaubt deshalb eine deutliche Steigerung der Arbeitsproduktivitat. Dass die Kiihe in
diesem Zusammenhang von mehr Bewegung, besseren Luft- und Lichtverh&ltnissen sowie
grolRerem Liegekomfort profitieren, ist aus Sicht der Landwirte ein angenehmer und tber-
dies wirtschaftlich positiver Nebeneffekt. Da die Umstellung auf den Laufstall inzwischen
von der Mehrzahl der entwicklungsfahigen Betriebe vollzogen ist, werden die positiven
Tierschutzwirkungen geforderter Investitionen zukiinftig voraussichtlich abnehmen.

Die Berater haben im Workshop in Niedersachsen bestétigt, dass die in Anlage 2 geforder-
ten Ausstattungen weitgehend dem Stand der Technik entsprechen, so dass die Sonderzu-
schusse fur die Erfillung problemlos, also ohne Mehrkosten, in Anspruch genommen wer-
den konnen (Anhang 3). Es ist als einziger Punkt zum Teil angesprochen worden, dass das
geforderte Tier-Fressplatzverhéltnis zu Mehrkosten flhrt. Dies sei insbesondere deshalb
der Fall, weil es dazu fiihren kann, dass nur ein zweireihiger Stall statt eines mehrreihigen
gebaut wird. Die im Bereich der Schweinemast obligatorische Anlage 2 bringt fur diese
Betriebe hingegen nach Aussage der Berater erhebliche Kosten mit sich, so dass eine Ana-
lyse vermutlich zu grundsatzlich anderen Einschatzungen kéme.

Insgesamt kann aber davon ausgegangen werden, dass der Uberwiegende Teil der Verbes-
serungen des Tierschutzes im Milchviehbereich nicht urséchlich der Investitionsférderung
zugeschrieben werden kann, weil sie grundsatzlich auch erzielt worden wéren, wenn die
Betriebe ohne Forderung investiert hatten. Nur in den Féllen, in denen ohne Forderung
keine vergleichbare Investition stattgefunden hatte, wéren diese Verbesserungen nicht er-
reicht worden.

Zusammenfassung und Fazit

1. In der deutlichen Mehrzahl der Félle findet im Zuge der gefdérderten Investitionen
eine Verbesserung des Tierschutzniveaus statt. Im Vordergrund steht dabei die ver-
besserte Bewegungsmaoglichkeit der Kihe sowie der sonstige Kuhkomfort (Liegebe-
reich, etc.). Wie diese Verbesserungen aus der Sicht des Tierschutzes zu bewerten
sind, muss an dieser Stelle offen bleiben.

2. Angesichts des positiven 6konomischen Wertes dieser Verbesserungen fir die land-
wirtschaftlichen Unternehmer, muss von einem positiven externen Effekt einer ohne-
hin stattfindenden Modernisierung gesprochen werden. Folglich sind sie nur in Aus-
nahmeféllen kausal der Investitionsforderung zuzurechnen.
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6.9 Junglandwirteférderung

In Niedersachsen ist die Junglandwirteforderung seit dem Jahr 1991 ausgesetzt. Die Er-
gebnisse der Evaluation in den Landern, die dieses Instrument noch einsetzen (vgl. Lan-
derberichte auller Niedersachsen) stitzen die Grinde, die fir die Aussetzung angefuhrt
worden sind: Es handelt sich im Wesentlichen um Mitnahmeeffekte, die Forderung hat
keinen Einfluss auf die Entscheidung, den Betrieb fortzufihren und sie wirkt eher struk-
turkonservierend.

Auch die Berater sehen keine prinzipielle Nachfolgeproblematik. Probleme werden viel-
mehr im gesamten sozialen Wandel des landlichen Raums gesehen, namentlich in der
mangelnden Bereitschaft junger Frauen, in einen Betrieb einzuheiraten (Anhang 3). Es
gibt auBerdem Hinweise darauf, dass sich die Altersstruktur innerhalb der Landwirtschaft
in den vergangenen zehn Jahren verbessert hat (Hemmerling 2005, S. 15-16).

Existenzgrindungsforderung

Die Forderung von Neueinsteigern in die Landwirtschaft spielte bei den befragten Betrie-
ben keine nennenswerte Rolle, weder von Seiten &lterer Betriebsinhaber noch von Seiten
jungerer Betriebsubernenmer. Die Gartenbauberater in Niedersachsen sprachen sich aller-
dings fir eine Existenzgriinder- und Betriebsnachfolgerforderung aus, weil hier in dieser
Situation z.T. grol3e Finanzierungsprobleme auftreten (Anhang 3).
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7 Gesamtbetrachtung

Im folgenden Abschnitt wird ausgehend von einer Zusammenfassung der bisher analysier-
ten Brutto-Wirkungen der gefoérderten Investitionen zunéchst die Zufriedenheit der in die
Befragung einbezogenen landwirtschaftlichen Unternehmer mit den geforderten Projekten
beschrieben und bewertet. Anschliefend wird der Frage nachgegangen, wie eine Ermitt-
lung und Bewertung der Netto-Effekte der Forderung erreicht werden kann und welche
Anhaltspunkte es aufgrund der Befragungsergebnisse hinsichtlich der Netto-Wirkungen
der Forderungen gibt. Darauf aufbauend wird das Spezialthema ,,Kleine Investitionen*
aufgegriffen. Wie nachfolgend gezeigt wird, ergeben sich hinsichtlich der Netto-
Wirkungen dieser Malinahme besondere Zweifel.

Wirkungen der Investitionen im Uberblick

Die vorangegangene Analyse der Wirkungen der gefdrderten Investitionen in den ver-
schiedenen Dimensionen l&sst sich wie folgt zusammenfassen (Abbildung 7.1).

Abbildung 7.1:  Wirkungen der geférderten Investitionen auf der Grundlage der Be-
triebsleiterbefragung in Niedersachsen
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Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung (2005)

1. Die im Rahmen einer GroRRen Investition geforderten Betriebe realisieren in der gro-
Ren Mehrzahl der Félle erhebliche Wachstums- und Produktivitatssteigerungen.
Dabei ist aber auch eine starke Streuung dieser strukturellen Wirkungen zu ver-
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zeichnen, die die Frage aufwirft, ob durch eine scharfere Selektion der Investitions-
projekte die positiven Forderwirkungen insgesamt gesteigert werden kénnen.

Die grolRe Mehrzahl der gefdrderten Investitionen hat z.T. deutliche positive Wir-
kungen in den Bereichen Arbeitsbedingungen und Tierschutz erzielt. Gleichwohl ist
aber deutlich geworden, dass diese Wirkungen ganz tberwiegend Kuppelprodukte
der Investition an sich sind, sie hatten sich also auch ohne gesonderte Forderung aus
der Investition ergeben.

Die mit Hilfe der Investitionen realisierten Einkommenseffekte lassen sich aufgrund
der Datenlage (v.a. fehlende oder ungenaue Angaben zu Gewinn und Einkommen)
sowie aufgrund der Anderung externer Rahmenbedingungen (z.B. Milchpreis, Witte-
rung) nur sehr vage ermitteln; die présentierten Zahlen sind mit groRer Vorsicht zu in-
terpretieren und missen vor dem Hintergrund der allgemein negativen Entwicklung
im Milchbereich bewertet werden. Unter Berlicksichtigung dieser Beschrankungen
zeigt die Befragung, dass gut zwei Drittel der mit einer GroRen Investition geforder-
ten Betriebe ihren Gewinn steigern konnten, wobei nur ein Drittel der Betriebsleiter
dies unmittelbar der geforderten Investition zuschreibt. Es gibt aber auch Betriebe, die
nach Durchfuhrung der GroRen Investition stagnieren oder sogar einen Rickgang des
Gewinns hinnehmen mussten. Auch dies ist ein Indiz fur bestehende Optimierungspo-
tenziale bei der Auswahl der zu fordernden Unternehmen bzw. fir Defizite in der
Zielformulierung der Forderung.

Positive Netto-Beschaftigungseffekte, z.B. durch Investitionen im Diversifizierungs-
bereich, spielen in den untersuchten niedersdchsischen Betrieben praktisch keine Rol-
le.

Zufriedenheit der Landwirte mit der geforderten Investition

In Niedersachsen wirden rund zwei Drittel der Betriebsleiter, die eine geforderte GroRRe
Investition durchgefuhrt haben, diese im Nachhinein wieder genauso vornehmen (Abbil-
dung 7.2). In keinem Fall sind negative Erfahrungen mit der Investition an sich oder der
Forderung ein Grund fiur die Aussage, die Investition nicht unverédndert wiederholen zu
wollen. Von den acht (von 22) Betriebsleitern, die bei der GroRen Investition etwas anders
machen wirden oder sich nicht sicher sind, hatten

drei technische Anderungen vorgenommen und
immerhin finf grof3er gebaut sowie

zwei etwas friher und einer spéter investiert.
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Abbildung 7.2:  Wiirden Betriebsleiter in Niedersachsen die geforderte Investition heu-
te genauso wieder durchfiihren?
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Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung (2005) Anteil der Betriebe

Die Investition an sich wird also im Regelfall in keiner Weise in Frage gestellt. Die Anga-
ben, dass Befragte heute grofRer bzw. friher bauen wirden, kann als Indiz fir die negative
Wirkung der Begrenzung der Aufstockung durch die Forderrichtlinien interpretiert wer-
den.

Auch die Tatsache, dass in Niedersachsen nur etwa 45 % der Betriebe mit Kleiner Inves-
tition diese im Nachhinein unverandert durchgefiihrt hatten, erhalt eine andere Bedeutung,
wenn man die Griinde der acht Betriebe mit negativer oder ambivalenter Antwort betrach-
tet (Doppelnennungen moglich):

— Zwei wurden eine flexiblere Finanzierung wahlen, einer wirde heute eine langere
Kreditlaufzeit wéhlen.

— Immerhin funf der acht Betriebe erklaren, sie hatten lieber grofier bauen sollen und
einer, er hatte mehr auf Tiergerechtigkeit achten sollen.

— Drei erklaren, sie hatten lieber eine groRe Forderung in Anspruch nehmen sollen und

— einer gibt an, er hatte vielleicht auf die Forderung ganz verzichten sollen.
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Die einfacheren Forderkonditionen bei Kleinen Investitionen scheinen zum Teil die Be-
triebsleiter dazu zu verleiten, eine Kleine Forderung in Anspruch zu nehmen, wo eigent-
lich eine GroRe sinnvoll wére.

Angesichts des erheblichen finanziellen Engagements der landwirtschaftlichen Unterneh-
mer (durchschnittliches Investitionsvolumen ca. 180.000 Euro) — insbesondere bei den
Grofien Investitionen — muss die Bereitschaft zur Wiederholung der Investition als klares
Indiz fur die hohe Zufriedenheit mit dem geforderten Investitionsprojekt bewertet werden.
Fehlinvestitionen in dem klaren Sinne, dass die geférderten Investitionsobjekte nicht mehr
genutzt wirden, oder die geforderten Betriebe aufgaben, gab es demnach unter den befrag-
ten Betrieben nicht.

7.1 Nettowirkungen der Investitionsforderung

In den bisherigen Betrachtungen wurden nur Brutto-Wirkungen betrachtet, das heif3t, es
wurde dargestellt, was mit Forderung geschehen ist. Aussagen zur Wirkungseffizienz der
Forderung konnten aber nur auf der Basis von Nettowirkungen getroffen werden. Diese
entsprechen den Bruttowirkungen abzlglich der Wirkungen, die ohne Forderung eingetre-
ten waren. Hierbei ist die betriebliche von der sektoralen und volkswirtschaftlichen Ebene
zu unterscheiden.

1. Nettowirkungen auf betrieblicher Ebene lassen sich dann ermitteln, wenn man die
Entwicklung gefdrderter Betriebe der Entwicklung nicht geférderter Betriebe gegen-
uberstellt. Aufgrund einer fehlenden Referenzgruppe (vgl. Kapitel 2 und 6.0) ist die
vorliegende Untersuchung im Versuch dieser Gegenuberstellung gescheitert. Statt
dessen wird im Folgenden versucht, sich den betrieblichen Nettowirkungen Uber
hypothetische ,,Was wére gewesen, wenn...“-Fragen anzunéhern.

2. Auf der sektoralen Ebene missten die zusatzlichen Kosten, die unter Effizienzge-
sichtspunkten durch die Fehlallokation von Produktionsfaktoren aufgrund der geziel-
ten Subventionierung einzelner Betriebe entstehen, in die Betrachtung einbezogen
werden. Entscheidend ist dabei, dass die Subventionierung des einen Betriebes immer
die Benachteiligung eines anderen bedeutet, so dass auf der einen Seite besonders
strukturschwache Betriebe mdglicherweise friiher verdrangt werden, auf der anderen
Seite besonders dynamischen Betrieben das Wachstum durch die gesteigerte Faktor-
nachfrage erschwert wird. Da die Agrarinvestitionsférderung unter wechselnden Na-
men seit tber 30 Jahren besteht, gibt es hier keine Mdglichkeit eines VVorher/Nachher-
Vergleichs auf sektoraler Ebene. Die bisherige breite und wenig fokussierte Férderung
hat den Strukturwandel tendenziell eher verlangsamt, eine Annahme, die von Experten
unterstutzt worden ist (Anhang 4).
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3. Auf der volkswirtschaftlichen Ebene ist ein Eingriff in den Wettbewerb nur bei un-
vollkommenen Markten zu rechtfertigen, da sonst Allokationsverluste zu volkswirt-
schaftlichen Ineffizienzen flhren. Letztlich kdnnten die nur aufgrund der Investitions-
forderung im landwirtschaftlichen Sektor eingesetzten Produktionsfaktoren in anderen
Sektoren eine hohere Wertschopfung erreichen®. Der gesellschaftliche Zusatznutzen
ist demgegenuber schwer zu quantifizieren, der Wert z.B. des Gutes ,,Eigene Milch-
produktion“ kann nicht gemessen werden. Mindestvoraussetzung fur eine Rechtferti-
gung staatlichen Eingreifens ware aber die klare Artikulation gesellschaftlicher durch
die Forderung verfolgter Ziele durch die verantwortlichen Entscheidungstrager.

Im Hinblick auf die betrieblichen Nettowirkungen liefert die Frage, ob und wie die Land-
wirte ohne Forderung investiert hatten, einen wichtigen Indikator. Die Auswertung der in
den Betriebsleiterbefragungen erhobenen Daten muss allerdings das Problem des strategi-
schen Verhaltens beriicksichtigen: Die Landwirte haben mit Blick auf die Férderung und
die politischen Rahmenbedingungen (Knappheit der Haushaltsmittel) einen Anreiz, die
Wirkungen eines moglichen Wegfalls der Férderung zu Ubertreiben. Es ist somit davon
auszugehen, dass die bei einem tatsédchlichen Wegfall der Forderung eintretenden Ein-
schrankungen der Investitionen geringer ausfallen wirden, als auf Basis der Befragungs-
daten ermittelt; die Nettowirkungen der Investition werden tendenziell Gberschétzt. Hin-
zuweisen ist allerdings auf den Umstand, dass es sehr deutliche Unterschiede in den Ant-
worten auf diese Frage gibt, je nach dem ob die Befragten eine Kleine oder eine GroRe
Investition durchgefiihrt haben. Wenn strategisches Verhalten das dominierende Motiv
waére, sprache zundchst nichts dafir, bei den Kleinen Investitionen anders zu antworten als
bei den Grof3en.

In Abbildung 7.3 sind die Reaktionen der Landwirte auf die skizzierte Frage dokumentiert
(Mehrfachnennungen mdoglich):

— Mindestens ca. 35 % der Grolien Investitionen waren ohne Foérderung nicht getatigt
worden, umgekehrt wére ein gutes Viertel der Investitionen substanziell und zeitlich
unverandert durchgefuhrt worden.

— Fast 60 % derjenigen, die eine Kleine Investition durchgefuhrt haben, hétten diese
auch ohne die Fordermittel unverandert durchgefiihrt.

* Diese Aussage basiert auf empirisch gestitzten Erkenntnissen. So ist die betriebswirtschaftliche Ren-

tabilitat der Milchproduktion in vielen, nach Berateraussagen sogar den meisten, geférderten Betrieben
nicht mehr gegeben (Anhang 3), die eingesetzten Faktoren werden also nicht mehr angemessen, d.h.
nach Malgabe ihrer Opportunitatskosten, also des Nutzens den sie in anderen Bereichen erzeugen
kénnten, entlohnt. Die volkswirtschaftliche Gesamtproduktion erfolgt gemessen an den Marktpreisen
nicht im langfristigen Optimum, es entstehen Effizienzverluste.
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Wenn eine Modifikation erwogen wurde, bestand diese v.a. in einer zeitlichen Verzo-
gerung sowie einer preiswerteren Ausfiihrung des Objekts (jeweils knapp 30 %). Eine
Kapazitatseinschrankung wurde hingegen nur von gut 20 % der Befragten in Erwa-
gung gezogen.

Abbildung 7.3:  Ex-post-Betrachtung der geforderten Investition durch die Betriebslei-

ter in Niedersachsen bei Wegfall der Férderung
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Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung (2005)

Eine Gegenuberstellung von den Unternehmen, deren Leiter sagen, sie hatten ohne Forde-
rung Uberhaupt keine vergleichbare Investition durchgefuhrt und jenen, die diese ent-
weder unverdndert oder zeitlich/sachlich modifiziert realisiert hatten, ergibt folgendes
Bild: Wenn die Auspragungen von Charakteristika der auch ohne Foérderung investieren-
den Betriebe (forderunabhéangige) gleich hundert gesetzt werden, zeigt sich, dass die ohne
Forderung nicht-investierenden Unternehmer (férderabhéngige) fast durchweg die weniger
erfolgreichen und weniger dynamischen sind (Abbildung 7.4). Im Vergleich mit den férde-
runabhangigen Unternehmen

realisieren die forderabhangigen Unternehmen ein Investitionsniveau von tber 100 %;
erhalten sie ca. 90 % des Fordervolumens, investieren aber mehr;

erreichen sie vor und nach der Investition aber nur einen Gewinn-Niveau von 90 bzw.
70 %:;
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— weiten die forderabhdngigen Unternehmen die Produktion nur um gut 80 % sowie die
Zahl der Kuhplatze um ca. 75 % aus.

Das heif3t, trotz eines im Vergleich zu den forderunabhéngigen Unternehmern hoheren
Investitionsvolumens verbessern sich die wirtschaftlich und strukturell relevanten Parame-
ter der forderabhdngigen Unternehmer nur unterdurchschnittlich. Diese Charakteristika
stimmen genau Uberein mit denen der vier weniger produktivitatssteigernden Betriebe in
der Gegenuberstellung mit den stark produktivitatssteigernden (vgl. Kapitel 6.2).

Abbildung 7.4:  Betriebsleiter in Niedersachsen, die ohne Férderung nicht investieren
wirden (n=8)... in v. H. vom Rest (n=14)
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Zundchst ist auf die geringe Fallzahl dieser Analyse zu verweisen. Da aber das grundsétz-
liche Bild in allen drei bundesdeutschen Befragungsregionen das gleiche ist, spricht vieles
fur die Annahme, dass es sich um ein gewisses Muster handelt, hinter dem sich Betriebe in
unterschiedlichen Betriebsentwicklungsstufen verbergen (vgl. Kapitel 6.2). Angesichts der
Vielzahl und Widersprichlichkeit der Forderziele (vgl. Kap. 1) ware ein solches Muster
zwar noch kein Beleg fiir eine Fehlforderung, vor dem Hintergrund einer zukunftig gefor-
derten eindeutigen Zielformulierung ware aber zukinftig ein klares Bekenntnis dazu zu
erwarten, welche Betriebe gezielt gefordert werden sollen: die, die vor einem entscheiden-
den Entwicklungsschritt stehen, und die dadurch erst in die Lage versetzt werden sollen,
eine bessere Wettbewerbsfahigkeit zu erlangen, oder aber die Betriebe, die bereits in einer
besseren Ausgangslage sind und deren zukinftige Entwicklungsféhigkeit sicherer scheint.

Fazit Nettowirkungen
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Die Nettowirkungen der FOorderung auf sektoraler und volkswirtschaftlicher Ebene kénnen
anhand der vorliegenden Untersuchung nicht beurteilt werden. Es kann aber postuliert
werden, dass eine unfokussierte Férderung den Strukturwandel eher hemmt und dass
die Kosten der Forderung aus volkswirtschaftlicher Sicht sich durch die unvermeid-
lichen Kosten durch Fehlallokationen von Faktoren erhéhen. Die Beurteilung der For-
dereffizienz ist auf volkswirtschaftlicher Ebene darum grundsatzlich nur mdéglich, wenn
die gesellschaftlichen Ziele klar definiert werden, so dass den Kosten der entsprechende
Nutzen gegenubergestellt werden kann.

Auf betrieblicher Ebene hat sich gezeigt, dass eine ganze Reihe von Betrieben ohne Forde-
rung nicht investiert hatte und mittelfristig vermutlich aus der Produktion ausgeschieden
ware. Diese forderabhdngigen Betriebe entwickeln sich gemessen an den 6konomischen
Kennzahlen vergleichsweise schwach. Eine Beurteilung dieser Tatsache ist wiederum nur
dann mdglich, wenn die strukturpolitische Zielsetzung der Férderung klar artikuliert wird.
Da aber gerade die forderunabhéangigen Betriebe besonders gute Ergebnisse mit der
geforderten Investition erzielen, ist es klar, dass die Nettowirkungen deutlich gerin-
ger sind, als die vorab beschriebenen Bruttowirkungen der Férderung. Dies gilt noch
viel starker fur die im Folgenden zu diskutierenden Kleinen Investitionen.

7.2 Kleine Investitionen

Wie im vorherigen Abschnitt gezeigt, wirde sich bei einem Fortfall der Férderung in fast
60 % der Falle an den Kleinen Investitionen keine Anderung ergeben; dies deutet auf ein
erhebliches Ausmal von Mitnahmeeffekten hin. Angesichts der hdufig vergleichsweise
geringen Investitionsvolumina bei Kleinen Investitionen haben die Evaluatoren die These
formuliert, dass Kleine Investitionen dann eine gewisse Legitimation haben, wenn diese
eine betriebliche Initialwirkung entfalten, indem risikobehaftete VVorhaben ,,ausprobiert*
und in der Praxis auf ihre Tauglichkeit fir den eigenen Betrieb hin tberprift werden kon-
nen. Ferner zeichnet sich eine so verstandene Initialwirkung dadurch aus, dass betriebli-
che Veranderungsprozesse angestoRen werden.

Die Betriebsleiterbefragung liefert keine Anhaltspunkte dafir, dass Kleine Investitionen
eine solche Wirkung in signifikantem Umfang entfalten. In keinem der insgesamt 14 Falle
sind die fraglichen Investitionen nach Einschdtzung der befragten niedersachsischen
Landwirte mit einem besonderen Risiko verbunden. Das einzige Indiz, das auf einen ge-
wissen Innovationscharakter hindeutet, ist die Tatsache, dass in einem Fall in der Region
noch kein vergleichbares Investitionsobjekt existiert und dass in vier Fallen Berufskolle-
gen das Investitionsobjekt besichtigt haben.
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In knapp der Halfte der Félle (6 Befragte) wurden infolge der geférderten Investition Fol-
geinvestitionen durchgefiihrt. Das dabei durchschnittlich realisierte bzw. geplante Investi-
tionsvolumen belduft sich auf ca. 40.000 Euro. Ein Drittel der Kleinen Investitionen steht
Im Zusammenhang mit einer umfangreicheren Investition, wobei aber nur in einem Fall
der Kleinen Investition die Initialwirkung zugeschrieben wird. Die Kleinen Investitionen
sind also oftmals nur ein Glied in einer Investitionskette, ohne Ausldser derselben zu sein.

In Niedersachsen war die Forderung von Maschinen des AuRenbereiches (Stichwort. Oko-
Maschinen) und von Biogas- und Photovoltaik-Anlagen in den Jahren 2000 bis 2002, auf
die sich die Befragung bezieht, noch nicht moglich. Mit Blick auf Photovoltaik und Oko-
Maschinen liegen allerdings Daten aus Sachsen-Anhalt vor. Diese bestatigen die hier be-
schriebene skeptische Bewertung der Initialwirkung derartiger Investitionen. Weder wer-
den die Objekte als besonders risikobehaftet eingeschatzt, noch entfalten sie eine regionale
Ausstrahlung. Lediglich fur den Fall der Anschaffung von Mulchsaatgeraten kénnen rele-
vante betriebliche Umstrukturierungen nachgewiesen werden. Sie ergeben sich aus der
Notwendigkeit, die gesamte Mechanisierung auf pfluglose Bodenbearbeitung umzustellen.

Die Berater in Niedersachsen vermuten, dass bei etwa 60 % der Maschinenférderung ein
reiner Mitnahmeeffekt besteht, bei 30 % existiert ein leichter Vorzieheffekt. In Anlagen
zur Aullenreinigung bei Spritzen sowie in Schleppschlduche bei Guillefassern wiirde nach
Ansicht der Berater ohne Forderung nicht investiert, so dass hier ein Netto-Umwelteffekt
bestlinde (Anlage 3).

Lediglich bei Biogasanlagen kann aufgrund des groReren Know-hows, das im Umgang
mit dieser neuen Technik bendtigt wird, nach Einschatzung der Berater zu Beginn der
Programmperiode (2000 bis 2006) durchaus noch davon ausgegangen werden, dass Pionie-
re geférdert wurden. Da aber sowohl bei Biogasanlagen (erhdhte Einspeisevergitung) als
auch bei Mulchsaatgeraten (Einsparung von Arbeit und Treibstoff) auch ohne Foérderung
ein z.T. erheblicher wirtschaftlicher Anreiz fir ihre Nutzung existiert, verliert das Argu-
ment der Initialwirkung spatestens jetzt an Bedeutung. Die Nachfrage nach Biogasanlagen
ist mittlerweile so stark angestiegen, dass die Anlagenbauer die Preise spirbar angehoben
haben (Spandau 2005, S. 41) und eine zusatzliche Férderung nur zu Uberwalzungseffekten
flhren wirde. Ohnehin werden Biogasanlagen mittlerweile in einer GroRe erstellt, die kei-
nesfalls mehr im Rahmen von Kleinen Investitionen forderbar waren. Die Berater berich-
ten dartber hinaus, dass die Biogasanlagen regional zu einer extremen Flachenknappheit
beitragen (Anhang 3), die die ebenfalls geférderten Milchviehbetriebe wiederum in ihrer
Entwicklung hemmt.

Die Berater in Niedersachsen und dariiber hinaus in den anderen Landern der Nordgruppe
(Schleswig-Holstein, Hessen, NRW) sprachen sich fir eine Abschaffung der Maschinen-
forderung aus. Haufig genannte Argumente waren der geringe strukturelle Effekt einer
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solchen Forderung sowie die Weitergabe der Subventionsrente an die Handler (Uberwal-
zungseffekt).

Fazit Kleine Investitionen

Zusammengefasst weisen die GrolRen Investitionen eine hohere strukturelle Wirksamkeit
auf als die Kleinen, bei denen auBerdem gréRRere Mitnahmeeffekte bestehen. AulRerdem
war die Zufriedenheit der Betriebsleiter mit den Kleinen Investitionen geringer und zwar
vor allem deshalb, weil man im Nachhinein bedauert, nicht den groReren Wachstums-
sprung gewagt zu haben.

Kleine Investitionen entfalten in dem Sinne eine Initialwirkung, dass sie oftmals als Glied
in einer Kette von Investitionen Auswirkungen auf die Produktionstechnik und die Ar-
beitsablédufe in einem Betrieb haben. Sie erfullen damit aber keinen Zweck tber den der
Grofien Investitionen hinaus. Die Bevorzugung der Kleinen Forderung kann sogar dazu
fUhren, dass eine GroRe Investition in mehrere Kleine Investitionen aufgeteilt wird. Das
kann kontraproduktiv sein, indem da, wo durch die Forderung eigentlich der Sprung in die
Wettbewerbsféhigkeit héatte erreicht werden sollen, trotz Forderung nur in Trippelschrit-
ten vorangegangen wird.

Durch die Kleine Férderung wird den Betrieben kurzfristig die Ubernahme neuer Techni-
ken erleichtert. Die weitere Forderung dieser Technik, wenn sie nicht mehr als innovativ
zu bezeichnen ist, ist aufgrund der Uberwalzungseffekte und des hohen administrativen
Aufwands in Relation zu den Fordersummen problematisch. Im Bereich der Okomaschi-
nen kommt die Problematik mdglicher Doppelforderungen hinzu.

Die Einschétzung, dass die Forderung Kleiner Investitionen vergleichsweise ineffizient ist,
wird von den Experten gestitzt: Auch beim Expertengesprach in der Bewilligungsstelle
in Niedersachsen™ wurde die Wirksamkeit der Kleinen Férderung vor allem unter den As-
pekten der strukturellen Entwicklung und der Stérkung der regionalen Wirtschaft aber
auch unter Hinweis auf den hohen Verwaltungsaufwand geringer eingeschatzt als bei der
GroRen Investition.

Und auch in den anderen Befragungsregionen.
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8 Kiunftige Rahmenbedingungen und deren Implikationen ftr die Inves-
titionsférderung in der Férderperiode 2007 bis 2013

8.1 GAP-Reform und zukinftige WTO-Verpflichtungen

Die nachstehenden Uberlegungen zu den zukiinftigen Herausforderungen an die européi-
sche Landwirtschaft und ihre Implikationen fir die Agrarinvestitionsforderung konzentrie-
ren sich auf den Bereich Milch. Hintergrund fir diese Einschrankung ist die Uberlegung,
dass dieser Sektor — wie im Detail noch zu zeigen sein wird — vor massiven Strukturanpas-
sungen steht, wenn die bereits beschlossenen sowie die in der Diskussion befindlichen
Veranderungen der agrarpolitischen Rahmenbedingungen umgesetzt sein werden.

a) Milchpreissenkungen / Reduzierung der Intervention

Im Zuge der jiingsten Agrarreform wurden die bereits mit der Agenda 2000 vereinbarten
Senkungen der Interventionspreise fur Magermilchpulver (MMP) und fur Butter um ein
Jahr auf 2003/04 vorgezogen. Der Interventionspreis fir Butter wird Uber einen Zeitraum
von vier Jahren um 25 % und der fir Magermilchpulver um 15 % reduziert. Die Entwick-
lung des hypothetischen Interventionspreises fur Milch ist in Abbildung 8.1 skizziert.

Ob und in wie fern die Marktpreise den sinkenden Interventionspreisen folgen, hangt von
der Entwicklung der angebotenen Mengen sowie der Exporte ab. Grundsatzlich besteht
aber ein relativ enger Zusammenhang zwischen Interventionspreis und Marktpreis (Abbil-
dung 8.1), insbesondere solange die inlandische Selbstversorgung bei deutlich ber 100 %
liegt und die inléandischen Preise deutlich tber den Weltmarktpreisen notiert werden. Die
in der Abbildung erkennbare Preisspitze im Jahr 2001 geht zuriick auf eine Phase ausge-
sprochen hoher Weltmarktpreise. Gleichzeitig wird die Intervention von Butter auf den
Zeitraum vom 1. Mérz bis Ende August beschréankt. Die Hochstmenge betragt zunédchst
70.000 t pro Jahr und wird bis zum Jahr 2008 jahrlich um 10.000 t auf dann 30.000 t redu-
ziert.

b) Quotenausweitung

Ebenfalls im Zuge der jlingsten Agrarreform wurde festgelegt, dass die Quotenmengen in
den Jahren 2006/07 bis 2008/09 jeweils um 0,5 % ausgeweitet werden. Angesichts der
bereits gegenwadrtig vorhandenen Uberschiisse und der gleichzeitig riicklaufigen Moglich-
keiten zum Export Uberschissiger Mengen (vgl. Abschnitt e)) dirfte von dieser Ausdeh-
nung der Produktion ein erheblicher zusatzlicher Druck auf die Preise ausgehen.
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Abbildung 8.1:  Entwicklung Interventionspreise und Auszahlungspreise in Deutsch-
land
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¢) Entkoppelung und Einfihrung einheitlicher Flachenpramien

Die sinkenden Milchpreise werden mit Blick auf die Einkommen der milchviehhaltenden
Landwirte durch zundchst steigende Milchpramien teilweise kompensiert. Im Zuge des
Ubergangs zum Modell der regional einheitlichen Flachenpramie kommt es zum Ab-
schmelzen der zundchst als Betriebsprdmie ausgezahlten Milchpramie zugunsten steigen-
der Griinlandpramien. Nur extensiv wirtschaftende Betriebe mit einer sehr hohen Grin-
landausstattung pro kg erzeugter Milch werden von diesem Wechsel per Saldo profitieren,
bei den intensiv wirtschaftenden Milchviehbetrieben vermag die steigende Grinlandpra-
mie die bis 2013 wegfallende Betriebspramie nicht zu kompensieren. Die kritische GroRe
liegt je nach regionaler Grunlandpramie im Zieljahr 2013 bei ca. 10.000 kg Milch/ha; Be-
triebe die unter dieser Flachenproduktivitat liegen, gewinnen per Saldo, die dariber lie-
gen, verlieren.

d) Absenkung des Aullenschutzes

Es ist davon auszugehen, dass es im Rahmen der laufenden WTO-Verhandlungen zu einer
weiteren Liberalisierung der Agrarmarkte, vor allem durch eine Absenkung der vorhande-
nen Zolle, kommt. Die EU hat jedenfalls selbst bereits entsprechende Vorschlage vorge-
legt (durchschnittlicher Abbau: 36 %; mindestens pro Zollsatz 15 %), die allerdings von
den internationalen Handelspartnern als unzureichend abgelehnt wurden. Im Ergebnis
durfte diese Entwicklung zu einem weiteren Druck auf die inlandischen Milchpreise fih-
ren.
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e) Abschaffung Exportsubventionen

Auch im Hinblick auf die Exportsubventionen ist mit deutlichen Reduzierungen zu rech-
nen. Die EU hatte bereits 2003 vorgeschlagen, diese wertmaRig im Durchschnitt Gber alle
Produkte um 45 % zu senken. Dieser Vorschlag ist zwar gegenwaértig nicht mehr aktuell,
die endgultige Vereinbarung durfte aber einen Abbau mindestens in dieser GréRenordnung
vorsehen, weil zahlreiche wesentliche Handelspartner einen vollstdndigen Wegfall der
Exportsubventionen fordern.

Die EU exportiert gegenwaértig ca. 10 % ihrer Butter-, 5 % der K&seproduktion, 25 % des
Magermilchpulvers und 60 % des Vollmilchpulvers. Bei einer deutlichen Kirzung oder
gar dem Wegfall der Exportsubvention kdnnte ein erheblicher Teil dieser Mengen nicht
mehr abgesetzt werden. Entweder finden die Anbieter von Milchprodukten Wege, zu den
i. d. R. deutlich niedrigeren Weltmarktpreisen anbieten zu kénnen bzw. diese zu ,,umge-
hen* (z. B. durch erfolgreiche Markenprodukte) oder aber die EU-Milchproduktion musste
deutlich eingeschrankt werden.

8.2 ELER-Verordnung

Der Verordnungsentwurf (iber die Forderung der Entwicklung des landlichen Raums durch
den Europdischen Landwirtschaftsfonds fur die Entwicklung des landlichen Raums (E-
LER) sieht kinftig drei Schwerpunktachsen vor, namlich Achse 1 ,Wettbewerbsfahig-
keit“, Achse 2 ,,Landmanagement” und Achse 3 ,,landliche Entwicklung im weiteren Sin-
ne“ sowie zusétzlich eine LEADER-Achse zur Durchfiihrung lokaler Entwicklungsstrate-
gien lokaler Aktionsgruppen. Die fur die einzelbetriebliche Investitionsforderung relevan-
te Achse 1 sieht Beihilfen zur Férderung der Wettbewerbsfahigkeit der Land- und Forst-
wirtschaft vor, wobei weiterhin

— die Niederlassung von Junglandwirten (Prdmie bis zu 40.000 Euro) und

— die Modernisierung von landwirtschaftlichen Betrieben

gefordert werden konnen (Art. 19 ELER). Die Modernisierungsbeihilfe soll zu einer Ver-
besserung der Gesamtleistung des Betriebs und/oder zur Einhaltung von neu eingefuihrten
Gemeinschaftsnormen fuhren (Art. 25, Nr. 1 ELER). Die Beihilfeintensitat kann bis zu
40 % der forderfahigen Investitionen betragen. Fir Junglandwirte (< 40 Jahre) kann der
Beihilfesatz um bis zu 10 % erhdht werden; in benachteiligten Gebieten kann eine zusatz-
liche Aufstockung des Beihilfesatzes um bis zu 10 % erfolgen.

Die bislang enthaltenen VVorgaben fir die Gewéhrung von Beihilfen sind nur wenig kon-
kret, so dass eine Durchflihrungsverordnung zu ELER vermutlich eine gréf3ere Regelungs-
intensitat bringen wird. Bemerkenswert ist, dass die in der VO (EG) Nr. 1257/1999 enthal-
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tene Regelung zur Produktionssteigerung bei Erzeugnissen ohne normale Absatzméglich-
keiten auf den Mérkten (Art. 6) nicht mehr aufgenommen wurde; die Freistellungsverord-
nung fir staatliche Beihilfen VO (EG) Nr. 1/2004 mit ihren Vorschriften zu den einzelnen
Beihilfearten, wie beispielsweise diejenigen zu Investitionen in landwirtschaftlichen Be-
trieben (Art. 4) gilt aber wohl weiter. Hier ist unter Absatz (8), Ziffer a) geregelt, dass eine
Beihilfe nicht fur Wachstumsinvestitionen gewahrt werden darf, die gemessen in Grof3-
vieheinheiten im Falle der tierischen Erzeugung oder in Anbauflache im Falle der pflanz-
lichen Erzeugung mehr als 20 % betréagt.

Andere Beihilfevoraussetzungen wie ,,berufliche Qualifikation“ und ,,Wirtschaftlichkeit
der Betriebe* (Art. 5) entfallen nach ELER.

Die Forderung von Diversifizierungsaktivitaten wird in ELER nicht mehr im Zusammen-
hang mit Modernisierungsinvestitionen erwéhnt, sondern in der Schwerpunktachse 3 ,,Di-
versifizierung der landlichen Wirtschaft und Lebensqualitat im landlichen Raum®. Danach
kdnnen Diversifizierungsmaflnahmen von Betriebsinhabern landwirtschaftlicher Betriebe,
von dessen Ehepartner oder von einem seiner Kinder hin zu nicht-landwirtschaftlichen
Tatigkeiten unterstitzt werden.

ELER scheint somit einen breiten Handlungsspielraum zur Unterstlitzung der Anpassung
landwirtschaftlicher Betriebe innerhalb und auflerhalb der Agrarsektors bereitzuhalten,
ohne bisherige Restriktionen weiterzufiihren. Gleichzeitig bedeutet das, dass die ohnehin
schon geringe Fokussierung der FordermaRnahme weiter verflacht. Der Anreiz fur die ko-
finanzierten Mitgliedsstaaten, die Gelder gezielt einzusetzen wird also nicht verstarkt. Ins-
gesamt sind die Anderungen abgesehen von der Erhohung der moglichen Héchstbeihilfe-
sédtze nicht gravierend.

8.3 Entwicklungshemmnisse

Investitionsforderungen haben den Sinn, private Investitionen zu férdern, indem ihre Vor-
zlglichkeit durch Subventionierung des Kapitals gesteigert wird. Wenn es spezielle Inves-
titionshemmnisse gibt, so wére es die bessere, weil marktkonforme Investitionsférderung,
diese Hemmnisse zu beseitigen.

Aus der Betriebsleiterbefragung ergibt sich, dass die Gewinnschwéche, die meist mit den
aktuell niedrigen Preisen begriindet wird, Uber 40 % der Nennungen als wesentliches In-
vestitionshemmnis ausmacht (Abbildung 8.2). Ein Drittel der Betriebe empfindet die ho-
hen Auflagen und die Blrokratie als groRes Hemmnis, die unsicheren Rahmenbedingun-
gen werden von einem Viertel der Betriebe als investitionshemmend empfunden.
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Abbildung 8.2: Investitionshemmnisse der geférderten und nicht-geforderten Betriebe
in Niedersachsen (n=45)
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Wiéhrend die Gewinnschwache letztlich nicht durch kurzfristige PolitikmaBnahmen zu
korrigieren ist, konnten die letzten beiden Aspekte sehr wohl durch die Schaffung ver-
lasslicher Rahmenbedingungen sowie die Reduzierung von Auflagen abgeschwécht
werden. Dieses wirde eine problemadéquate ,,Investitionsforderung* darstellen.

8.4 Zusammenfassung und Fazit

1. Es ist — ohne erneute drastische Anderungen der politischen Rahmendaten — davon aus-
zugehen, dass es in der EU und in Deutschland in den né&chsten flnf bis zehn Jahren auf
Erzeugerebene zu einem weiteren deutlichen Absinken der Milchpreise kommen
wird. Modellberechungen der FAL prognostizieren Auszahlungspreise in der GroRen-
ordnung zwischen 21 und 23 ct/kg Milch (FCM).

2. Mit Blick auf die deutschen Milchproduzenten ergibt sich die Notwendigkeit einer
spurbaren Senkung der Kosten; diese wird sich nur durch einen deutlich beschleunig-
ten Strukturwandel in Richtung steigender BestandsgrofRen realisieren lassen. Dabei
ist zu bertcksichtigen, dass diese Kostendegression besonders ausgeprégt ist in Be-
standsgrofRenklassen von etwa 200 Milchkihen (vgl. Bénemann, 2004).
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3. Fir eine zukinftige Ausweitung der Investitionen ist die Gewinnschwache zwar der
wichtigste Hinderungsgrund bei den befragten Unternehmern, an zweiter Stelle stehen
aber bereits unmittelbar von der Politik beeinflusste Faktoren wie die unsicheren Rah-
menbedingungen sowie — aus der Sicht der Landwirte — tiberh6hte Auflagen.

Exkurs:  Zuklnftige Ausrichtung der Agrarinvestitionsforderung -
Wesentliche Resultate der Berater-Workshops

Nachstehend werden l&nderiibergreifend die Prioritdten der Berater im Hinblick auf die
zukinftige Gestaltung des AFP dargestellt. Es werden die (ber alle Lander hinweg
erkennbaren drei bevorzugten Forderkriterien im Hinblick auf Ziele, Forderobjekte und
gefdrderte Unternehmen sowie FOrderinstrumente in der Reihenfolge ihrer relativen
Bedeutung genannt. Die Ranglisten wurden in den Beraterworkshops durch die Vergabe
von je fiinf Bewertungspunkten pro Berater und Fragestellung erstellt. Abweichend davon
wurde in Niedersachsen aufgrund der groRen Teilnehmerzahl per Handzeichen
abgestimmt, wahrend in Schleswig-Holstein, aufgrund wechselnder Teilnehmer, die
Diskussionsergebnisse nur qualitativ festgehalten wurden. In der folgenden Darstellung
werden auch abweichende Meinungen der Berater in einzelnen L&ndern oder
Léndergruppen dokumentiert, die oftmals besonderheiten bestimmter Regionen
widerspiegeln (Einzelheiten in Anlage 3).

a) Zukunftige Ziele des AFP aus Sicht der Berater

Aus der Sicht der Berater gibt es funf zentrale Ziele: Wachstum/Schaffung effizienter
Produktionsstrukturen, Rentabilitat, Rationalisierung (zusammen ca. 60 % aller
vergebenen  Bewertungen) sowie  Diversifizierung und  Verbesserung  der
Arbeitsbedingungen. Mit Blick auf das erste Ziel ergibt sich eine deutliche
Differenzierung zwischen Ost und West: Wahrend in den ostdeutschen Landern — geprégt
durch die ehemaligen LPGen — i.d.R. die Schaffung effizienter Produktionsstrukturen im
Fordergrund steht (Stichwort: Modernisierung), priorisieren die Berater im Westen v.a.
das Ziel der Wachstumsférderung.

Die geringe Relevanz der Ziele Umwelt- und Tierschutz sowie Qualitatssicherung
resultiert aus dem Umstand, dass diese Ziele — zumindest bei der Forderung in der
Milchviehhaltung — nach Ansicht der Berater Kuppelprodukte der Rationalisierungs- und
Wachstumsinvestitionen sind. Aus der geringen Bewertung kann ausdriicklich nicht
abgeleitet werden, dass die Berater diese Ziele grundsatzlich nicht fur erstrebenswert
erachten.

Regional von erheblicher Bedeutung sind ferner folgende Ziele: In Sachsen die Schaffung
von Arbeitsplatzen, die Kompensation der Landwirte fir die durch Rechtssetzung
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realisierte Bereitstellung 6ffentlicher Guter sowie die Férderung von Innovationen und der
marktorientierten Produktion. In Baden-Wirtemberg wird dem Erhalt regionaler
Wirtschaftsstrukturen mit Hilfe der Investitionsférderung noch erhebliche Bedeutung
beigemessen, dieses Ziel fand auch in Schleswig-Holstein und Niedersachsen breite
Zustimmung.

b) Welcher Personenkreis soll mit AFP-Mitteln investiv geférdert werden?

Das entscheidende Selektionskriterium fir die Berater ist der bisherige Erfolg des
Antragstellers sowie seine Qualifikation als praktischer Betriebsleiter (41 % der
vergebenen Punkte). Die formale Ausbildung wird demgegeniber als wenig zuverléassiger
Indikator fur die Erfolgsaussichten von Investitionen angesehen (7 % der Bewertungen).
Von Bedeutung ist daneben noch das Kriterium ,,Entwicklungsfahiger Standort* (11 % der
Bewertungen) — gemeint sind hier betriebliche Wachstumsperspektiven, die nicht infolge
von beengten Ortslagen oder angrenzenden Umweltschutzgutern etc. eingeschrénkt sind.

Andere maogliche Selektionskritierien wie der Erwerbstyp (Haupt- oder Nebenerwerb) oder
betriebliche MindestgréfRen werden durchweg als nicht tauglich angesehen. Das gilt auch
far den Ansatz, mit Hilfe der Investitionsforderung regionale Standortnachteile
landwirtschaftlicher Unternehmen kompensieren zu wollen; lediglich bei den Beratern in
Baden-Wirttemberg fand dieser Ansatz eine gréfiere Resonanz (23 % der Angaben), die
Berater in Niedersachsen sprachen sich fur eine bevorzugte Férderung von Betrieben auf
reinen Griinlandstandorten und von Familienbetrieben aus.

c) Welche Projekte sollen mit AFP-Mitteln investiv geférdert werden?

Im Vordergrund steht die Forderung, Gebdude und generell Grof3e Investitionen zu
fordern (30 % der Bewertungen). 17 % der Angaben entfallen jeweils auf die
Diversifizierung sowie die Energie-Erzeugung. Mit Blick auf die Energieerzeugung fallt
auf, dass dieser Fordertatbestand in den L&ndern mit sehr grofler Verbreitung von
Biogasanlagen (Bayern und Baden-Wiurttemberg aber auch Niedersachsen) auf keinerlei
Unterstiitzung stof3t, wahrend umgekehrt in den Landern mit bisher geringer Verbreitung
von entsprechenden Projekten die Unterstiitzung ausgesprochen hoch ist (Mecklenburg-
Vorpommern und Brandenburg).

Mehrheitlich sind die Berater der Auffassung, dass die Investitionsférderung bei mobilen
Maschinen und Geraten v.a. in der AuBenwirtschaft zukuinftig entfallen sollte; lediglich
in Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt und Thiringen wurde noch eine gewisse Legitimation
fr diese Forderung gesehen.

Ausdriicklich keine Unterstlitzung fand die Forderung nach investiver Forderung bei der
Auszahlung weichender Erben oder der besonderen Unterstiitzung von Kooperationen.
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d) Welche Forderinstrumente sollen zum Einsatz kommen?

Die Préaferenzen bezuglich der Forderinstrumente sind recht eindeutig: Fast die Hélfte der
Nennungen entféllt auf die Forderung nach Aufhebung der Kreditbindungspflicht bzw.
nach einer Lockerung bei der vorzeitigen Rickzahlung von Krediten. Von
flachendeckender Bedeutung ist daneben nur noch die Forderung nach Einfiihrung einer
Festbetragsregelung pro Einheit (11 %).

Bemerkenswerter Weise auf wenig Resonanz stiel die Option ,Einflihrung einer
zusatzlichen Burgschaft neben der bestehenden investiven Forderung durch Zuschusse
und Zinsverbilligung (7 % der Bewertungen). Lediglich in Brandenburg, im Saarland und
in  Mecklenburg-Vorpommern sowie Schleswig-Holstein wurde dieser Frage eine
Bedeutung beigemessen. Dies ist umso erstaunlicher, als nach weitgehend einheitlicher
Auffassung der Berater in Folge von Basel Il die Kreditvergabe der Banken deutlich
restriktiver geworden ist und die notwendigen Wachstumsspriinge gerade bei den
Milchproduzenten in Zukunft vermutlich groRer ausfallen werden als bisher.

Sehr polarisierend wirkte das Thema Prosperitatsgrenze: Wahrend dieses
Forderkriterium Uberwiegend keine Unterstlitzung erhielt, waren die Berater in Bayern,
Baden-Wirtttemberg und Schleswig-Holstein sowie in Rheinland-Pfalz und in Sachsen-
Anhalt teilweise der Auffassung, dass diese Schwelle beibehalten werden sollte.
Gleichwohl wird teilweise eine Anhebung der bisherigen Grenzen befiirwortet. Zum Teil
(Niedersachsen und Schleswig-Holstein) wurde die Vermogensprifung mit ihren grof3en
Ermessensspielraumen Kritisiert.

Wenig Resonanz gab es insgesamt fiir die Position, dass im Sinne einer Fokussierung der
Forderung die Mindestvolumina heraufgesetzt werden sollten; Ausnahmen waren hier die
Berater in Hessen und Sachsen (28 bzw. 16 %) sowie in Schleswig-Holstein. Auch die
Forderung nach einer Anderung der Subventionswerte fand wenig Unterstiitzung;
lediglich in Mecklenburg-Vorpommern wurde eine Anhebung befurwortet (20 % der
Bewertungen) wéhrend in Schleswig-Holstein fir eine Begrenzung auf 20 % plédiert
wurde.
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9 Empfehlungen

Die Aktualisierung der Zwischenbewertung soll in erster Linie dazu dienen, im Hinblick
auf die Erstellung der neuen Programme konkrete und kurzfristig umsetzbare Vorschlage
zur Verbesserung der MaRRnahme zu machen. Das hei3t fur die Evaluatoren, dass sie be-
stehende institutionellen Rahmen als weitgehend gegeben hinnehmen mussen und teilwei-
se Empfehlungen geben, die nur dem Erreichen einer ,,second best“-Ldsung dienen. Die
Pfadabhangigkeit politischer Entscheidungen schafft hdufig Tatsachen, die nicht ohne das
Entstehen neuer Kosten wieder rickgangig zu machen sind. Die Umsetzbarkeit tiefgrei-
fender Verbesserungsvorschlédge ist letztlich eine Frage der Fristigkeit.

Daher werden nachstehend zundchst Optimierungspotenziale innerhalb des bestehenden
Fordersystems aufgezeigt, die aus den bisher prasentierten empirischen Befunden abgelei-
tet werden. Sie sollen v.a. dazu dienen, die bisherigen Ziele auf effizientere Weise zu er-
reichen, wobei sowohl Verbesserungen fir die wachstumswilligen landwirtschaftlichen
Unternehmer als auch Vereinfachungsmoglichkeiten fir die Administration aufgezeigt
werden. Schlie3lich wird auch auf Optionen hingewiesen, wie bisher weitgehend folgenlos
aufgewendete Steuermittel gespart werden kénnen.

In einem zweiten Schritt werden dann die Legitimation der klassischen Investitionsférde-
rung grundsatzlich kritisch analysiert und langerfristige Empfehlungen abgeleitet.

9.1 Kurz- bis mittelfristige Ausrichtung des AFP

9.1.1 Zukunftige Ziele der Agrarinvestitionsférderung

Die Evaluatoren halten es fir erforderlich und machbar, eine deutliche Reduzierung der
Zahl der Ziele vorzunehmen, um bestehende oder mégliche Zielkonflikte abzubauen und
um zu einer starkeren Fokussierung der Forderung auf die wirklichen Kernprobleme zu
kommen. Fir eine Konzentration der Forderung auf die Kernziele Rationalisierung und
Wachstum sprechen die gravierenden Veranderungen durch die jiungste Agrarreform und
der erhebliche zu erwartende Bedarf an Subventionsabbau in der Folge der WTO-
Verhandlungen. Dies gilt vor allem fir die Milchproduzenten (vgl. Kap. 8). Nur wenn es
gelingt, die vorhandenen finanziellen Ressourcen auf diese Ziele zu konzentrieren, werden
die Milchproduzenten in Niedersachsen in der Lage sein, unter den zukinftigen wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen wettbewerbsfahig zu produzieren. Die Untersuchung
zeigt, dass die besonders erfolgreichen Forderfalle mit der gefdrderten Investition einen
Anstieg der Arbeitsproduktivitat um tber 100 % erreicht haben.
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Fur eine Fokussierung der Ziele spricht ferner der Umstand, dass es mit grof3er Wahr-
scheinlichkeit zu einer erheblichen Kirzung der Mittel fir die Zweite Saule der Ge-
meinsamen Agrarpolitik kommen wird (vgl. Kap. 8), so dass davon ausgegangen werden
muss, dass auch fur die Agrarinvestitionsférderung weniger Mittel zur Verfiigung stehen
werden (Abbildung 9.1).

Abbildung 9.1:  Triebfedern und Folgen einer Fokussierung der Ziele

Mehr wettbewerbsféahige Milchproduzenten -
Sicherung der Milchproduktion in Deutschland

—

Fokussierung der Ziele:
Rentable Betriebe & Rationalisierung & Wachstum

SR S S

Sinkende Mittel- Personalmangel | | Externe Effekte
Milchpreise knappheit bei Behorden & CC

Quielle: Eigene Darstellung

Da zusatzliche Ziele in der Regel auch zusatzliche Kontrollen und Uberpriifungen bedeu-
ten, flihrt eine Beschrankung auf wenige Kernziele auch zu einem Abbau von Burokra-
tie. Angesichts der schon gegenwartig feststellbaren Uberlastung der Behorden (vgl. Ab-
schnitt 5) erlaubt eine Reduzierung von Kontrollaufgaben eine Konzentration der Behor-
den auf die entscheidende Aufgabe, namlich die kritische Uberprifung der Wirtschaftlich-
keit der zu fordernden Unternehmen und deren Investitionsvorhaben sowie — soweit noch
in offentlicher Hand — die bessere Beratung von investierenden Landwirten. Diese Sicht-
weise wird von der ganz uberwiegenden Zahl der Berater geteilt (vgl. Exkurs).

Wie in dem vorliegenden Bericht gezeigt, sind insbesondere die Ziele ,,Verbesserung des
Tierschutzes und der Arbeitsbedingungen® im Milchbereich weitgehend positive exter-
ne Effekte der von den Landwirten ohnehin verfolgten Ziele Rationalisierung und Produk-
tivitatssteigerung. Die Betriebe, die nicht in der Lage sind, diese betriebswirtschaftlich
rentablen und sinnvollen Verbesserungen umzusetzen, sollten eher zu einem Ausstieg be-
wegt werden, als dass mit Hilfe einer gesonderten Forderung hier eine Anpassung an die
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allgemeinen Standards erreicht wird. VVon daher ist es auch verantwortbar, im Rahmen der
Investitionsforderung auf diese expliziten Ziele zu verzichten und sie (ber eine reine
Strukturférderung dennoch zu erreichen (Abbildung 9.2).

Abbildung 9.2: Zusammenfassende Darstellung der Zielzusammenhénge

Qualitét sichert Produktabsatz externe Effekte:

Tierschutz fiihrt zu mehr Leistung e Qualitat

Rationalisierung = Mechanisierung = |:> * Arbeitsbedingungen
Arbeitserleichterung e Tierschutz
Wettbewerbsfahigkeit sichert Arbeitsplatze e Erhalt von Arbeitsplatzen
Nachwuchs auf entwicklungsfahigen Zielkonflikte:

Betrieben kein Problem ) | Junglandwirteférderung
Produktivitatssteigerung

o Rationalisierung o Scha_ffung von

» Geringerer AK -Einsatz Arbeitsplatzen
Umweltwirkungen Gr. Investitionen gering Q_QUDQE_BEJEA@DZ._
Diversifizierung nur regionale Bedeutung |:> o Diversifizierung
Umwelteffekte KI. Investitionen

betriebswirtschaftlich sinnvoll e Umweltschutz

Quelle: Eigene Darstellung

Vor dem Hintergrund der Einfihrung von Cross Compliance scheint es ferner gerechtfer-
tigt, auch das Ziel der Verbesserung des Umweltschutzes aus dem Katalog der Ziele zu
streichen. Die uber Cross Compliance installierten finanziellen Anreize fir die Einhaltung
von bestehenden Gesetzen sind so massiv, dass es aus unserer Sicht keiner zusatzlichen
Forderung und Kontrolle der entsprechenden Auflagen im Zuge der Investitionsférderung
bedarf. Dies gilt umso mehr, als in der Bewertung festgestellt wurde, dass Umweltschutz-
ziele und —wirkungen auch in der bisherigen Férderung in der praktischen Umsetzung von
geringer Relevanz sind.

Ob und inwieweit das Ziel der Diversifizierung beibehalten werden sollte, erscheint zu-
mindest fraglich. Abgesehen von einigen wenigen regional relevanten Nischen (typische
Urlaubsregionen mit Urlaub auf dem Bauernhof sowie GroRstadtnahe Regionen mit Pfer-
dehaltung/Dienstleistung und Direktvermarktung) spielen die entsprechenden Projekte nur
eine sehr untergeordnete Rolle. Zudem sind in diesen Bereichen inzwischen vielfach U-
berkapazitaten entstanden. VVon den genannten Ausnahmen abgesehen, konnten auch die
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Berater keine neuen Felder und/oder neue Ansétze zur FOrderung der Diversifizierung
aufzeigen.

Die einzigen Bereiche, in denen die Diversifizierung zu einer erheblichen Nutzung und
Umorientierung fuhrt, ist die Erzeugung von erneuerbarer Energie. Dies aber sind wieder-
um kritisch zu beurteilende Interventionen. Biogas fiihrt regional zu einem deutlichen An-
stieg der Pachten und einer Verschlechterung der Wachstumschancen der klassischen
Landwirte. Es ist aullerdem keine Alternative fir Landwirte auf benachteiligten Standorten
oder solche, die sowieso schon unter Arbeitsiiberlastung leiden und sich ein zweites
Standbein aufbauen wollen, da sich gezeigt hat, dass eine gut laufende Anlage auf die Be-
fallung mit einer grofRen Masse homogenen Materials angewiesen ist und einen hohen Ar-
beitsaufwand ben6tigt. Da die Bewirtschaftung auBerdem oftmals intensiven Maisanbau
nach sich zieht, scheint aullerdem eine Zielkonkurrenz zu den Zielen der Agrarumwelt-
malinahmen der gleichen Programme fiir den landlichen Raum gegeben zu sein. Im Fall
von Photovoltaik werden politisch induzierte Renteneinkommen ohne Beschaftigungswir-
kungen in landlichen Regionen generiert. Im Ubrigen gibt es deutliche Hinweise darauf,
dass in beiden Bereichen wegen der politisch festgelegten Einspeisevergitungen in erheb-
lichem Umfang eine unnétige Doppelférderung stattfindet.

Zudem st fraglich, ob die oftmals mit erheblichen Vermdgenswerten ausgestatteten
Landwirte tatsachlich eine benachteiligte Gruppe im landlichen Raum darstellen, die einer
besonderen Forderung bedarf, um die Folgen des Strukturwandels und der Anderung sons-
tiger wirtschaftlicher Rahmenbedingungen durch Schaffung alternativer Einkommensquel-
len abzupuffern. Andere Sektoren, wie z.B. die Baubranche, leiden seit Jahren unter einem
Uberangebot am Markt mit den daraus resultierenden strukturbereinigenden Effekten. Aus
Grunden der Gleichbehandlung erscheint es daher geboten, die Férderung von Einkom-
mensdiversifizierungen fir alle Antragsteller im landlichen Raum nach einheitlichen Kri-
terien zu gestalten.

9.1.2  Welcher Personenkreis soll mit dem AFP geférdert werden?

Grundsatzlich sollen aus unserer Sicht diejenigen Unternehmen geférdert werden, die ei-
nen maoglichst groRen Nettonutzen der Forderung schaffen. Dieser Nettonutzen 1&sst sich
optimieren, wenn im Hinblick auf das/die Forderziel/e diejenigen eine Forderung erhalten,
die mit ihren Investitionen einen moglichst hohen Zielerreichungsgrad versprechen, aber
ohne Forderung keine Investition oder eine Investition mit einem deutlich geringeren Ziel-
erreichungsgrad durchfihren wirden.

1. Gefordert werden sollen die landwirtschaftlichen Unternehmer, die in der Vergangen-
heit nachgewiesen haben, dass sie Willens und in der Lage sind, hochproduktiv und
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effizient zu wirtschaften und deren Investitionskonzepte versprechen, dass dieser Weg
nach der geforderten Investition erfolgreich fortgesetzt wird.

2. Angesichts dieser Konzentration der Forderung auf erfolgreiche Unternehmer sollten
daher auch die im Bereich der formalen Berufsqualifikation bestehenden Anforderun-
gen entfallen, solange die vorgelegten Unterlagen lberzeugen.

3. Fir eine besondere Junglandwirteférderung sehen wir keinen Bedarf. Zum einen
gibt es keine Hinweise dafr, dass erfolgreiche und entwicklungsfahige Betriebe wegen
fehlender Nachfolger in relevantem Umfang auslaufen. Zum anderen spricht grundsatz-
lich gegen diesen Forderansatz, dass die Landwirtschaft in den kommenden Jahren vor
einem erheblichen strukturellen Wandel hin zu gr6Reren Betrieben steht, wenn die
verbleibenden Betriebe mittel- und langfristig im Wettbewerb bestehen wollen. Von
daher ist es strukturpolitisch und sozial kontraproduktiv, Berufsanfdnger mit Steuermit-
teln in den Sektor zu ,,locken®. Gleiches gilt fur eine besondere Existenzgrindungs-
forderung durch zusatzliche Zuschusse. Dartiber hinaus hat die Untersuchung ergeben,
dass die bislang praktizierte Férderung von Junglandwirten ohnehin kein effektives In-
strument darstellt, um die Sicherung der Hofnachfolge wesentlich zu beeinflussen.

4. Zur Abgrenzung der Unternehmen, die rentable Investitionen auch ohne Forderung
durchfihren wirden, sollte die bestehende Prosperitatsprifung beibehalten, aber so
einfach wie mdglich gestaltet werden.

9.1.3  Welche Projekte sollen mit dem AFP geférdert werden?

1. Grundsatzlich sollte aus Sicht der Bewerter keine Einschrankung der Forderung auf
bestimmte Produktionsbereiche vorgenommen werden. Somit wéren alle Bereiche der
landwirtschaftlichen Urproduktion forderfahig. Dennoch sollten die Forderbereiche
aufgrund der knappen Ressourcen im Hinblick auf ihre Relevanz (Anpassungsbedarf,
Entwicklungschancen) gepruft und mit Blick auf die prospektive Anpassungsdynamik
zeitlich begrenzt werden. Aktuell besteht aus unserer Sicht am ehesten in der Milch-
viehhaltung ein solcher besonderer Bedarf angesichts des eingeleiteten Politikwechsels
der Milchmarktpolitik und der auch aktuell bereits schwierigen Einkommenssituation
dieser Betriebsgruppe.

2. Wir sind der Auffassung, dass der Erwerb von mobilen Maschinen und Geréten nicht
weiter gefordert werden sollte. Die Befragung hat deutliche Hinweise daflr geliefert,
dass die Forderung dieser Objekte ganz Uberwiegend Mitnahmeeffekte beinhaltet. Die
geforderten Investitionen sind ohnehin meistens rentabel und kénnen aufgrund der ver-
gleichsweise niedrigen Volumina von den Unternehmen mehrheitlich aus eigener Kraft
finanziert werden. Fir die Abschaffung dieser Foérderung spricht Gberdies die immer
wieder von Landwirten und Beratern angesprochenen Uberwélzungseffekte zu Guns-
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ten der Landmaschinen-Industrie durch einen Preisanstieg der geférderten Maschinen
und Gerdte.

3. Die noch bestehende Forderung von Biogas- und Photovoltaik-Anlagen sollte einge-
stellt werden. Eine hohe Rentabilitadt der Biogasanlagen ist wegen des EEG offenbar
gegeben. In einigen Regionen Suddeutschlands und Niedersachsens sind aufgrund der
umfangreichen Investitionen in Biogasanlagen bereits deutlich steigende Pachtpreise zu
beobachten. Milchviehbetriebe, die Uber die gleiche Malkinahme geférdert werden, wer-
den so in ihrer Entwicklung wiederum behindert. Ferner ist eine — die FOrderung ur-
springlich vielleicht einmal legitimierende — Pionierwirkung langst nicht mehr gege-
ben. Der zu beobachtende Ansturm auf Biogasanlagen kann auf’erdem zu einer Pfadab-
héngigkeit flhren, fur die eine fordernde Politik dann in der Verantwortung steht. Zu-
dem konnen auch hier erhebliche Uberwalzungseffekte beobachtet werden.

9.1.4 Welche Instrumente sollen zum Einsatz kommen?

1. Die Bewerter empfehlen, das in Niedersachsen gegenwaértig angewandte System der
Zinsverbilligung in Verbindung mit Zuschiissen zugunsten einer reinen Zuschussfor-
derung umzustellen.

2. Wenn mit der bisherigen Kreditbindung das Ziel verfolgt wird, nur die Landwirte zu
fordern, die auch einen Kredit aufnehmen (missen), l&sst sich der gleiche Effekt erzie-
len, wenn die Forderung auf GroRe Investitionen mit wirklichen Strukturwirkungen be-
schrankt wird. Daher schlagen wir vor, die Untergrenze fur forderfahige Investiti-
onsvolumina deutlich auf mindestens 50.000 Euro anzuheben.

Derartige Investitionen kdnnen aber in aller Regel ohnehin nur mit Hilfe von Krediten
bewerkstelligt werden, so dass weiterhin die Banken als zusatzliche Selektionsinstanz
eingebunden sind. Das hdufig vorgebrachte Argument, die Antragsteller durch die Kre-
ditbindung hinsichtlich der Finanzierung zu disziplinieren, sie sozusagen vor sich selbst
zu schitzen, ist aus unserer Sicht nicht haltbar, da ihnen dadurch die betriebswirtschaft-
liche Kompetenz abgesprochen wirde, deren Vorhandensein aber sicherlich eine Vor-
aussetzung fir die Forderwirdigkeit der Zielgruppe ist. AuBerdem werden durch die
Kreditbindung in vielen Féllen auch unsinnige und mdglicherweise teurere Fremdfinan-
zierungen verursacht, nur um in den Genuss einer moglichst hohen Foérderung zu kom-
men. Aus der Sicht der Verwaltung wirde das reine Zuschussverfahren zu einer deutli-
chen Vereinfachung auch hinsichtlich der langfristigen Kontrollen fiihren. Die Land-
wirte haben immer wieder berichtet, dass sie aus finanziellen und steuerlichen Erwé-
gungen, aber auch zur Erleichterung der Aufnahme neuer Kredite, Sondertilgungsmag-
lichkeiten nutzen wirden, wenn sie nicht mit Forderungen nach Teilrlickzahlung der
Forderung rechnen missten.
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Die deutliche Anhebung der Forderuntergrenze auf 50.000 Euro ergibt sich aus unseren
Analysen. Danach beinhalten die Kleinen Investitionen deutlich weniger strukturelle
Wirkungen als Grof3e Investitionen. Auch die These von Initialwirkungen Kleiner In-
vestitionen konnte auf Basis der Befragungsdaten und des Beraterworkshops — abgese-
hen von einigen wenigen Einzelféllen — nicht belegt werden.

3. Die Zuschusshohe sollte bei normalen Investitionen einheitlich mit 15-20 % der
nachgewiesenen Investitionssumme festgelegt werden: Die Umstellung auf eine Zu-
schussregelung ohne Kreditbindung beinhaltet einen Bezug des Zuschusses auf das ins-
gesamt forderféhige Investitionsvolumen einschlieRlich des Eigenkapitals. Eigenleis-
tungen des Investors sollten nicht forderfahig sein, da die Bewertung dieser Leistungen
mit Schwierigkeiten verbunden ist, d. h. der Zuschuss bezieht sich ausschlieBlich auf
Rechnungsnachweise. Bislang betragt der durch die Zinsverbilligung resultierende For-
derhochstsatz bei GroRen Investitionen 31 % und bei Kleinen Investitionen 20 %. Die
im Rahmen dieser Bewertung befragten Unternehmen wiesen einen Subventionsanteil
am Investitionsvolumen von durchschnittlich 24 % auf. Dabei ist auch die Erschlie-
RBungsforderung enthalten”. Durch die Méglichkeit, die Finanzierung im Hinblick auf
den Einsatz von Eigen- und Fremdmittel sowie die Laufzeit der Fremdmittel flexibler
zu gestalten, kann der Unternehmer Vorteile nutzen, die eine deutliche Reduzierung des
Subventionsniveaus nahe legen.

Die Obergrenze des forderfahigen Investitionsvolumens kann unveréndert bestehen
bleiben.

4. Die Investitionsfordermalinahme mit der geringsten Marktverzerrung ist die staatliche
Blrgschaft. Gegenwartig besteht fiir dieses Instrument jedoch kaum ein Bedarf. Dies
belegen sowohl die von uns untersuchten Betriebe, bei denen fehlende Sicherheiten bis-
lang Uberwiegend kein Thema ist (vgl. Kapitel 6.0), als auch die Berater und andere
Experten. Zwar wurde in den Beraterworkshops eine gewisse Zuriickhaltung der Ban-
ken im landwirtschaftlichen Sektor angesprochen, aber die genannten Griinde sprechen
eher fir die schlechte Rentabilitatslage der landwirtschaftlichen Betriebe als fur ein
Marktversagen.

Wenngleich Burgschaften daher derzeit kaum reale Wirkungen beinhalten, sollte doch
im Hinblick auf kiinftige Entwicklungen, wie hohere Pacht- und Fremdkapitalanteile
wachsender Unternehmen sowie deutlich umfangreichere Investitionen, dieses Instru-
ment angeboten, aber restriktiv eingesetzt werden. Auf keinen Fall darf das Instrument
dazu missbraucht werden, die angemessenen und notwendigen Eigenrisiken der Banken
zu Ubernehmen. Ein weiterer positiver Nebeneffekt der Burgschaften ist, dass im Zu-

Zuschisse fir die Erfullung besonderer Anforderungen an die Landwirtschaft und fir Diversifizierung
waren zum Zeitpunkt der AFP-Bewilligung der im Rahmen dieser Untersuchung befragten Unterneh-
men zum groBten Teil noch nicht mdglich.



88 Kapitel 9 Empfehlungen

sammenhang mit dem Vorschlag, die Junglandwirteférderung einzustellen, bei erhebli-
chem Finanzierungsbedarf von Junglandwirten und Existenzgriindern die Finanzierung
auf diese relativ marktkonforme und wirksame Weise sichergestellt werden kann.

5. Kapazitatsbeschrankungen sind im Hinblick auf den strukturellen Anpassungsbedarf
absolut kontraproduktiv und sollten daher abgeschafft werden. Da in diesem Bereich
EU-Rahmenrecht zu beachten ist, sollten die diesbezliglich bestehenden Mdglichkeiten
(z.B. Nachweis der Milchquote erst mit dem Verwendungsnachweis) moglichst wachs-
tumsfordernd genutzt werden. Auf den relevanten politischen Ebenen sollte darauf hin-
gewirkt werden, dass diese Beschrankungen bei der Investitionsforderung aufgehoben
oder zumindest deutlich gelockert werden.

6. Die gegenwartig bestehende Zweckbindungsfrist von zwdolf Jahren bei Grol3en Investi-
tionen halten wir angesichts des schnellen betrieblichen Wandels fir deutlich zu lange;
eine Halbierung der Frist auf sechs Jahre scheint angemessen. Diese Argumente gelten
unbeschadet der Tatsache, dass die Zweckbindungsfrist zum Teil auch haushaltsrecht-
lich begriindet ist. Natiirlich kann eine Anderung nur im Rahmen des rechtlich magli-
chen erfolgen.

Sowohl Landwirte als auch Berater haben immer wieder darauf verwiesen, dass die
Aufgabe von Betriebszweigen und auch Umnutzungen dadurch kunstlich behindert
werden. Im Ubrigen steht dieser Ansatz im deutlichen Widerspruch zur allgemeinen
Agrarpolitik, die mit der Entkopplung gerade dahingehend weiterentwickelt wird, dass
staatliches Handeln mdglichst wenig zur Konservierung vorhandener Strukturen bei-
tragt.

7. Die Auflagenbuchfiihrung bietet sowohl flr die Beratung als auch fiur die Bewertung
der Fordermalinahme eine gute Informationsgrundlage. In der Praxis wurde diese Quel-
le jedoch kaum genutzt, was wiederum dazu gefihrt hat, dass dieser Auflage von Seiten
der Betriebe teilweise nur unzureichend nachgekommen wurde. Im Rahmen der Aktua-
lisierung der Zwischenbewertung konnte eine Auswertung der Auflagenbuchfiihrung
nicht durchgefiihrt werden, so dass eine empirisch unterstiitzte Empfehlung hierzu ge-
genwartig noch nicht mdglich ist; dies wird jedoch eine der Kernaufgaben der Ex-Post-
Bewertung sein.

9.2 Grundsatzliche Uberlegungen

Maogliche Grunde fir eine Intervention auf dem Investitionsmarkt
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Da fur die Agrarinvestitionsférderung, wie in Kapitel 1 dargelegt, keine ausgearbeitete
Interventionslogik und auch kein stringentes Zielsystem existiert” wird im Folgenden eine
Interventionslogik fir eine Investitionsfordermalinahme im Agrarbereich beispielhaft
skizziert.

In einer Marktwirtschaft — so die Ausgangshypothese — fiihren funktionierende Mérkte
dazu, dass die eingesetzten Produktionsfaktoren Uber den Ausgleich von Angebot und
Nachfrage am Markt effizient eingesetzt werden. Die Aufgabe des Staates ist es dabei, die
Rahmenbedingungen fir funktionierende Markte sicherzustellen. Daher gibt es fir staatli-
che Eingriffe nur dann eine Legitimation, wenn Markte offenkundig versagen.

Ausgehend von diesen Uberlegungen sollte eine (landwirtschaftliche) Investitionsforde-
rung nur dazu dienen, Unvollkommenheiten des (Kapital-) Marktes auszugleichen oder
aber Strukturbriiche abzumildern. Diese Rahmenbedingungen — z.B. massive Anderungen
der agrarpolitischen Rahmenbedingungen oder Naturkatastrophen — kdnnen die Betriebe
kurzfristig derart belasten, dass sie in einer dynamischen Betrachtung in ihrer betriebli-
chen Entwicklung irreversibel geschéadigt werden koénnen (Abbildung 9.3). Ferner er-
scheint auch die Foérderung von risikobehafteten innovativen Investitionen mit Pilotcha-
rakter als gerechtfertigt, wenn dadurch ein nicht-exklusiver Nutzen fur den gesamten Sek-
tor oder sogar gesamtgesellschaftlich erwartbar ist, die Kosten und Risiken aber individu-
ell zu tragen waren. Bei 0ffentlichen Gutern ist danach zu unterscheiden, ob deren Bereit-
stellung vor allem durch hoéhere Investitionskosten oder mit einem besonderen Manage-
ment und hoheren variablen Kosten verbunden ist; im ersteren Fall konnte die Bereitstel-
lung durch landwirtschaftliche Betriebe dadurch sichergestellt werden, dass die zusétzli-
chen Investitionskosten uber einen Zuschuss gedeckt werden.

Voraussetzung fiir solche staatlichen Interventionen in das Investitionsgeschehen in der
Landwirtschaft ist, dass ausgehend von einer Problemanalyse Marktversagen klar und ein-
deutig identifiziert wird. Eine solche Ex-ante-Analyse wird als Voraussetzung fir eine
zielgerichtete Forderung angesehen. Sie sollte, aufbauend auf dieser Analyse, auch die
Ableitung der Forderziele und deren Verhaltnis zueinander (Hierarchie) beinhalten. Die
gewéhlten Interventionen sollten — abgesehen von moglichen Spezialfallen bei 6ffentli-
chen Giltern — in jedem Fall zeitlich befristet sein und gegebenenfalls, d.h. wenn das zu
I6sende Problem nicht horizontaler Natur ist, auch regional eingegrenzt werden.

Hier kann ein Zusammenhang mit dem System der Mischfinanzierung angenommen werden, da dieses
das Prinzip der fiskalischen Aquivalenz unterlauft.



90 Kapitel 9 Empfehlungen

Abbildung 9.3: Interventionslogik bei der Agrarinvestitionsférderung

Schlanke, bedarfsorientierte Richtlinien
= Effiziente Forderung

—

Zeitliche und/oder regionale Eingrenzung

5 = 5= = 0= =

Zuschuss Biirgschaft Zuschuss Zuschuss

flr Neuausrichtung

Definition weniger klarer Ziele mit Zielhierarchisierung

5 = 9= = @@= =

Massive Anderung Disfunktionaler || Innovationen Offentliche Guter
Rahmenbedingungen Kapitalmarkt (bes. Priifung) || (Anstieg d. Investitionskosten)

/x

Klare Identifikation von Defiziten und Problemen durch Marktversagen

Quelle: FAL, 2005, eigene Darstellung

Problemorientierte Instrumentenwahl

Den einzelnen Bereichen von Marktversagen sollte mit einem adéquaten Instrumentenein-
satz begegnet werden. Bei massiven Anderungen der Rahmenbedingungen, fir die der
Milchmarkt unter den derzeitigen GAP-Reformen als Beispiel angefiihrt werden kann,
sollten Zuschusse fir die notwendigen Anpassungsinvestitionen, zur Zeit also insbesonde-
re Wachstumsinvestitionen zur Uberwindung der strukturellen Defizite, fiir einen begrenz-
ten Zeitraum gewahrt werden.

Von einem nicht funktionierenden Kapitalmarkt sprachen wir dann, wenn der Agrar-
sektor nur unzureichend mit Kapital versorgt wirde, obwohl aus gesamtwirtschaftlicher
Sicht der Grenznutzen des Kapitaleinsatzes tber dem in anderen Sektoren l4ge. Eine sol-
che Situation kénnte z. B. dann entstehen, wenn Finanzinstitutionen fur die Kreditierung
der Landwirtschaft aufgrund der aus ihrer Sicht geringen Bedeutung dieses Sektors kein
Fachpersonal mehr einstellen und wegen dieser fehlenden Expertise den Sektor nicht aus-
reichend mit (ginstigem) Kapital versorgen. In diesem Fall wére die Bereitstellung von
staatlichen Burgschaften das angemessene Instrument fir eine Marktintervention, da
dadurch die Versorgung des Sektors mit Kapital bei gleichzeitig mdglichst geringer
Marktverzerrung gewéhrleistet werden kénnte.
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Innovationen in der Landwirtschaft leiden darunter, dass innovative Haltungs- oder
Bewirtschaftungssysteme keinen rechtlichen Erfinderschutz genieBen”. Betriebe, die der-
artige Innovationen praktizieren, tragen somit das wirtschaftliche Risiko der Neuerung,
ohne bei Erfolg entsprechende Vorteile durch Lizenzen und Patente einstreichen zu kon-
nen”. Um den gesellschaftlich erwiinschten Fortschritt in der Landwirtschaft zu unterstiit-
zen, sollte den Betrieben fiir die mit Innovationen verbundenen Investitionen dann eine
Risikopramie gewahrt werden, wenn der Staat an deren Realisierung ein besonderes Inte-
resse hat (Pilotcharakter). Fiir die Auswahl der zu férdernden Projekte sollte ein Gremi-
um in einem Wettbewerbsverfahren (Ausschreibung) die Bemessung und Zuteilung der
Zuschusse regeln.

Der Bereich der o6ffentlichen Gulter beinhaltet sehr unterschiedliche Sachverhalte, die
jeweils einer adaquaten Losung bedirfen. Als Beispiel sollen hier der Tierschutz und die
damit verbundenen gesellschaftlich erwiinschten Tierhaltungsverfahren angefiihrt werden,
sofern diese deutlich tber die internationalen Anforderungen hinausgehen und bei den
nationalen Produzenten zu erheblichen Mehrkosten fiihren. Eine Kompensation von aufla-
genbedingten Kostennachteilen im Investitionsbereich durch Investitionszuschisse kénn-
te die nationalen Produzenten in die Lage versetzen, Marktanteile zu sichern und auf diese
Weise Arbeitsplatze und Wertschépfung im Land zu erhalten (Wissenschaftlicher Beirat
2005, S. 6-11). Besonders zu nennen sind in diesem Zusammenhang die hohen Anforde-
rungen an die Haltungsbedingungen in der intensiven Veredlungswirtschaft bei Gefligel,
Schweinen und Kélbern. Wenn sich jedoch die gesellschaftlichen Anforderungen an den
Tierschutz vor allem bei den variablen Kosten niederschlagen, z.B. durch den Einsatz be-
sonderen Futters oder bestimmter Medikamente, oder besondere Anforderungen an das
laufende Management stellen, wére die punktuell wirksame Investitionsférderung nicht
das geeignete Anreizinstrument, um die Erfillung der Normen sicherzustellen.

Fazit

Der staatlichen Intervention muss in einer Marktwirtschaft eine belastbare Legitimierung
vorausgehen, in der klargestellt wird, dass die expliziten Ziele nicht auch ohne Staatsein-
griff erreicht werden kdénnen. Die Erarbeitung einer nachvollziehbaren Interventionslogik
ist eine wesentliche Voraussetzung rationalen Staatshandelns, das durch eine sachgerechte
Politikbewertung sinnvoll erganzt werden muss.

# Vgl. die Unterscheidung zwischen ,produktgebundenem technischen Fortschritt“ und ,,technischem

Fortschritt im Managementbereich* bei Isermeyer (2003, S. 3).

® Insofern handelt es sich auch hier um die Bereitstellung des offentlichen Gutes ,,Information* durch

die Pioniere.
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9.3 Monitoring und Bewertung

9.3.1 Monitoring

Das gegenwaértig angewandte EU-einheitliche Monitoring enthdlt kaum Daten, die fir die
Beantwortung der zentralen Bewertungsfragen nutzlich sind. Vielmehr werden einige Da-
ten zur Beschreibung des Outputs und der strukturellen Zuordnung der Férderung (z.B.
Schwerpunkte, Investitionsart, Investitions- und Férdervolumen, regionale Verteilung)
erfasst.

Die fur die Bewertung notwendigen Daten mussen dagegen vom Bewerter teils mit gro-
Rem Aufwand selbst erfasst werden (Fallstudien, Befragungen) oder aufgrund fehlender
Datenbanken aufwandig zusammengestellt werden (z.B. Investitionskonzepte, Auflagen-
buchfiihrung). Es ist im Rahmen der Ex-Post-Bewertung auf der Grundlage einer umfas-
senden Sekundérdatenanalyse zu klaren, welche Daten auch kinftig fir Bewertungszwe-
cke zentral erfasst und gespeichert werden sollen. Die generelle Erfassung von Daten, die
nur einen marginalen Wert fur die MaRnahmen- oder Programmbewertung besitzen und
auch fur Beratungszwecke kaum nutzbar sind, jedoch einen erheblichen Erhebungsauf-
wand verursachen, sollte eingestellt werden. In dieser Hinsicht ist der Wert der Investiti-
onskonzepte in Form der gegenwaértig angewandten Variablenliste sowie die Auflagen-
buchfihrung zu prufen.

Empfehlungen

Das EU-Monitoring sollte nur wenige statistische Daten erfassen, die fiir die Beschreibung
der Grundgesamtheit der geforderten Betriebe, Flachen, Objekte etc. (Output: physisch
und monetér) notwendig sind. Die Erfassung von Wirkungsindikatoren sollte weitgehend
ad hoc und je nach Schwerpunkt der Bewertung erfolgen.

9.3.2 Bewertung

Die aktuellen Vorgaben der EU-Kommission zur Bewertung (KOM 2000) zielen darauf
ab, durch zentral vorgegebene Fragen und Indikatoren eine moglichst einheitliche Bewer-
tung in den Mitgliedsstaaten zu erreichen und auf diese Weise eine Aggregation der Er-
gebnisse fir alle Mitgliedsstaaten zu ermdglichen. Dieser konzeptionelle Rahmen lasst nur
wenig Spielraum fir systematische Analysen von Ursache-Wirkungs-Zusammenhéngen,
die in der Regel vergleichsweise aufwéndig sind und daher themenbezogen (selektiv)
durchgefiihrt werden sollten. Die Durchfuhrung des geforderten Mit-/Ohne-Vergleichs ist
bei der Bewertung der Agrarinvestitionsférderung nicht moglich, da nicht geforderte, aber
strukturell vergleichbare Betriebe kaum existieren und die Férderung seit Gber 30 Jahren
besteht.
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Da die Aggregation der Ergebnisse bezuglich einzelner Indikatoren aufgrund unterschied-
licher Erfassungsdimensionen bereits enorm schwierig ist (z. B. Tierschutz, Arbeitsbedin-
gungen), scheint es inhaltlich beinahe sinnlos, die Ergebnisse der einzelnen Bewertungs-
berichte auf der Gemeinschaftsebene weiter zusammenfassen zu wollen.

Die Erwartungen der Auftraggeber sind nach wie vor eher zurlickhaltend und skeptisch,
wobei die Bereitschaft zur konstruktiven Unterstlitzung der Bewertung gegeniiber der
Zwischenbewertung zugenommen hat. Dennoch werden die Evaluatoren nach wie vor zu
wenig als externer Dienstleister wahrgenommen.

Empfehlungen

Die Evaluationsthemen sollten unter VVorgabe eines sehr flexiblen Bewertungsrahmens
weitgehend den Auftraggebern und Evaluatoren tberlassen werden. Es sollte moglich sein,
die Bewertung auf wenige zentrale Fragen zu begrenzen und auf diese Weise Freiraum fir
den notwendigen analytischen Tiefgang zur Beantwortung der relevanten Fragen schaffen.
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Struktur der Befragung

1.

o s wbN

Betriebsbeschreibung 3

Unmittelbare Konkurrenzsituation 6

Investitionstatigkeit 6

Generelle Investitionshemmnisse 14

Investitionsforderung und

uberbetriebliche Kooperationen 15

Agrarreform, Investitionen und

Investitionsforderung 17

Bewertung des AFP 18

Familiére Situation 20
Datum:
Uhrzeit:

BegrufRung

Dank fur Teilnahme / keine Kontrolle / Wunsch nach offenem Gespréch

Rahmen der Befragung: Die Befragung von Unternehmensleitern mit AFP-Férderung liefert uns

direkte und aktuelle Angaben flr die Bewertung der Agrarinvestitionsforderung (AFP), die wir
im Auftrag von Bund und Landern durchfiihren.

Zweck der Befragung: In wie fern leistet die Agrarinvestitionsforderung einen Beitrag zur

Umsetzung von Rationalisierungsschritten und zur Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit von
Milchviehbetrieben.

Die Befragungsergebnisse bilden eine wesentliche Grundlage fur eine anschlielende
Gruppendiskussion mit Fachberatern. Die Betriebsleiter/innen erhalten nach Abschluss der
Untersuchung eine Auswertung der Interviews.

Name Betriebsleiter/in :

Firmenname

Rechtsform

Gesellschafterzahl

Land, Adresse

Telefon
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1 Betriebsbeschreibung

1.1  Uber welche betrieblichen Schwerpunkte, Besonderheiten und Produktionskapazitaten verfiigt Ihr
Betrieb gegenwartig?

Offen fragen, schliel3lich alle Parameter der Tabelle 1 diskutieren und folgende Parameter
abklaren: Okolandbau, Vertragsproduktion, Q-Programm, Schutzgebietskategorie.

1.2 Wie sah lhr Betrieb vor etwa 15 Jahren aus? Welche betrieblichen Schwerpunkte, Besonderheiten
und Produktionskapazitaten und hatte er damals?

Offen fragen, schliel3lich alle Parameter der Tabelle 1 diskutieren.

Tabelle 1: Betriebsstruktur

Vor 15 Jahren aktuell
Ha LF / davon Pachtflachen / /
VE [/ Milchkihe / /

Kg Milchquote

Milchleistung je Kuh

Arbeitskréfte*
(Personen & Voll-AK)

davon: - Fam-AK

- Fremd-AK

- Teilzeit-AK

- Frauen-AK

Umsatz-Anteil Marktfruchtbau

Umsatz-Anteil Milchproduktion

* Voll-AK = 2300 AKh/Jahr, Teil-AK: 14-15 Jahre = 0,5 AK, Uiber 65 Jahre = 0,3 AK
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1.3 Was waren die wesentlichen Veranderungen von damals bis heute?

1.4

1.5

Beschreibung: Investitionen, Kapazitatserweiterungen, Neuaufnahme und Aufgabe von
Betriebszweigen, Rechtsform.

1.3.1 Bitte geben Sie einen Uberblick tber die Entwicklung der Milchquote in Ihrem Betrieb.

1.3.1.1 Beschreiben Sie bitte die wesentlichen Entwicklungsschritte in der
Vergangenheit:

1.3.1.2 War der alte Stall in Folge des Zukaufs von Quoten zum Investitionszeitpunkt
deutlich Uberbelegt ?

Ja: [1 Nein: [J

1.3.1.3 Welche Plane fiir die ndchsten drei Jahre haben Sie im Hinblick auf die
Milchquoten ?

Wie zufrieden sind Sie insgesamt mit der bisherigen betrieblichen Entwicklung ?

Offen fragen

In welche Richtung wollen Sie Ihren Betrieb in den nachsten 10 Jahren (bis 2015) entwickeln?

Offen fragen
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dann gezielt ha LF, kg Milchquote, AK, Neuaufbau von Produktionszweigen, Abbau/Einstellung
bestehender Produktionszweige und konkrete Investitionsvorhaben abfragen.

Tabelle 3: Strategie

Geplant bis 2015

ha LF (Zupacht / Kauf /
bzw. Verpachtg./Verkauf) /

kg Milchquote

Voll-Ak

Konkrete Investitionen

Neue Produktionszweige

Veranderungen in den
bestehenden Produktions-
zweigen

2 Unmittelbare Konkurrenzsituation

2.1 Inwelcher Hohe liegen die durchschnittlichen Pachtpreise fir Grin- und Ackerland in Ihrer
Region?
Grinland: €/Jahr Ackerland: €/Jahr

2.2 Bitte beschreiben Sie kurz die Konkurrenzsituation in Ihrem unmittelbaren Umfeld.
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3 Investitionstatigkeit

3.1 Forderung der Investitionen

3.1.1 Sie haben zu Beginn des Gespréchs gesagt, dass Sie in der Vergangenheit eine oder
mehrere groRere Investitionen getatigt haben.
Wurden alle genannten Investitionen gefordert?

Ja: ] (weiter mit Frage 4.1.2) Nein: [

Wenn nein:

3.1.1.1 Welche Investitionen wurden nicht geférdert und warum?

Tabelle 2: Nichtgeforderte Investitionen

Investitionsgegenstand Jahr Inv.-volumen | Betriebszweig

1.

2.

3.2 Haben Sie auch die Forderung fir Junglandwirte in Anspruch genommen?
Ja: 1 Nein: [

Wenn ja:

3.2.1 Wann und in welcher Hohe wurden Sie als Junglandwirt gefordert?
Jahr €

3.2.2 Hatte die Junglandwirteférderung irgendeinen Einfluss auf die Entwicklung Ihres Betriebes?

Ja: [ Nein: []
Wenn ja, welchen?:
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3.3 Beschreiben Sie bitte kurz lhre letzte 6ffentlich geforderte grof3e Investition.
(Bitte nur GrélRenordnungen angeben )

3.4

3.5

3.3.1

3.3.2

3.3.3

3.34

3.35

Investitionsobjekt (was, welche Kapazitat):

Investitionsvolumen:

Investitionszeitpunkt/-zeitraum:

Beginn der Nutzung (auch von Teilen):

Forderhdhe (Zuschuss, Zinsverbilligung etc.):

Ist die Kapazitat des Investitionsobjekts zum jetzigen Zeitpunkt nach offizieller Planung bereits voll
ausgelastet?

Ja: [

Nein: [

Wenn nein: Wie hoch ist die derzeitige Auslastung gemal der offiziellen Planung ?

34.1

3.4.2

Was sind die Griinde fur die nicht volle Auslastung?

Was ist die betriebswirtschaftlich sinnvolle Auslastung ?

Bis wann werden Sie die volle Auslastung gemaR der offiziellen Planung voraussichtlich
erreichen?

Jahr

Hétten Sie einen groReren Stall gebaut, wenn die Investitionsférderung nicht an die vorhandenen
Milchquoten gekoppelt gewesen ware ?
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3.6  Erfolg der Investition

3.6.1 Welche wesentlichen Wirkungen wurden bislang erzielt?

Offene Frage. Beschreibung und Quantifizierung gewiinscht.

Soweit Punkte nicht angesprochen werden, bitte nachfragen.

Entwicklung AK-Einsatz( AKh/Tagq) fur die Milchproduktion

Tabelle 6: Investitionswirkungen

Kostenersparnis

Kapazitatserweiterung

Ertragserhéhung / Preiserh6hung
(bessere Vermarktung)

Einkommenserh6hung

Diversifizierung

Verbesserung der Produkt- und
Produktionsqualitat
(z.B. Teilnahme an QS/QM)

Arbeitsbedarf in der
Milchproduktion (Akh pro Tag)

Freisetzung / Neueinstellung von
Arbeitskraften

(auch Freisetzungseffekte, z.B.
durch alternative Einkommen,

erfassen)

Tierschutz

Umweltschutz

Arbeitsbedingungen
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3.6.2

Sonstiges

In welchen Punkten entsprechen diese Wirkungen der Investition nicht Ihren Erwartungen
und Zielen?

(offen fragen, wenn mdglich guantifizieren )?

Falls noch keine Aussagen zu Stuickkosten: var. Kosten folgende Fragen, sonst weiter mit 3.5.4

3.6.3

3.6.4

Verfligen Sie uber eine Betriebszweigabrechnung?
Ja: ] Nein: [J
Wenn ja:

3.6.3.1 Wie hoch sind die variablen Kosten / VVollkosten der Milchproduktion aktuell ?

3.6.3.2  Wie hoch waren die variablen Kosten / Vollkosten der Milchproduktion vor der
Investition ?

Waurden Sie die geforderte Investition aus heutiger Sicht genauso durchfuihren?
Ja:7 Nein: 7 WeiB nicht: [

Wenn nein:

3.6.4.1 Was und wie wiirden Sie jeweils andern?

Offene Frage. Falls keine Antwort zu den folgenden Aspekten, einzeln nachfragen.

1. Kapazitat 0

2. Finanzierung 0

3. staatliche Forderung : [

4. Investitionszeitpunkt : [

o

Sonstiges 0
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3.6.5

3.6.6

Konnen Sie mir ein paar Angaben zur Hohe Ihres jahrlichen Unternehmensgewinns
machen?

Ja: ] Nein: [ Keine Angabe (7 (weiter mit Frage 3.5.7)
Wenn ja:

3.6.5.1 Wie hoch war Ihr Gewinn im Durchschnitt der letzten 3 Jahre vor der
Durchfiihrung der geforderten Investition?

€/Jahr

3.6.5.2  Wie hoch ist Ihr Gewinn pro Jahr jetzt im Durchschnitt der letzten zwei WJ/KJ
(nur Jahre nach Abschluss der Investition)?

€/Jahr

3.6.5.2.1 Gab es besondere Einflisse auf den aktuellen Gewinn, die in anderen
Jahren so nicht vorliegen (z.B. Sonderabschreibungen, auf einmal
verbuchte Zuschusszahlungen, Aufdeckung stiller Reserven etc.)?

(Beschreiben und quantifizieren in €/Jahr)

3.6.5.3 Welchen Gewinn streben Sie grofRenordnungsmaRig in drei Jahren an?

€/Jahr

3.6.5.4 Welchen Gewinn bendtigt ein Betrieb wie der lhre flir angemessene
Privatentnahmen und verninftiges betriebliches Wachstum?

€/Jahr

Eigenkapitalbildung
Konnen Sie mir ein paar Angaben zur Hohe Ihrer betrieblichen Eigenkapitalbildung
machen?

Ja:[1  Nein:[1  Keine Angabe [ (weiter mit Frage 3.6.7)
Wenn ja:

3.6.6.1 Wie hoch lag lhre jahrliche Eigenkapitalbildung im Durchschnitt der letzten 3
Jahre vor der Durchfuhrung der geférderten Investition?

€/Jahr
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3.6.6.2 Wie hoch ist lhre jahrliche EK-Bildung jetzt im Durchschnitt der letzten zwei Jahre
(nur Jahre nach Abschluss der Investition)?

€/Jahr

3.6.6.2.1 Gab es in den vergangenen Jahren groéf3ere Entnahmen aus dem Betrieb,
die der Vermogensanlage dienten, oder Einlagen, die aus der
Liquidierung solcher Vermdgensanlagen stammen?

Beschreiben und quantifizieren in €/Jahr.

3.6.7 Anpassungskosten

Mit grolieren Investitionen sind bisweilen auch erhebliche technische und organisatorische
Neuerungen verbunden, die manchmal nicht reibungslos funktionieren und ein wenig Zeit

bendtigen, um zur Routine zu werden.
Sind bei lhrer Investition derartige Effekte aufgetreten und sind Ihre aktuellen betriebs-

wirtschaftlichen Ergebnisse noch dadurch negativ beeinflusst?

Ja: [ Nein: [ Weil? nicht [

Wenn ja:

3.6.7.1 Wie hoch schétzen Sie die zuséatzlichen Kosten bzw. nicht erzielten Umsétze in
Folge diese Anpassungsprobleme in etwa ein?

€/Jahr

3.6.7.2 Wann glauben Sie, die Anpassungsschwierigkeiten voll im Griff zu haben?

(Jahr)

3.7 Finanzierung der gefdrderten Investition

3.7.1 Wie haben Sie die geforderte Investition finanziert?

3.7.1.1 Eigenkapital

a) Hohe des baren Eigenkapitals: €
b) Hohe des Fremdkapitals: €

3.7.2 Als Sie die Finanzierung Ihres Investitionsprojekts mit der Bank oder dem Berater

durchgesprochen haben, war da die Bereitstellung ausreichender Sicherheiten ein Problem?

Ja: [ Nein: [ Weild nicht [
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3.7.3

Wenn ja:

3.7.2.1 Wie haben Sie das Problem gel6st ?

Wie hoch ist Ihrer Meinung nach Ihr Spielraum fir die Neuaufnahme von Krediten?

3.8 Investition ohne Forderung

3.8.1

3.8.2

Sie haben mir eben gesagt, dass Sie eine Investitionsférderung von ca. € erhalten
haben.

Wenn Sie diese Forderung nicht erhalten hatten, wére die damit verbundene Mehrbelastung
bei gleicher Investitionssumme fur Sie zu einem ernsthaften Problem geworden?
Ja: ] Nein:[1  Weil nicht [

Falls ja, in wie fern ?

Wie hatte die Investition ohne Forderung ausgesehen?
Bitte sagen Sie mir jeweils, warum Sie sich so entschieden hatten.

Offene Frage, moglichst detailliert Modifikationen erfragen.

Nicht genannte Aspekte nachfragen, incl. Préazisierung hinsichtlich Volumen, Zeit, Objekt.

Checkliste Investition ohne Forderung (evt. Konkretisierung)

1 keine (derartige) Investition
unverdndert

zeitliche frihere Durchfiihrung
zeitlich spatere Durchfuhrung
vom Umfang her kleiner
vom Umfang her groRer
andere technische Ausfiihrung

NoogkwbheE
OoooooQ
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8. [1 billigere Ausfiihrung

Falls die Investition unverdndert auch ohne Forderung realisiert worden ware:

3.8.2.1 Wie hétten Sie dieselbe Investition ohne Forderung finanziert? (Offen fragen)

3.9 Birgschaftsregelung
Verschiedentlich wird dartiber diskutiert, die staatliche Investitionsférderung ganz auf die
Gewahrung von Birgschaften umzustellen. D.h. Investitionen fur die die Betriebe der Bank keine
ausreichenden Sicherheiten bieten kdnnen, werden durch den Staat in die Lage versetzt
Welche Konsequenzen hatte ein solcher Schritt fiir Ihre Investition gehabt ?
Alternativen vortragen und auswahlen lassen

1. Ausweitung der Investition wegen verbesserter Sicherheit [
2. Keine Investition wegen unzureichender Rentabilitét O
3. Keine Auswirkungen 0

3.10 Zusatzkosten des Investitionsobjekts durch Inanspruchnahme der Férderung

3.10.1 Einmal abgesehen von Tierschutzauflagen, haben sich aus der Tatsache, dass Sie eine
staatliche Forderung erhalten haben, noch weitere Konsequenzen fir die Ausfihrung lhrer
Investition und damit Kostensteigerungen ergeben, die Sie ohne Investitionsférderung
vermutlich nicht zu tragen gehabt hatten ?

Ja:[1  Nein:[1  Weill nicht: []

Wenn ja:

3.10.1.1 In welchen Bereichen fielen die Zusatzkosten an?

3.10.1.2 Konnen Sie die damit verbundenen Zusatzkosten grob schatzen?
€

3.10.1.3 Beinhalten diese zusatzlichen Malknahmen auch einen Zusatznutzen?

Ja: [1 Nein: [ Weil} nicht: []

Wenn ja, beschreiben Sie diesen bitte. (z.B. h6here Produktivitét der Tiere durch
verbesserten Tierschutz)
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3.10.2 Haben Sie den Eindruck, dass Ihnen bei der Bauplanung seitens der Beratung / Betreuung
aktiv alle kostensenkenden Lésungsmoglichkeiten nahegebracht wurden, die die gleiche
Funktionalitat des Objekts ermdglicht hatten?

Ja: [ Nein: [ Weild nicht: [J

3.11 Wie konnte das Forderverfahren aus lhrer Sicht verbessert werden?

4 Generelle Investitionshemmnisse

4.1 Was sind aus lhrer Sicht die grofiten Hemmnisse bzw. Schwierigkeiten fiir mehr Investitionen in
Ihrem Betrieb?

4.2  Gibt es abgesehen von der Investitionsférderung MalRnahmen, die die Politik ergreifen kann, um
Investitionshemmnisse zu beseitigen / zu reduzieren ?

Ja: [ Nein: [] Weil? nicht: []
Falls ja:

4.2.1 Welche MalRnahmen sind dies aus lhrer Sicht ?
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5 Investitionsférderung und Uberbetriebliche Kooperationen

5.1 Von Seiten der landwirtschaftlichen Beratung und in Fachblattern werden haufig
Betriebsgemeinschaften bzw. Betriebszweiggemeinschaften als mogliche Reaktion auf den
zunehmend schérferen Wettbewerb gesehen.

Sind Sie Mitglied in einer Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft?

Ja: [ (weiter mit Frage 5.1.2 ) Nein: [ Weil} nicht; [

Falls nein:

5.1.1 Haben Sie schon einmal erwogen, weitere Wachstumsschritte im Rahmen einer Betriebs-
oder Betriebszweiggemeinschaft mit einem anderen Betrieb zu gehen ?

Ja: [ Nein: [J (weiter mit Frage 5.1.1.5) WeiR nicht [

Falls ja:

5.1.1.1 Was sind fur Sie die wesentlichen Griinde, eine solche Kooperation in Erwagung zu
ziehen?

5.1.1.2 Was sind die Griinde dafiir, dass Sie diese Uberlegungen noch nicht in die Tat
umgesetzt haben ?

5.1.1.3 Spielen Probleme im Zusammenhang mit Investitionen und Investitionsforderung
eine Rolle ?

5.1.1.4 Was musste geschehen bzw. welche Unterstiitzung wiirden Sie bendtigen, um eine
solche Kooperation erfolgversprechend aufzubauen ?
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Falls nein:

5.1.1.5 Warum ist die Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft fir Sie keine
uberlegenswerte Alternative?

5.1.1.6 Spielen mogliche Probleme mit Investitionen oder der Investitionsférderung in
einer solchen Kooperation dabei eine Rolle?

Falls Betrieb eine Kooperation eingegangen ist:

5.1.2 Welche positiven Auswirkungen ergeben sich fiir Sie aus der Betriebszweigs- oder
Betriebsgemeinschaft mit anderen Betrieben?

5.1.3 Welche negativen Auswirkungen ergeben sich fur Sie aus der Betriebs- oder
Betriebszweiggemeinschaft mit anderen Betrieben?

5.1.4 Hat die Tatsache, dass Sie im Rahmen einer solchen Kooperation wirtschaften, irgendeinen
Einfluss auf die Forderung Ihrer gemeinsam getétigten Investition gehabt?

Ja: 7 Nein: ] (weiter mit Frage 6) Weil} nicht []

Falls ja:

5.1.4.1 Welche Einfliisse waren das und wie bewerten Sie diese?

Falls auch negative Einflisse genannt wurden:

5.1.4.1.1 Was sollte an der Investitionsforderung verandert werden, damit diese
storenden Einfllsse in Zukunft nicht mehr auftreten oder damit sich
Ihre Kooperation noch besser als bisher entwickeln kann?



Anhang 1

5.2

Welche Erfahrungen gibt es in Ihrer Nachbarschaft oder in Ihrem sonstigen betrieblichen Umfeld
mit Gberbetrieblichen Kooperationen?

6 Agrarreform, Investitionen und Investitionsférderung

6.1

6.2

6.3

Fuhlen Sie sich durch Fachpresse, Beratung oder andere Quellen ausreichend informiert und
beraten im Hinblick auf die Bewertung der Agrarreform und die Ableitung von Konsequenzen fur
Ihren Betrieb ?

Ja: [ Nein: [ Weild nicht [

Was sind die wesentlichen, betriebswirtschaftlich relevanten Auswirkungen der aktuellen
Agrarreform fir Ihren Betrieb?

Hat die im Januar 2005 in Kraft getretene Agrarreform einen Einfluss auf Ihre
Investitionsplanungen?

Ja: [ Nein: [ Weild nicht: [J

Falls ja:

6.3.1 Wie wurden Ihre Plane dadurch geandert?

Wenn Alternativen nicht genannt werden, nachfragen.

mit Investitionszurickhaltung/Abwarten
mit erhdhten Investitionsaktivitaten
mit verringerten Investitionsaktivitaten

[]
0
[]
mit einer Anderung der Investitionsbereiche : [

M ow e
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6.3.1.1 Bitte nennen Sie jeweils die urspriingliche Planung vor der Reform und die

aktuelle.

Tabelle : Anderung der Investitionsplanung durch die aktuelle Agrarreform

Urspriinglich vor Reform Aktuell mit Reform
I-Objekt 1. 1
2. 2
I-Volumen | 1. 1
2. 2
I-Zeitpunkt | 1. 1
2. 2

7 Bewertung des AFP

Im Folgenden werde ich Ihnen einige allgemeine Fragen zur Investitionsforderung stellen. Bitte sagen Sie
mir lhre grundsatzliche Meinung zu diesem Thema. Dafr ist es sinnvoll, dass Sie mdglichst von Threm
konkreten Einzelfall absehen und z.B. auch die Projekte von Nachbarn und Berufskollegen vor Augen

haben.

7.1 Sollte der Staat Investitionen in der Landwirtschaft férdern?

Ja: [ Nein: [ Weild nicht: [J

Falls ja:

7.1.1 Welche Ziele sollte der Staat mit der Investitionsférderung verfolgen?

Offen fragen.

Wenn Bereiche nicht genannt werden, nachfragen.

Wettbewerbsfahigkeit 0
Umweltschutz 0
Tierschutz 10
Arbeitserleichterung 0
Diversifizierung 0

o~ w e
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7.2

7.3

7.4

7.5

6. benachteiligte Gebiete 17
sonstiges:

Welches sind aus lhrer Sicht die entscheidenden KenngroRen flr die Beurteilung der
Entwicklungsfahigkeit (Rationalisierung und Wettbewerbsfahigkeit) von Milchviehbetrieben?

Wenn o6ffentliche Mittel knapper werden, kann der Staat innerhalb der Investitionsférderung
entweder nach der Rasenmaher-Methode die Zahlungen fiir jeden Férderfall reduzieren oder aber
Forderschwerpunkte bilden.

Welche der beiden Mdglichkeiten wiirden Sie bevorzugen?

1. Rasenmaher-Methode 0
2. Schwerpunktbildung 0

Insgesamt gibt es eine ganze Anzahl von Instrumenten zur Forderung der Agrarstruktur und des
landlichen Raumes. Ich lese lhnen jetzt einige der bedeutendsten vor und Sie sagen mir bitte, ob Sie
das Instrument personlich fur wirkungsvoll oder weniger wirkungsvoll halten.

Erst die ganze Liste vorlesen und dann langsam noch mal die einzelnen Punkte.

Sehr weniger
wirkungsvoll wirkungsvoll

1. Investitionsforderung 0 0

2. Allg. Flachenforderung 0 O

3. Beratung O O

4. Infrastrukturférderung 0 O

(Wegebau, Entwasserung, Flurbereinigung)

5. Weiterbildung 0 0

6. Vermarktungs-/Absatzforderung 0 O

7. Dorferneuerung 0 M

Fur eine Investitionsforderung im Rahmen einer grof3en Investition (uber 100.000 €) in
landwirtschaftlichen Betrieben sind verschiedene Forderinstrumente denkbar:

Welches der folgenden Instrumente wiirden Sie bevorzugen?

1. Bindung an die Kreditaufnahme und Zahlung eines Zuschusses 0
2. keine Bindung an einen Kredit, reduzierter Zuschuss in Prozent der Investitionssumme : [
3. Ubernahme einer Kreditausfallbiirgschaft durch den Staat O
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7.5.1 Bitte sagen Sie mir auch, welche Vor- und Nachteile die einzelnen Mdglichkeiten aus Ihrer
Sicht beinhalten.

7.5.1.1 Bindung an die Kreditaufnahme und Zahlung eines Zuschusses

7.5.1.2 keine Bindung an einen Kredit, reduzierter Zuschuss in Prozent der
Investitionssumme

7.5.1.3 Ubernahme einer Kreditausfallbirgschaft durch den Staat

8 Familiare Situation / Leitung / Nachfolge
8.1 Alter

8.1.1 Alter der / des Betriebsleiters/in: Jahre

8.2 Nicht bei juristischen Personen:
Berufstatigkeit aulerhalb des Betriebes von BL / Ehegatte, ggf. Nachfolger / Ehegatte ?
Falls ja
Seit wann ?
Zeitlicher Umfang ?
Netto-Verdienst (€/Monat)

8.3  Berufsausbildung und —erfahrung des BL

Welche Berufsausbildung und —erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder Auslandsaufenthalte,
haben Sie?
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8.3.1 Nehmen Sie an Weiterbildungsmalinahmen teil ?

Ja 0 Nein [
Falls Ja: Welche sind dies?

8.4 Wann haben Sie den Hof (jur. Pers.: die Leitung des Betriebes) ilbernommen?

8.5 Falls Betriebsleiter alter als 50 Jahre ist:
Haben Sie schon eine Regelung fur Ihre Nachfolge?

Ja 0 Nein [ Ungewiss 0
Wenn ja:
8.5.1 Alter des (Hof-) Nachfolgers: Jahre

8.5.2 Welche Berufsausbildung und —erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder
Auslandsaufenthalte, hat der (Hof-) Nachfolger?

8.6  Nicht bei Jur. Personen:
Gibt es Besonderheiten auf Ihrem Betrieb, die Ihr Wirtschaften beeinflussen, wie z.B. Pflege von
Angehdorigen, Kinderbetreuung, hohes Altenteil, auBergewdhnliche finanzielle Belastungen?
Wenn ja, bitte beschreiben Sie diese.
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9 Spezialteil ,,Kleine Investitionen — Initialwirkung*

9.1 Folgeinvestitionen

9.1.1 Gibtes im direktem Zusammenhang mit der geforderten Investition Folgeinvestitionen
(> 20.000 Euro), die Sie bereits durchgeftihrt haben?

Ja: 7 Nein: [

Wenn ja, beschreiben Sie diese bitte (siehe Tabelle)
9.1.1.1 was das fir Investitionen sind,

9.1.1.2 um welches Investitionsvolumen es sich jeweils handelt,
9.1.1.3 wie sie finanziert werden (sollen),

9.1.1.4 wann sie ggf. umgesetzt wurden,

9.1.1.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen.

9.1.2 Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geforderten Investition Folgeinvestitionen, die
Sie konkret planen?
Ja: ] Nein: [

Wenn ja, beschreiben Sie diese bitte (siehe Tabelle)
9.1.2.1 was das fur Investitionen sind,

9.1.2.2 um welches Investitionsvolumen es sich jeweils handelt,
9.1.2.3 wie sie finanziert werden (sollen),

9.1.2.4 wann sie ggf. umgesetzt werden,

9.1.2.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen.
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9.1.3 Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geforderten Investition Folgeinvestitionen, die
Sie vage angedacht haben?
Ja: ] Nein: [
Wenn ja, beschreiben Sie diese bitte (siehe Tabelle)

9.1.3.1 was sind das fir Investitionen,

9.1.3.2 um welches Investitionsvolumen handelt es sich jeweils,
9.1.3.3 wie sie finanziert werden (sollen),

9.1.3.4 wann sie ggf. umgesetzt werden,

9.1.3.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen.

Durchgefuhrt Konkret geplant Vage angedacht

Art d. Investition

Volumen

Finanzierung

Zeitp. Umsetzung

Ziel

9.1.4 Gab es im direktem Zusammenhang mit der geforderten Investition Folgeinvestitionen, die
Sie urspringlich geplant hatten, die Sie zwischenzeitlich aber wieder verworfen haben?

9.1.4.1 Bitte nennen Sie mir Art und Umfang dieser Investitionen
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9.1.4.2 Warum haben Sie Ihre Plane wieder gedndert?

9.2 Haben Sie als Folge der geforderten Investitionen wesentliche Anderungen in Ihrem Betrieb
umgesetzt? ( Z.B. bei den verwendeten Produktionsverfahren, durch Ausdehnung/Aufnahme eines
neuen Betriebszweiges oder die Aufgabe eines bestehenden Betriebszweiges.)

Ja: 1 Nein: [

Wenn ja:

9.2.1 Warum haben Sie das getan?

9.2.2 Hatten Sie diese weiteren Malinahmen bzw. Folgeinvestitionen bereits bei der Planung und
Umsetzung der geforderten kleinen Investition geplant, oder sind Sie erst durch die
Erfahrung mit der geforderten Investition auf die Idee gekommen, lhren Betrieb in dieser
Weise fortzuentwickeln?

1. War bereits geplant 71 (weiter mit Frage 4.3)
2.  Wurde durch Erfahrungen mit der geforderten Investition angestoRen [

Wenn durch die geforderte kleine Investition initiiert:

9.2.2.1 Welche Erfahrungen haben Sie dazu veranlasst?

9.3 Steht die geforderte kleine Investition im Zusammenhang mit einer umfangreicheren Investition?

Ja: [ Nein: [

Wenn ja:

9.3.1 Um was fir eine Investition handelt es sich?
Gemeint ist das Objekt (Stall, Laden etc.).

9.3.2 Wourde diese groRRe Investition staatlich gefordert ?

Ja: [ Nein: [
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9.4

Innovationsgrad

94.1

9.4.2

9.4.3

9.44

9.45

Entspricht die geforderte kleine Investition einem weitgehend ausgereiften Stand der
Technik?

Ja: [ Nein: [

Existenz ghnlicher Investitionen

9.4.2.1 Gibt es &hnliche technische und organisatorische Lésungen bereits auf Ihrem
Betrieb?

Ja: [ Nein: [

9.4.2.2 Gibt es &hnliche technische und organisatorische Losungen bereits in lhrer
Nachbarschaft?

Ja: [ Nein: [ Weild nicht: [J

9.4.2.3 Gibt es &hnliche technische und organisatorische Losungen bereits in Ihrer Region
(GroRenordnung Landkreis) ?

Ja: [ Nein: [ Weil? nicht: [

Interessieren sich andere Betriebsleiter flr die von Ihnen durchgefiihrte Investition ?

Ggf. erlautern: Hofbesuche, Tag der offenen Tir, Berichte in der Fachpresse
Ja: 0 Nein:

Gibt es zu Ihrer geforderten kleinen Investition eine begleitende betriebswirtschaftliche
Untersuchung? (AfL, LWK, etc.)

Ja:[1  Nein: []

Sind Sie mit dem privaten oder Offentlichen Beratungsangebot im Zusammenhang mit der

geforderten Investition zufrieden ?

Ja: [ Nein: [
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9.5 Investitionsrisiko

9.5.1 Sind die geforderte Investition bzw. der ihr zugeordnete Betriebszweig oder das neue
Produktionsverfahren verglichen mit Ihren sonstigen betrieblichen Aktivitaten mit einem
besonderen Risiko verbunden?

Ja: [ Nein: [1  Weil nicht: [

Wenn ja:

9.5.1.1 Welcher Natur ist dieses Risiko ?

Produktpreis:

Andere Absatzprobleme:

Technik :

fehlende personliche Erfahrung (Management) :
sonstiges:

[
[
[]
[

a bk~ wn e

9.5.2 War die Kalkulation der Rentabilitét Ihrer geforderten Investition im Vergleich mit anderen
betrieblichen Investitionen mit einer héheren, vergleichbaren oder geringeren Unsicherheit
verbunden ?

1. GroRere Unsicherheit 0
2. Vergleichbare Unsicherheit 0
3. Geringere Unsicherheit 0
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10 Sonderteil “nicht-geférderte Betriebe” (anstelle von Punkt 3)

10.1 Haben Sie in den vergangenen 15 Jahren umfangreiche Investitionen in Ihrem Betrieb
durchgefiihrt?

Ja: [ Nein: []

10.1.1 Wenn nein: Warum haben Sie nicht in groBerem Umfang investiert?

10.1.2 Wenn ja: Was waren das fur Investitionen?

10.1.2.1 Wurden einige dieser Investitionen offentlich gefordert?
Ja: [0 Nein: [J (weiter mit Frage 3.1.3.1)

10.1.2.2 Wenn ja:

a) Welche?

b) Welche Fordermalinahme(n) ?

c) Gefdrdertes Investitionsvolumen € €

d) Wie waren lhre Erfahrungen mit der Férderung? Bitte beschreiben Sie diese.

e) Waurden Sie auch bei kiinftigen Investitionen Férdermittel in Anspruch
nehmen? Bitte unterscheiden Sie dabei nach AFP und anderen
FordermalRnahmen.

10.1.3 Waurden einige der genannten Investitionen nicht gefordert?
Ja: [0 Nein: [J (weiter mit 3.1.3.4)
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Wenn ja:

10.1.3.1 Welche Investitionen wurden nicht geférdert und warum?
Tabelle 2: Nichtgeforderte Investitionen

Investitionsgegenstand Jahr Inv.-volumen | Betriebszweig

7.

8.

9.

10.

11.

12.

10.1.3.2 Warum wurden diese Investitionen nicht gefordert ?
a) Keinen Antrag gestellt [weiter mit Frage 3.1.3.2.2 ] [
b) Antrag wurde abgelehnt 0
10.1.3.2.1 Bitte nennen Sie mir die Griinde flr die Ablehnung [offen fragen]:
Formale Aspekte (z.B Mangel im IK, fehlende Buchfiihrung) [
Inhaltliche Aspekte (z.B. ungentigende EK-Bildung). O

Wenn kein Antrag gestellt wurde

10.1.3.2.2 Bitte nennen Sie mir die Griinde daftr, dass kein Antrag gestellt wurde.

10.1.3.3 Haben Sie sich im Zusammenhang mit einer lhrer letzten Investitionen beraten
lassen?

Ja: 1 Nein: [
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falls ja:

10.1.3.3.1 a) Handelte es sich um eine geforderte Investition? Ja: [l  Nein: [J

b) Von wem haben Sie sich beraten lassen?

¢) Wirkungen der Beratung

10.1.3.4 Haben Sie vor, in den néchsten 5 Jahren umfangreiche Investitionen zu tétigen ?

Ja: 1 Nein: [

Falls ja:

10.1.3.4.1 Was fir Investitionen?

10.1.3.4.2 Werden Sie hierfiir Férderantrage stellen?

Ja: [ (MaRnahme/n)
Nein: [

Mit dieser Frage ist das Interview beendet. Ich mdchte mich herzlich bei Thnen fiir Ihre Teilnahme und
Ihre wertvolle Zeit bedanken. Ich hoffe, dass auch Sie das Interview interessant fanden.
Ende des Interviews (Uhrzeit):

Atmosphare / Vermutete Bereitschaft zu weiterem Gesprach:

Highlights des Gesprachs / des Betriebs(leiters)
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Anhang 2: Fragebogen der schriftlichen Beraterbefragung
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Ihr Ansprechpartner fir Ruckfragen: /
Walter Dirksmeyer

Tel.: 0531/ 596 - 5136
e-mail: walter.dirksmeyer@fal.de fir Landwirtschaft

Institut fiir Betriebswirtschaft,
Agrarstruktur
und landliche Raume

Fragebogen zur Agrarinvestitionsforderung
fur Berater und Betreuer

Wir bitten Sie, die folgenden Fragen im Hinblick auf die seit dem Jahr 2000 mit lhrer
Unterstitzung gefdrderten Falle zu beantworten. Es geht dberall nur um grobe
Einschéatzungen. Vielen Dank!

Name: [ |

Email: [ |

Tel.-Nr.: | |

Anzahl der von Ihnen beratenen oder betreuten Félle seit 2000: [ ]Fale
Anteil der Falle aus Kombi-Férderung bzw. GroRen Investitionen daran: [ |%
1. Synergieeffekte

(d.h. positive oder negative Zusatzeffekte durch das Zusammenspiel von zwei oder mehreren
FoérdermalRnahmen/-programmen)

Bestehen nennenswerte Synergieeffekte zwischen der Agrarinvestitionsférderung und
anderen FérdermalRnahmen (z.B. Verarbeitung und Vermarktung) oder Programmen
(LEADER+, Regionen aktiv)?

Ja=1 Nein=2 Weiss nicht=3 [ |

Falls ja:
a) Sind diese Effekte

geplant (egal auf welcher Ebene), [ |
Zufallsprodukte |:|

oder teils-teils? 1

b) Wie ist die Relevanz dieser Effekte?

1=gering 2=mittel 3=hoch ]

c) Bitte nennen Sie die FérdermafRnahmen und/oder -programme:
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d) Bitte nennen Sie aus lhrer Beratungstatigkeit einige Einzel- oder tberbetriebliche Projekte mit
Synergiewirkungen:

i) |

e) Bitte nennen Sie die Art der dabei erzielten Zusatzeffekte:

)

i) |

i) |

2. Verbesserung der Marktposition

Wie hoch ist der Anteil der geférderten Unternehmen an der Gesamtheit der investitv
geforderten Unternehmen, die mit Hilfe der Investitionsférderung

a) eine deutliche Verbesserung ihrer Produktqualitét erzielt haben?

* Anteil aller Unternehmen [ %

* Anteil der verbesserten Produktion an der gesamten

wertmaRigen Produktion der betroffenen Unternehmen [ %

* Die Verbesserung der Qualitat fand vor allem in den folgenden Produktionsrichtungen statt:
i) ] |
i) | |

b) neue und ertragreichere Vermarktungswege beschritten haben?

* Anteil aller Unternehmen [ %

* Anteil der verbesserten Produktion an der gesamten

wertmaRigen Produktion der betroffenen Unternehmen [ %

* Die Verbesserung der Vermarktung fand vor allem in folgenden Produktionsrichtungen statt:

) |
i) | |

3.) Regionalwirtschaftliche Impulse

Welcher Anteil der mit der Forderung angestof3enen Investitionen wird von Anbietern auf
folgenden Gebietsebenen erbracht?

* Lokale Ebene (Umkreis 10 km) [ ]%
* Regionale Ebene (Umkreis 10-50 km) [ %
* Uberregionale Ebene (Umkreis > 50 km) [ %
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4. Verwaltungsverfahren

Nennen Sie bitte drei wesentliche Aspekte, die aus lhrer Sicht zu einer Vereinfachung der
Umsetzung der Agrarinvestitionsférderung beitragen wiirden (Prioritatenliste):

1) |

2) |

3) |

Wie lange dauerte die Bearbeitungsdauer eines bewilligungsreifen Antrags von der
Antragstellung bis zur Bewilligung im Durchschnitt der letzten 5 Jahre?

[ ]Monate

Was sind/waren die wesentlichen Hemmnisse flir eine zligigere Bewilligung?

1) |

2) |

3) |

4.) Das Bewilligungstempo ist kaum steigerbar [ ] Ja=1 Nein=2 Weiss nicht=3
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Anhang 3: Protokoll des Beraterworkshops in Niedersachsen
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Protokoll zum Beraterworkshop in Verden am 19.4.2005

Beginn: 10:00 h
Ende: 15:45 h
Teilnehmer:

— Herr Glockzin, Horst (LWK Hannover, Kreisstelle Sulingen)
— Herr Koch, Christian (Landberatung Einbeck-Gandersheim)
— Herr Freytag, Andreas (LWK Hannover, Zweigstelle Nienburg)
— Herr Tietjen, Hans-Herrmann (NLG Bremerhaven)

— Herr Dralle, Matthias (NLG Hannover)

— Herr Jansen, Reinhard (NLG Aurich)

— Herr Schréter, Ulrich (LWK Hannover, Zweigstelle Uelzen)
— Herr Hipp, Carsten (LWK Hannover, Zweigstelle Verden)
— Herr Sander, Siegfried (GV Agrar)

— Herr Laqua, Ivo (GV Agrar)

— Herr Harrje, Christian (NBS, AuRenstelle Zeven)

— Herr Hoper, Joachim (Landberatung Rotenburg)

— Herr Krédmer (Unternehmersberater Emsland)

— Herr Simon (LK Oldenburg, Gartenbau)

— Frau Sievering, Johanna (NBS, Zweigstelle Meppen)

—  Herr Mérkisch, Norbert (LWK Hannover)

— Herr Happen, Steffen (Beratungsring Wesermarsch)

— Herr Saathoff, (Beratungsring Norden)

— Herr Herzog, Uwe (SRF Aurich)

— Herr Forstner, Bernhard (FAL, Braunschweig)

— Frau Margarian, Anne (FAL, Braunschweig)

1. Allgemeines

Frau Margarian stellt zu Beginn kurz den Untersuchungsauftrag und das
Untersuchungskonzept vor (s. Anhang). Die bislang vorliegenden Ergebnisse beruhen im
Wesentlichen auf einer Betriebsleiterbefragung in Ostfriesland und anderen Regionen
Deutschlands. Schwerpunkt der Befragung waren grof3e Investitionen in die Milchviehhaltung
sowie kleine Investitionen in allen Bereichen (s. Anhang). Davon ausgehend sind
Modifikationen hinsichtlich regionaler Besonderheiten zu erarbeiten, sofern dies notwendig
ist. Dartiber hinaus sollen Einschéatzungen flr andere Produktionsbereiche abgegeben werden,
sofern dies flr die Einschédtzung des AFP erforderlich ist.

Das Protokoll enthdlt einen Anhang mit den beim Workshop gezeigten Folien. Im Protokoll selbst
werden nicht sdmtliche Inhalte der Folien wiederholt, sondern nur wesentliche Ergebnisse der
Diskussion festgehalten.
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2. Bedeutung des AFP

Wahrend die Anzahl der Bewilligungen im Durchschnitt der Jahre 2000 bis 2002 rund 800
Falle betrug, ging deren Zahl ab dem Jahr 2003 deutlich nach oben. Hauptgrund hierfir waren
die zahlreichen Antrage fur kleine Investitionen (v.a. AuBentechnik, wie z.B.
Mulchsaatgerate, Pflanzenschutzspritzen, Giillefasser, und regenerative Energien, wie PV-
Anlagen), flr die ohne Kreditaufnahme ab 2003 ein Zuschuss in H6he von 35 % gewahrt
werden konnte. Der Umfang der groRen Investitionen ging dagegen ab 2003 sowohl
hinsichtlich der Forderfalle als auch der geférderten Investitionsvolumina deutlich zuriick.
Antrége fir kleine Investitionen werden nach Ansicht der Berater/Betreuer auch in den Fallen
gestellt, in denen die bei groRen Investitionen geforderten VVoraussetzungen bei der
Eigenkapitalbildung oder den Kapitaldienstgrenzen nicht erfullt werden kdnnen, aber der
Cashflow fir die Finanzierung der Investition ausreicht. In diesem Zusammenhang wird daftr
pladiert, kiinftig bei den Erfolgsvoraussetzungen der Forderung starker den Cashflow zu
beriicksichtigen, da er die Gesundheit der Betriebe am besten wiedergibt.

Gegenwartig werden jedoch wieder hauptséachlich Milchviehstalle gefordert. Investitionen in
regenerative Energien spielen bei der Férderung dagegen kaum mehr eine Rolle, nachdem die
PV-Anlagen weitgehend und Biogasanlagen génzlich im Jahr 2004 aus der Forderung
ausgeschlossen wurden.

Aufgrund der Reduzierung der Foérderung der Maschinen und Geréte von 35 % auf nur noch
20 % im Jahr 2004 sank die Zahl der Forderantrédge auch in diesem Bereich erheblich.
(Anmerkung: Mit dem AFP geforderte Maschinen und Geréate kénnen nicht auf NAU-Flachen
eingesetzt werden, so dass eine Doppelférderung durch Flachenpramien und AFP in diesem
Bereich nicht existiert.)

3. Betriebsleiterbefragung

Betriebsstruktur

Die in die Betriebsleiterbefragung einbezogenen Betriebe werden von den
Beratern/Betreuern im Hinblick auf geforderte Milchviehbetriebe als weitgehend
reprasentativ eingeschatzt. Die Betriebe verfugen uUber durchschnittlich 550 to
Milchquote. Das Milchquotenwachstum von 1990 bis 2005 in HOhe von 80 % wird als
realistisch betrachtet. Wahrend vor einigen Jahren noch Umstellungsinvestitionen von der
Anbinde- zur Laufstallhaltung gefdrdert wurden, halten inzwischen fast alle geférderten

Betriebe ihre Milchkuhe in Laufstallen.
Die anwesenden Berater weisen mit Bezug auf den Gartenbau darauf hin, dass die

ausgewahlten Zierpflanzenbetriebe am Niederrhein vor allem im Hinblick auf die
Vermarktung deutliche Unterschiede zu niedersachsischen Betrieben aufweisen. Wahrend am
Niederrhein hauptsachlich eine zentrale Produktvermarktung Gber die NBV/UGA erfolge,
wirden in Niedersachsen (insbes. in den Zentren Papenburg und Wiesmoor) die Produkte
uberwiegend uber Fachgeschafte und Absatzgenossenschaften verkauft. Im Unterschied zur
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Landwirtschaft gibt es im Gartenbau einen nennenswerten Anteil (?? %) an erfolgreichen
Betrieben, die aufgrund der Prosperitétsgrenze nicht geférdert werden kénnen. Diese
Forderrestriktion wird in der Praxis teilweise durch die Grindung einer Familien-GbR
umgangen.

Frau Margarian merkt an, dass sich auch unter den erhobenen nicht geforderten
landwirtschaftlichen Betrieben einige sehr erfolgreiche Betriebe befinden. Die
Berater/Betreuer geben daraufhin zu bedenken, dass das investierte Kapital in diesen Fallen
haufig aus auBerbetrieblichen Quellen kommt. Es wird aber von einigen Beratern bestatigt,
dass ,,es genauso viel erfolgreiche Betriebe [gibt], die nie oder selten eine 6ffentliche
Forderung erhalten haben wie umgekehrt®.

Nach Ansicht der Berater/Betreuer will kaum ein Landwirt auf die AFP-Forderung verzichten,
auch wenn es sich um sehr gute Betriebe handelt und wenn, dann ,,ist nicht selten
aullerlandwirtschaftlich erworbenes Kapital (Landverk&ufe etc.) im Spiel*. Aber ,,wenn sie
[die Forderung] nicht passt und zu sehr einschrénkt verzichtet man auch darauf*.

In NI gibt es derzeit kein Kontingent zur Aufstockungsférderung in der Schweinehaltung. Im
Bereich der Sauenhaltung werden Erweiterungen von Bestanden gefdrdert, wenn die
Vorschriften der Anlage 2 des AFP eingehalten werden. Die Anlage 2 verursacht aber nach
Ansicht der Berater/Betreuer erhebliche Mehrkosten. Im Gegensatz zum Schweinebereich
entsprechen die Auflagen der Anlage 2 in der Milchviehhaltung weitgehend dem Stand der
Technik, so dass hier der Sonderzuschuss fir artgerechte Tierhaltung problemlos in Anspruch
genommen werden kann. Daruber, ob Wachstumsinvestitionen im Schweinebereich in Zeiten
eines Uberangebotes gefordert werden sollen, gibt es zwischen den Beratern unterschiedliche
Ansichten.

4. Wirkungen der geforderten Investitionen

Bei groRen Investitionen werden in den meisten Féllen die Arbeitsbedingungen (Schwere der
Arbeit, sonstige Aspekte der Ergonomie) deutlich verbessert. Positive Struktur-
/Wachstumseffekte sind trotz der Forderrestriktionen in drei Viertel der Félle gegeben.
Dariuber hinaus werden wesentliche Wirkungen in den Bereichen Tierschutz und
Arbeitswirtschaft (d.h. Produktivitat) erzielt.

Gewinnentwicklung

Die Betriebsleiterbefragung zeigt recht deutlich, dass ein Grofteil der gefdrderten
Betriebe durch die Investitionen den Gewinn nicht steigern konnte und teilweise sogar
deutlich hinter das vorherige Gewinnniveau zuriickfiel. Allerdings ist hierbei zu beachten,
dass die Rahmenbedingungen (v.a. Milchpreissenkung) eine erhebliche Belastung fir den
gesamten Milchproduktionsbereich darstellt und im Durchschnitt der Testbetriebe in den

vergangenen Jahren ebenfalls ein deutlicher Gewinnriickgang zu verzeichnen ist.
Generell gilt nach Ansicht der Berater/Betreuer: ,,\Vorher gut — hinterher gut“. Die Messung

des Betriebserfolges nach der Durchfuhrung der geférderten Investitionen sollte im Abstand
von 3 bis 5 Jahren nach Abschluss der Investitionen erfolgen.
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Nur rund 10 % der geférderten Milchviehbetriebe kénnen, laut Einschatzung der
Berater/Betreuer, derzeit die Produktionskosten (also incl. der kalkulatorischen Faktorkosten)
voll decken; im Bereich Schweinehaltung liegt dieser Anteil bei rund 30 %.

Im Gartenbau gibt es nach Ansicht der Berater zahlreiche gut laufende Betriebe, die auch im
Zuge der geforderten Investitionen ihr Einkommen verbessern konnten (dies gilt insbesondere
fir den Gemusebau). Im Zierpflanzenbau tragen vor allem die geforderten Investitionen zur
Energieeinsparung zu verbesserten Einkommen bei. Allerdings gibt es auch viele Betriebe mit
einer gegenlaufigen Entwicklung. Problematisch waren in diesem Zusammenhang
insbesondere das schlechte Jahr bei Beet- und Balkonpflanzen 2004 (und voraussichtlich auch
2005).

Die Investitionskonzepte werden von den Beratern/Betreuern fur Auswertungszwecke als
durchaus belastbar eingeschéatzt. Insbesondere durch die direkte Ubertragung der
Vorabbuchfuhrung in die IK liegen wertvolle Informationen tber den Betriebserfolg vor der
Durchfiihrung der geforderten Investitionen vor.

Nicht geforderte Betriebe

Die Betriebe ohne Férderung setzen sich, so die Berater/Betreuer, aus mehreren Gruppen
zusammen: rund 10 % fallen heraus aufgrund der Prosperitéts- und Vermogensprufung; rund
30 % erreichen nicht die geforderte positive Eigenkapitalbildung und 20-30 % haben einen zu
hohen Viehbesatz; der Rest ist verschiedenen Griinden nicht an einer Férderung interessiert.

Junglandwirteférderung

Die Junglandwirteférderung hat nach Ansicht der Berater/Betreuer in der Landwirtschaft
keine Bedeutung und sollte auch nicht wieder eingeflihrt werden. Als wesentlich groReres
Problem wird das haufige Fehlen einer Partnerin oder Ehefrau gesehen.

Im Gartenbau wird dagegen teilweise Bedarf fur eine spezielle Férderung von
Betriebsnachfolgern und Existenzgriindern gesehen.

Strukturwandel

Nach Ansicht der Berater/Betreuer wird der Strukturwandel in der Landwirtschaft durch die
AFP-Forderung tendenziell eher gehemmt bzw. nicht beeinflusst. Eine Beschleunigung des
Strukturwandels ist aufgrund der Wachstumsrestriktionen im Rahmen der Férderung und der
Auswahl der geforderten Betriebe bislang nicht wahrscheinlich.

5. Investitionen ohne AFP

Grole Investitionen
Die in der Présentation dargestellten Ergebnisse werden von den Beratern weitgehend
bestétigt. Danach wirde ein knappes Viertel der geforderten Milchviehbetriebe die
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geforderten Investitionen auch ohne AFP unverdndert durchfiihren und tber ein Drittel der
Betriebe hétte ohne AFP-Férderung die geplanten Investition tiberhaupt nicht durchgefiihrt.
Die Berater/Betreuer merken an, dass die gegenwartige Praxis der AFP-Bewilligung zu einer
zusétzlichen Steigerung der Baupreise flhrt, weil die Bewilligung zu einem bestimmten
Stichtag kommt (z.B. nach den Sommerferien) und dann die bewilligten Falle fur einen
Nachfragestol sorgen, der bei den Anbieterfirmen zu Knappheiten flhrt. Ohne Forderung
wirde die Bautatigkeit kontinuierlicher verlaufen und die Baukosten wéren niedriger (als
Beleg wird angefuhrt, dass die Kosten im Schweinestallbau pro Platz um 20% im Vergleich
zur Situation vor 20 Jahren gesunken sind, wéhrend sie im Kuhstallbau stagnieren).

Maschinen und Geréate

Im Bereich der kleinen Investitionen ergab die Betriebsleiterbefragung, dass fast 60 % der
Betriebe die geforderten Investitionen auch ohne AFP-Forderung unverandert durchgefuhrt
hatten, wobei bei rund 30 % ein Vorzieheffekt mit der Forderung verbunden ist.

Die Mitnahmeeffekt der Férderung von Maschinen und Geraten wird in den Regionen
unterschiedlich eingeschétzt. Wahrend in der Region Weser-Ems rund 80 % der geforderten
Investitionen auch ohne Forderung unverandert durchgefiihrt wirden, liegt der entsprechende
Teil in anderen Regionen (insbes. Ackerbaustandorte) bei lediglich 25 %.

Haufig sind Vorzieheffekte vorhanden. Bei Pflanzenschutzspritzen wirde in die Moglichkeit
der AulRenreinigung ohne Forderung nicht investiert; der damit verbundene Umwelteffekt
wirde dann nicht erreicht. Gleiches gilt fiir Schleppschlauche bei Gulleféssern

Kritisch wird angemerkt, dass die AFP-Forderung im Bereich Maschinen und Gerate
groRenteils auf die Kaufpreise Uberwalzt wird, so dass der Landwirt selbst keinen
nennenswerten wirtschaftlichen Vorteil von der Férderung hat.

Finanzierbarkeit

Rund 60 % der befragten Betriebsleiter geben an, sie hatten ohne AFP-Forderung
Schwierigkeiten mit der Finanzierung der Investitionen gehabt. Fehlende Sicherheiten spielen
jedoch dabei eine untergeordnete Rolle (s. Anhang F_23).

Nach Ansicht der Berater/Betreuer ware die Einfuhrung von staatlichen Birgschaften ein
reines Bankenforderungsprogramm und ohne grofRe Vorteile fur die landwirtschaftlichen
Unternehmen (Ausnahme: junge Unternehmer ohne elterlichen Hintergrund,
Existenzgriinder). Die praktische Relevanz wird generell derzeit nicht gesehen; diese kann
aber angesichts der kinftigen Wachstumsanforderungen an die Betriebe und dem damit
einhergehenden stindig steigenden Pachtanteil zunehmen. Insbesondere Pachtbetriebe
kdnnten davon profitieren.

Im Bereich Gartenbau, wo Sicherheiten im Vergleich zur Landwirtschaft relativ knapp sind,
kdnnten Birgschaften eine groRere Relevanz erlangen. Es wird allgemein davor gewarnt, die
Burgschaft fur Problemfalle einzusetzen.
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6. Auswirkungen veranderter Rahmenbedingungen

Agrarreform

Das Gros der Milchviehbetriebe wartet zunéchst noch ab. Vielfach (in Betrieben mit 70-80
Milchkdiihen) steht der groRe Wachstumsschritt mit zusétzlicher Fremd-AK an, der zunédchst
noch hinausgeschoben wird. Hauptziel der meisten Betriebe ist es, die Produktionstechnik zu
verfeinern und im Rahmen der vorhandenen Stallkapazitaten die produzierte Milchmenge zu
erhohen.

Als Problem im Zusammenhang mit der strukturellen Weiterentwicklung werden folgende
Aspekte genannt: fehlende oder nicht hinreichende Flurbereinigung, nicht tragbare
Wirtschaftswege, fehlendes Managementpotenzial (Wille zum Wachstum).

Die Berater/Betreuer schatzen den kunftigen Strukturwandel als gravierend ein
(Beschleunigung). Als Beispiel wurde genannt, dass im Kreis Nienburg von derzeit 370
Milchviehbetrieben in absehbarer Zeit (15 Jahre) nur rund 100 Milchviehbetriebe
ubrigbleiben werden. Die Wachstumsschwelle liegt bei rund 500 t Milchquote.

Die Berater/Betreuer gehen davon aus, dass die GAP-Reform fir erfolgreiche Unternehmer
nicht relevant fur deren weitere betriebliche Strategie ist. Sie gehen davon aus, dass kunftig
der Markt das erbringt, was der Staat nicht mehr bezahlt (s. Rindfleisch).

Die Cross-Compliance-Auflagen (CC) stellen aus Sicht der Berater/Betreuer kein besonderes
Problem dar. Ein zusétzlicher Investitionsbedarf resultiert hieraus nicht in nennenswertem
Umfang. Teilweise wissen jedoch die Landwirte noch nicht, was CC im Einzelnen fir sie
bedeutet.

Entwicklungsprobleme

— Die Flachenknappheit wird regional durch neu errichtete Biogasanlagen verscharft
und zu einer ernsthaften Konkurrenz fur Veredlungs- und Milchviehbetrieben. Es
werden Flachenpachten von bis zu 700-800 Euro/ha auf guten Maisstandorten bezahlt.
Die gegenwértige Euphorie im Bereich Biogas wird jedoch von den
Beratern/Betreuern sehr skeptisch betrachtet, da heutige Anlage nach ihrer Ansicht
haufig viel zu teuer gebaut wiirden (bis zu 1.000 Euro/kw). In der Wesermarsch
werden dagegen Flachen teilweise nicht mehr bewirtschaftet; hier schaffen auch
Biogasanlagen keine Abhilfe, da die Produktivitat des Standortes fir einen rentablen
Betrieb nicht hoch genug ist.

— Teilweise existieren geringe SchlaggroRen, die eine effiziente Bewirtschaftung
deutlich erschweren. Die bestehenden Wirtschaftswege sind uberwiegend nicht fur
Grollmaschinen ausgerichtet.

— Das Bau- und Umweltrecht wird von den Beratern/Betreuern in 40-50 % der
Betriebe als ein wesentliches Entwicklungshemmnis erachtet (Standortfrage,
Emissionswasche, etc.). Haufig gibt es keine geeigneten Standorte fur eine
langfristige Betriebsentwicklung.
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— Im Zuge von Basel Il ziehen sich einige Banken aus dem Sektor Landwirtschaft
zurlck. Die verbleibenden Banken reduzieren die Anzahl der Fachkrafte. Da das
interne Controlling der Banken sehr rigide geworden ist, ist der Freiheitsgrad der
Kundenbetreuer entsprechend gering geworden. Die Betriebe missen den Kontakt zu
den Banken intensivieren, kontinuierlich im Gesprach mit der Bank bleiben und
transparente Jahresabschliisse sowie andere Betriebsberichte vorlegen (z.B.
Entwicklungsplane, Geldberichte).

7. Konsequenzen fir die kiinftige Investitionsférderung

Oberziele

— Die verbleibenden Betriebe sollen nachhaltig wettbewerbsfahig sein, d.h. ihre
Produktionsfaktoren dauerhaft voll entlohnen koénnen und dabei die geltenden
Auflagen erfillen.

— Familienbetriebe fordern, da sie langerfristig die Uberlegene Organisationsform
darstellen (zum Teil Widerspruch, vielmehr sollten wettbewerbsfahige Betriebe
ungeachtet der Rechtsform gefdérdert werden).

— Starkung des landlichen Raumes.

Hauptziele:

— Hohe Rentabilitat der Investitionen durch:
e Wachstum im landwirtschaftlichen Bereich
e Diversifizierung in nichtlandwirtschaftliche Bereiche

Wer soll geférdert werden?

— Erfolgreiche Unternehmer, wobei dies auch Neueinsteiger oder gewerbliche
Unternehmer sein koénnen (Es gibt hier aber auch kritische Stimmen, die die
Rechtfertigung einer solchen Forderung anzweifeln. Eigentlich sollten Betriebe an der
Schwelle gefordert werden, die aber schwer zu identifizieren seien).

— Vor allem Milchviehbetriebe auf reinen Griunlandstandorten, da sie die groften
Probleme und kaum Alternativen haben.

— Zu messen ist der erfolgreiche Unternehmer anhand der Eigenkapitalbildung beim
Unternehmer (betriebswirtschaftlich), die mindestens die Hohe der Tilgung erreichen
sollte. Diese Rechnung sollte durch eine Cashflow-Betrachtung erganzt werden.

— Bei knappen Mitteln sollten die erfolgreichsten zuerst gefdrdert werden (kein
Windhundverfahren).

Was soll geférdert werden?

— Keine Maschinen und Geréte
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— Keine Energieforderung (auch hier zum teil Widerspruch wegen des
Diversifizierungsarguments)

Wie soll gefordert werden?

— Die Gewéhrung von abdiskontierten Zinszuschiussen, die zur Sondertilgung der
verbilligten Kredite verwendet werden, finden in Zusammenhang mit den Zuschissen
fur kleine Investitionen eine groRe Zustimmung.

— Subventionshdhe wie bisher
— Obergrenzen wie bisher

— Keine Ausfallbirgschaft (einige  Gegenstimmen  fur  Pachtbetriebe und
Existenzgriinder)

— Prifung der Vermdgenswerte: entweder sollte darauf verzichtet werden oder es sollte
klare Rahmenbedingungen geben, da bislang zu groRe Ermessensspielraume bestehen.

— Die bestehende GV-Grenze je ha sollte erweitert werden auf 2,5 GV/ha, da die
Vorschrift durch teure Zupacht in weiterer Entfernung umgangen wird ohne einen
6kologischen Effekt zu haben.

— Die Vorschrift, eine Mindestlagerkapazitat fir Gulle von mindestens 6 Monaten
vorzuhalten, halten die Berater auf Grunlandstandorten fur vollig tberzogen, da die
Gulle wesentlich o6fter und zeitlich weniger restriktiv ausgebracht werden kdnnen als
auf Ackerbaustandorten. Die vor einigen Jahren gultige Regelung von 4 Monaten
halten die Berater fur ausreichend.

— Die Eigenkapitalbildung sollte auf der Grundlage des Cashflows errechnet werden, da
diese Kalkulation besser geeignet ist, die Gesundheit eines Betriebes widerzugeben,
als die Erfolgsrechnung (GuV).

— Im Gartenbau sollten die Kreditlaufzeiten bei Beibehaltung der Forderhéhe verkirzt
werden, da sie hdufig nicht den Nutzungszeiten der gefdrderten Investitionen
entsprechen.

— Samtliche Wachstumsrestriktionen sollten beseitigt werden. Genannt werden
insbesondere die Vorschriften zum Milchquotennachweis im Bewilligungszeitpunkt
und bei der Erstellung des Verwendungsnachweises.

— Die Errechnung des Betriebserfolges vor und nach Durchfuhrung der Investitionen
sollte ohne Beriicksichtigung der Milchquoten-Abschreibung erfolgen, um die
tatsachliche Leistungsfahigkeit der Betriebe angemessen darzustellen.

—  Generell sollten die in der VO (EG) Nr. 1257/1999 enthaltenen Forderméglichkeiten
im Rahmen des AFP genutzt werden, um die strukturelle Entwicklung der Betriebe zu
unterstitzen und um Wettbewerbsverzerrungen mit anderen Mitgliedstaaten (insbes.
Niederlande) zu vermeiden.
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Verwaltungsverfahren

Der vorzeitige MalRnahmenbeginn sollte grundsatzlich mdoglich sein, wenn die
Baugenehmigung vorliegt und der Antrag bewilligungsreif ist.

Die obligatorische Vorlage der Baugenehmigung bei der Antragstellung sollte
wegfallen.

Die unterschiedliche GV-Bewertung zwischen Baubehorden und AFP-Forderung
sollte vereinheitlicht werden.

Die Berater/Betreuer pladieren fir die Reaktivierung des kleinen Dienstweges, der vor
der Verwaltungsreform géangig war. Das bestehende Verwaltungsverfahren mit der
Erstprifungszustandigkeit durch eine andere Behorde ist das Ergebnis fehlenden
Vertrauens und des bestehenden Anlastungsrisikos bei Fehlern. Hierdurch steigt die
Distanz von Bewilligungsstelle zum Antragsteller und zum Berater/Betreuer deutlich
an.

Die Forderrichtlinie sollte méglichst entschlackt werden von nicht essentiellem
Ballast, da die Fulle an geforderten Unterlagen immer haufiger dazu fuhren, dass die
Antragsunterlagen unvollstandig eingereicht werden und das Unverstandnis der
Antragsteller rapide ansteigt.

Die Knappheit an Personal, die zusétzlich durch die Umsetzung der Agrarreform
verscharft wird, behindert die AFP-Férderung (seit 9/2004 gilt ein Antragstopp;
gegenwartig werden keine Bewilligungen ausgesprochen).

Fazit: Familienbetriebe stellen aufgrund ihrer Flexibilitat die stabilere Betriebsform da

(Widerspruch: ,,Leidensfahigkeit darf kein Kriterium fir Stabilitat sein®). lhre
Wettbewerbsfahigkeit, und damit die Entwicklung des landlichen Raums, sollte
gestarkt werden, indem auf der einen Seite Wachstumsinvestitionen und auf der
anderen Seite betriebliche Diversifizierung gefordert werden. Gefoérdert werden
sollten erfolgreiche Betriebe vor allem auch auf Standorten mit wenig
Erwerbsalternativen. Der administrative Aufwand der Forderung sollte
verringert werden und Forderrestriktionen, die nicht im urséchlichen
Zusammenhang mit den gegebenen Forderzielen stehen, abgebaut werden.

Mit dieser Zusammenfassung der Ergebnisse des zweiten Teils des Tages endete die

Veranstaltung um 15.45 Uhr.
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Anlage 4: Protokoll des Expertengesprachs in der Bewilligungsstelle
Niedersachsen
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Protokoll zum Expertengesprach zur Agrarinvestitionsforderung
mit Herrn Harms (LWK Oldenburg) am 3.2.2005 in Oldenburg

Beginn: 8:30 Uhr
Ende: 10:00 Uhr
Teilnehmer:

e Herr Harms, LWK Oldenburg

e Frau Margarian, FAL Braunschweig
e Herr Dr. Zimmer, FAL Braunschweig
e Herr Forstner, FAL Braunschweig

Top 1: Entwicklung und Perspektiven der Landwirtschaft in der Region

= Bei der Erhebungsregion Ostfriesland handelt es sich im Wesentlichen um ein
Grinlandgebiet mit etwas Ackerbau. Zur Milchproduktion bestehen kaum Alternativen.

= Diese Region stellt ein Schwerpunktgebiet der AFP-Férderung in Niedersachsen dar.
Rund 80 % aller Rindviehstalle werden mit Férderung gebaut, da die mit der Foérderung
verbundenen Auflagen nicht besonders hoch sind. Ein GroRteil der geférderten Betriebe
hatte ohne Investitionsforderung kaum Entwicklungschancen.

= Ohne AFP wirde sich der Strukturwandel in der Landwirtschaft verstarken; teilweise
wirden auch heute noch bewirtschaftete Flachen aus der Produktion genommen.

Top 2: Ziele der Investitionsforderung

= In erster Linie sollen die geférderten Betriebe mit Hilfe der Férderung fir den
liberalisierten Markt fit gemacht werden, wobei die Rahmenbedingungen wie Tier- und
Umweltschutz einzuhalten sind. Um dieses zu erreichen, sollen optimale
Grolkenordnungen gefordert werden (Richtung 200 Milchkiihe). Die GréRenordnungen
andern sich im Zeitablauf und in Abhangigkeit von den politischen Zielen.

= Frau Margarian weist in diesem Zusammenhang auf einen Widerspruch in der Férderung
hin, da ja die Investitionsforderung ihrer Meinung nach und nach Meinung von Herrn
Harms (s.0.) tendenziell zu einer Verlangsamung des Strukturwandels fiihrt.

= Was soll geférdert werden?

— Kileine Investitionen verursachen einen sehr hohen Verwaltungsaufwand und
beinhalten haufig Mitnahmeeffekt. Diese umfassen vor allem Maschinen- und
Gerateinvestitionen, die fast durchgangig dem Stand der Technik entsprechen,
tendenziell die Ubermechanisierung unterstiitzen und kaum eine positive Wirkung
auf die Entwicklung des landlichen Raums entfalten, da sie uberregional
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eingekauft werden. Dagegen entstehen durch bauliche Investitionen deutliche
Wirtschaftseffekte in der Region, da hier zahlreiche Stallbaufirmen angesiedelt
sind.

— Bei einer Knappheit im Bereich der Haushaltsmittel sieht die EU eine
Schwerpunktbildung vor. NI reagierte mit einer deutlichen Verlagerung der
Forderschwerpunkte in Richtung der rindviehhaltenden Betriebe. [In diesem
Zusammenhang wird Herr Harms gebeten, die neuen Erlasse an die FAL zu
senden.]

— Die Forderung von Diversifizierung ist nicht besonders effektiv und spielt auch in
der gegenwaértigen Praxis kaum eine Rolle. Die Foérderung von erneuerbaren
Energien (Biogas, Photovoltaik) ist derzeit ausgesetzt. Teilweise handelt es sich
bei Diversifizierungsinvestitionen um gewerbliche Nebenbetriebe, die ohnehin
aus der AFP-Forderung ausgeschlossen sind. Zudem wirden mit derlei
Investitionen oftmals Personen gefdrdert, die im Wesentlichen bereits aus der
Landwirtschaft ausgestiegen sind (Nebenerwerbslandwirte). Durch
Diversifizierungsinvestitionen wirde dariber hinaus oft eine zuséatzliche
Konkurrenz zu anderen gewerblichen Dienstleistungen geschaffen.

— Im Rahmen des AFP werden lediglich Neubau- und Umbaumalinahmen, jedoch
keine ReparaturmalRnahmen (z.B. Stalldach) geférdert.

=  Wer soll geférdert werden?

— Es sollen Betriebe mit einer gewissen GrolRe gefordert werden, die einen
ausreichenden betriebswirtschaftlichen Erfolg (Gewinn, EK-Bildung) nachweisen
kénnen und die Kapitaldienstgrenzen nicht (berschreiten. Ein Erlass des
Ministeriums schreibt vor, dass die Eigenkapitalbildung in der Vergangenheit
mindestens die Tilgungen erreicht oder Uberschreitet.

— Derzeit existiert ein Bewilligungsstopp. Ab dem 1.3.2005 wird ein sog.
Windhundverfahren mit Vergabeprioritdt bei den rindviehhaltenden Betrieben
angestrebt, es erhalten also zuerst die rindviehhaltenden Betriebe in der
Reihenfolge des Eingangs ihrer Antrdge Foérdergelder, dann alle anderen,
ebenfalls nach der Reihenfolge des Antragseingangs bis die Mittel erschopft sind.
Vor einigen Jahren wurde ein anderes Verfahren praktiziert [wann?], wonach die
Betriebe mit der héchsten EK-Bildung vorrangig eine Forderung erhielten.

— Die Zahl der abgelehnten Antrége liegt bei ungefdhr 5-10 %, wobei bereits die
Landwirtschaftsamter und die Betreuer eine wesentliche Selektionsfunktion
ausliben. Insbesondere Schweinebetriebe hatten in den vergangenen Jahren
Schwierigkeiten, die genannten Selektionskriterien zu erfillen.

— Die Prosperitatsgrenze wird als unsinnig erachtet; klnftig sollten
auBerlandwirtschaftliche Vermodgenswerte starker in die Beurteilung der
Fordernotwendigkeit einbezogen werden.
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Wie sollte gefordert werden?

Der Umfang der Vorschriften im AFP wird von Herrn Harms beméngelt, da jede
Vorschrift von der Zahlstelle und der bescheinigenden Stelle wieder kontrolliert
werden muss und auf diese Weise einen erheblichen Verwaltungsaufwand
verursacht. Zudem werden bei der groRen Zahl an Férderféallen und angesichts der
Masse an Auflagen immer wieder auch Fehler gemacht, die einen zusétzlichen
Aufwand generieren (z.B. durch Klage von Landwirten).

Nach Ansicht von Herrn Harms sollten die Vorschriften im AFP auf das
allgemeine Fachrecht beschrankt werden. Z.B. ist die Kontrolle der verschéarften
Besatzdichte von 2 GV je ha LF im AFP sehr verwaltungsaufwéndig.

Die groRen Investitionen werden mitunter auch als ,,Bankenfdrderungsprogramm®
bezeichnet, weil Gber die Kreditbindung Nachfrage bei den Banken beschaffen
wird.

Die  Forderrichtlinien  sollten so gestaltet sein, dass sie kaum
Ermessensspielrdume enthalten (,,harte” Kriterien), da diese die Arbeit der
Bewilligungsstellen erheblich erschweren. Eine Personlichkeitsbeurteilung erfolgt
hochstens durch das Landwirtschaftsamt, wo in der Regel ein personlicher
Kontakt zum investitionswilligen Landwirt besteht.

Der administrative Aufwand der AFP-Forderung ist gegenwaértig zu hoch. Seit
2005 ist die LWK Oldenburg fur samtliche Bewilligungen in NI zustandig (10
AK). Ziel sollte daher eine einfachere Richtliniengestaltung und eine
Konzentration auf wesentliche Forderschwerpunkte sein.

Fir die Ziele Tier- und Umweltschutz sollte eine eigene MaRRnahme verfasst
werden. Insbesondere Okobetriebe haben nach Auskunft des Veterinaramtes
héufig Probleme mit der Einhaltung der vorgegebenen Standards, da es in den
Stéllen oftmals recht dunkel ist und nur geringe Luftvolumina vorhanden seien.

Die Birgschaftsregelung wurde in NI nicht eingefuhrt, da hierfir gegenwaértig
noch kein besonderer Bedarf gesehen wird.

Die Evaluation ist aus Sicht von Herrn Harms grundsatzlich sinnvoll. Er
bezweifelt jedoch, ob aus den Jahresabschlissen der Auflagenbuchfiihrung
belastbare Ergebnisse ermittelt werden kdnnen. Aus seiner Sicht kodnnte die
Auflagenbuchfiihrung entfallen, da die Einforderung dieser Unterlagen einen
erheblichen Arbeitsaufwand bei der LWK verursacht und andererseits die Daten
LWK-intern nicht genutzt wirden.

Herr Harms erwartet von der Evaluation eine Unterstitzung bei der kinftigen
Ausrichtung der Investitionsforderung auf groRe Investitionen und weg von den
Kleineren Investitionen und insbesondere den Maschinen, die im Jahr 2004 rund
50 % aller Forderantrage ausmachten. Er verweist in diesem Zusammenhang auf
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den enormen Druck durch den internen Revisionsdienst im Ministerium, der aus
den notwendigen Kontrollen resultiert.

Top 3: Durchfihrung der Forderung

Die Fordermittel fir AFP konnten in den vergangenen Jahren nicht immer voll
ausgeschopft werden. Beispielsweise wurden im Jahr 2003 Mittel zuriickgegeben.

In Ostfriesland ist die Niedersachsische Landgesellschaft (NLG) dominierend. Sie
hat aufgrund der hohen Preise und der nicht immer zufriedenstellenden Leistung
ein schlechtes Image.

Derzeit kann bei besonderen Einfllssen ein Jahresabschluss der Vorabbuchfiihrung
weggelassen werden.

Derzeit bendétigt ein Forderantrag rund 30 Std. Genaue Werte kdnnten dem internen
Controlling der LWK entnommen werden. Dieser Wert beinhaltet jedoch noch
keinen Beratungsaufwand.

Die Verwaltungsreform wird von Herrn Harms als sehr sinnvoll angesehen, da nun
notwendige Abstimmungen zwischen den bisherigen LWK entfallen. Bislang
wurden unterschiedliche Vordrucke verwendet und es wurden zahlreiche
Doppelarbeiten verrichtet. Da die NLG in ganz NI tétig ist, kam es immer wieder
zu Auslegungsdifferenzen zwischen den LWK mit entsprechendem Unversténdnis
in der Praxis.

Die Kontrolle der geférderten Betriebe erstreckt sich jedes Jahr auf 5% der
ausgezahlten Mittel. Rund 10 % der gefdrderten Betrieben werden pro Jahr einer
Vor-Ort-Kontrolle unterzogen. Die Kontrollfalle werden teilweise nach Risiko
ausgewéhlt (z.B. hinsichtlich der Zweckbindungsfrist). Es existiert z. B. eine
besondere Dienstanweisung, nach der als Prioritatsfaktor fir die Kontrollauswahl
nach Risiko die gemeinsame Existenz von Landwirtschaft und Gewerbe in einem
Unternehmen gilt. Fir die Ahndung von Verstolen existiert ein differenzierter
Sanktionskatalog.

Gegen eine Ablehnung eines Bewilligungsbescheides st in NI kein
Widerspruchsverfahren moglich; Landwirte, die mit der
Bewilligungsentscheidung nicht einverstanden sind, missen daher sofort den
Klageweg beschreiten.

Erstellt von Bernhard Forstner (23.2.2005)
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	3.11 Wie könnte das Förderverfahren aus Ihrer Sicht verbessert werden? 

	4 Generelle Investitionshemmnisse  
	4.1 Was sind aus Ihrer Sicht die größten Hemmnisse bzw. Schwierigkeiten für mehr Investitionen in Ihrem Betrieb? 
	4.2 Gibt es abgesehen von der Investitionsförderung Maßnahmen, die die Politik ergreifen kann, um Investitionshemmnisse zu beseitigen / zu reduzieren ? 
	4.2.1 Welche Maßnahmen sind dies aus Ihrer Sicht ? 


	5 Investitionsförderung und überbetriebliche Kooperationen 
	5.1 Von Seiten der landwirtschaftlichen Beratung und in Fachblättern werden häufig Betriebsgemeinschaften bzw. Betriebszweiggemeinschaften als mögliche Reaktion auf den zunehmend schärferen Wettbewerb gesehen. Sind Sie Mitglied in einer Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft?  
	5.1.1 Haben Sie schon einmal erwogen, weitere Wachstumsschritte im Rahmen einer Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft mit einem anderen Betrieb zu gehen ? 
	5.1.1.1 Was sind für Sie die wesentlichen Gründe, eine solche Kooperation in Erwägung zu ziehen? 
	5.1.1.2 Was sind die Gründe dafür, dass Sie diese Überlegungen noch nicht in die Tat umgesetzt haben ? 
	5.1.1.3 Spielen Probleme im Zusammenhang mit Investitionen und Investitionsförderung eine Rolle ? 
	5.1.1.4 Was müsste geschehen bzw. welche Unterstützung würden Sie benötigen, um eine solche Kooperation erfolgversprechend aufzubauen ? 
	5.1.1.5 Warum ist die Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft für Sie keine überlegenswerte Alternative? 
	5.1.1.6 Spielen mögliche Probleme mit Investitionen oder der Investitionsförderung in einer solchen Kooperation dabei eine Rolle? 

	5.1.2 Welche positiven Auswirkungen ergeben sich für Sie aus der Betriebszweigs- oder Betriebsgemeinschaft mit anderen Betrieben? 
	5.1.3 Welche negativen Auswirkungen ergeben sich für Sie aus der Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft mit anderen Betrieben? 
	5.1.4 Hat die Tatsache, dass Sie im Rahmen einer solchen Kooperation wirtschaften, irgendeinen Einfluss auf die Förderung Ihrer gemeinsam getätigten Investition gehabt? 
	5.1.4.1 Welche Einflüsse waren das und wie bewerten Sie diese? 
	5.1.4.1.1 Was sollte an der Investitionsförderung verändert werden, damit diese störenden Einflüsse in Zukunft nicht mehr auftreten oder damit sich Ihre Kooperation noch besser als bisher entwickeln kann? 



	5.2 Welche Erfahrungen gibt es in Ihrer Nachbarschaft oder in Ihrem sonstigen betrieblichen Umfeld mit überbetrieblichen Kooperationen? ________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

	6 Agrarreform, Investitionen und Investitionsförderung  
	6.1 Fühlen Sie sich durch Fachpresse, Beratung oder andere Quellen ausreichend informiert und beraten im Hinblick auf die Bewertung der Agrarreform und die Ableitung von Konsequenzen für Ihren Betrieb ? 
	6.2 Was sind die wesentlichen, betriebswirtschaftlich relevanten Auswirkungen der aktuellen Agrarreform für Ihren Betrieb? 
	6.3 Hat die im Januar 2005 in Kraft getretene Agrarreform einen Einfluss auf Ihre Investitionsplanungen?  
	6.3.1 Wie wurden Ihre Pläne dadurch geändert? 
	6.3.1.1 Bitte nennen Sie jeweils die ursprüngliche Planung vor der Reform und die aktuelle. 



	7 Bewertung des AFP 
	7.1 Sollte der Staat Investitionen in der Landwirtschaft fördern? 
	7.1.1 Welche Ziele sollte der Staat mit der Investitionsförderung verfolgen? 

	7.2 Welches sind aus Ihrer Sicht die entscheidenden Kenngrößen für die Beurteilung der Entwicklungsfähigkeit (Rationalisierung und Wettbewerbsfähigkeit) von Milchviehbetrieben? 
	7.3 Wenn öffentliche Mittel knapper werden, kann der Staat innerhalb der Investitionsförderung entweder nach der Rasenmäher-Methode die Zahlungen für jeden Förderfall reduzieren oder aber Förderschwerpunkte bilden.  Welche der beiden Möglichkeiten würden Sie bevorzugen? 
	7.4 Insgesamt gibt es eine ganze Anzahl von Instrumenten zur Förderung der Agrarstruktur und des ländlichen Raumes. Ich lese Ihnen jetzt einige der bedeutendsten vor und Sie sagen mir bitte, ob Sie das Instrument persönlich für wirkungsvoll oder weniger wirkungsvoll halten.                                  Erst die ganze Liste vorlesen und dann langsam noch mal die einzelnen Punkte.  
	7.5 Für eine Investitionsförderung im Rahmen einer großen Investition (über 100.000 €) in landwirtschaftlichen Betrieben sind verschiedene Förderinstrumente denkbar: 
	7.5.1 Bitte sagen Sie mir auch, welche Vor- und Nachteile die einzelnen Möglichkeiten aus Ihrer Sicht beinhalten. 
	7.5.1.1 Bindung an die Kreditaufnahme und Zahlung eines Zuschusses 
	7.5.1.2 keine Bindung an einen Kredit, reduzierter Zuschuss in Prozent der Investitionssumme 
	7.5.1.3 Übernahme einer Kreditausfallbürgschaft durch den Staat 



	8 Familiäre Situation / Leitung / Nachfolge 
	8.1 Alter 
	8.1.1 Alter der / des Betriebsleiters/in: ________ Jahre 

	8.2 Nicht bei juristischen Personen: Berufstätigkeit außerhalb des Betriebes von BL / Ehegatte, ggf. Nachfolger / Ehegatte ? Falls ja Seit wann ? _____________ Zeitlicher Umfang ? _______________ Netto-Verdienst (€/Monat) _______________ 
	8.3 Berufsausbildung und –erfahrung des BL 
	8.3.1 Nehmen Sie an Weiterbildungsmaßnahmen teil ? 

	8.4 Wann haben Sie den Hof (jur. Pers.: die Leitung des Betriebes) übernommen? ________ 
	8.5 Falls Betriebsleiter älter als 50 Jahre ist: Haben Sie schon eine Regelung für Ihre Nachfolge? Ja ( Nein ( Ungewiss ( 
	8.5.1 Alter des (Hof-) Nachfolgers: ________ Jahre 
	8.5.2 Welche Berufsausbildung und –erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder Auslandsaufenthalte, hat der (Hof-) Nachfolger? 

	8.6 Nicht bei Jur. Personen: Gibt es Besonderheiten auf Ihrem Betrieb, die Ihr Wirtschaften beeinflussen, wie z.B. Pflege von Angehörigen, Kinderbetreuung, hohes Altenteil, außergewöhnliche finanzielle Belastungen?  Wenn ja, bitte beschreiben Sie diese. 

	9  Spezialteil „Kleine Investitionen – Initialwirkung“ 
	9.1 Folgeinvestitionen 
	9.1.1 Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geförderten Investition Folgeinvestitionen  (> 20.000 Euro), die Sie bereits durchgeführt haben? 
	9.1.1.1 was das für Investitionen sind,  
	9.1.1.2 um welches Investitionsvolumen es sich jeweils handelt, 
	9.1.1.3 wie sie finanziert werden (sollen), 
	9.1.1.4 wann sie ggf. umgesetzt wurden,  
	9.1.1.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen. 

	9.1.2 Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geförderten Investition Folgeinvestitionen, die Sie konkret planen? Ja: ( Nein: (  
	9.1.2.1 was das für Investitionen sind,  
	9.1.2.2 um welches Investitionsvolumen es sich jeweils handelt, 
	9.1.2.3 wie sie finanziert werden (sollen), 
	9.1.2.4 wann sie ggf. umgesetzt werden,  
	9.1.2.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen. 

	9.1.3  Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geförderten Investition Folgeinvestitionen, die Sie vage angedacht haben? Ja: ( Nein: (  
	9.1.3.1 was sind das für Investitionen,  
	9.1.3.2 um welches Investitionsvolumen handelt es sich jeweils, 
	9.1.3.3 wie sie finanziert werden (sollen), 
	9.1.3.4 wann sie ggf. umgesetzt werden, 
	9.1.3.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen.  

	9.1.4 Gab es im direktem Zusammenhang mit der geförderten Investition Folgeinvestitionen, die Sie ursprünglich geplant hatten, die Sie zwischenzeitlich aber wieder verworfen haben?  
	9.1.4.1 Bitte nennen Sie mir Art und Umfang dieser Investitionen  
	9.1.4.2 Warum haben Sie Ihre Pläne wieder geändert? 


	9.2 Haben Sie als Folge der geförderten Investitionen wesentliche Änderungen in Ihrem Betrieb umgesetzt? ( Z.B. bei den verwendeten Produktionsverfahren, durch Ausdehnung/Aufnahme eines neuen Betriebszweiges oder die Aufgabe eines bestehenden Betriebszweiges.)  
	9.2.1 Warum haben Sie das getan?  
	9.2.2 Hatten Sie diese weiteren Maßnahmen bzw. Folgeinvestitionen bereits bei der Planung und Umsetzung der geförderten kleinen Investition geplant, oder sind Sie erst durch die Erfahrung mit der geförderten Investition auf die Idee gekommen, Ihren Betrieb in dieser Weise fortzuentwickeln? 
	9.2.2.1 Welche Erfahrungen haben Sie dazu veranlasst? 


	9.3 Steht die geförderte kleine Investition im Zusammenhang mit einer umfangreicheren Investition? 
	9.3.1 Um was für eine Investition handelt es sich? 
	9.3.2 Wurde diese große Investition staatlich gefördert ? 

	9.4  Innovationsgrad 
	9.4.1 Entspricht die geförderte kleine Investition einem weitgehend ausgereiften Stand der Technik? 
	9.4.2 Existenz ähnlicher Investitionen 
	9.4.2.1 Gibt es ähnliche technische und organisatorische Lösungen bereits auf Ihrem Betrieb? 
	9.4.2.2 Gibt es ähnliche technische und organisatorische Lösungen bereits in Ihrer Nachbarschaft? 
	9.4.2.3 Gibt es ähnliche technische und organisatorische Lösungen bereits in Ihrer Region (Größenordnung Landkreis) ? 

	9.4.3 Interessieren sich andere Betriebsleiter für die von Ihnen durchgeführte Investition ? 
	9.4.4 Gibt es zu Ihrer geförderten kleinen Investition eine begleitende betriebswirtschaftliche Untersuchung? (AfL, LWK, etc.) 
	9.4.5 Sind Sie mit dem privaten oder öffentlichen Beratungsangebot im Zusammenhang mit der geförderten Investition zufrieden ? 

	9.5  Investitionsrisiko 
	9.5.1 Sind die geförderte Investition bzw. der ihr zugeordnete Betriebszweig oder das neue Produktionsverfahren verglichen mit Ihren sonstigen betrieblichen Aktivitäten mit einem besonderen Risiko verbunden? 
	9.5.1.1 Welcher Natur ist dieses Risiko ? 

	9.5.2 War die Kalkulation der Rentabilität Ihrer geförderten Investition im Vergleich mit anderen betrieblichen Investitionen mit einer höheren, vergleichbaren oder geringeren Unsicherheit verbunden ? 


	10  Sonderteil “nicht-geförderte Betriebe” (anstelle von Punkt 3) 
	10.1 Haben Sie in den vergangenen 15 Jahren umfangreiche Investitionen in Ihrem Betrieb durchgeführt?   
	10.1.1 Wenn nein: Warum haben Sie nicht in größerem Umfang investiert? 
	10.1.2 Wenn ja: Was waren das für Investitionen? __________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 
	10.1.2.1 Wurden einige dieser Investitionen öffentlich gefördert? 
	10.1.2.2 Wenn ja: 

	10.1.3 Wurden einige der genannten Investitionen nicht gefördert? 
	10.1.3.1 Welche Investitionen wurden nicht gefördert und warum?  
	 
	10.1.3.2 Warum wurden diese Investitionen nicht gefördert ? 
	10.1.3.2.1 Bitte nennen Sie mir die Gründe für die Ablehnung [offen fragen]:  
	10.1.3.2.2 Bitte nennen Sie mir die Gründe dafür, dass kein Antrag gestellt wurde. 

	10.1.3.3 Haben Sie sich im Zusammenhang mit einer Ihrer letzten Investitionen beraten lassen?  
	10.1.3.3.1 a)  Handelte es sich um eine geförderte Investition?   Ja: ( Nein: ( 

	10.1.3.4 Haben Sie vor, in den nächsten 5 Jahren umfangreiche Investitionen zu tätigen ? 
	10.1.3.4.1 Was für Investitionen? __________________________________________________________________________________________________________________ 
	10.1.3.4.2 Werden Sie hierfür Förderanträge stellen? 
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